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Antrag

der Fraktion der SPD, der Fraktion Die Linke und der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen

Gesetz uber die Versammlungsfreiheit im Land Berlin
Das Abgeordnetenhaus wolle beschliel3en:

Gesetz uber die Versammlungsfreiheit im Land Berlin
Vom ...
Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Gesetz uber die Versammlungsfreiheit im Land Berlin

Artikel 1
Versammlungsfreiheitsgesetz Berlin (VersFG BE)

Vom xx.yy.2020

Inhaltsverzeichnis

Abschnitt 1
Allgemeine Regelungen
§1 Versammlungsfreiheit
82 Begriff der 6ffentlichen Versammlung, Anwendungsbereich
83 Schutz- und Gewaéhrleistungsaufgabe, Deeskalationsgebot

84 Kooperation



Abgeordnetenhaus von Berlin Seite 2 Drucksache 18/2764
18. Wahlperiode

§5 Veranstaltung einer Versammlung
§6 Versammlungsleitung
§7 Rechte der Versammlungsleitung

88 Stérungsverbot

89 Waffen- und Uniformverbot

810  Anwendbarkeit des Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetzes
811 Anwesenheit der Polizei

Abschnitt 2
Versammlungen unter freiem Himmel

812  Anzeige und Veroffentlichungspflicht

8§13 Erlaubnisfreiheit

814 Beschréankungen, Verbot, Auflésung

§15  Befriedeter Bezirk

816 Untersagung der Teilnahme oder Anwesenheit und Ausschluss von Personen
8§17  Durchsuchung und Identitétsfeststellung

818 Bild- und Tontbertragungen und -aufzeichnungen

8§19  Vermummungs- und Schutzausriistungsverbot

820 Privatrechtlich betriebene 6ffentliche Verkehrsflachen

Abschnitt 3
Versammlungen in geschlossenen Rdumen

8§21 Einladung, Ausschluss

8§22 Beschrankung, Verbot, Auflésung

§23  Hausrecht

8§24  Durchsuchung und Identitétsfeststellung

8§25 Bild- und Tonlbertragungen und -aufzeichnungen

Abschnitt 4
Straftaten, Ordnungswidrigkeiten, Einziehung, Kosten

§26  Straftaten

8§27  Ordnungswidrigkeiten
§28  Einziehung

§29  Kosten

Abschnitt 5
Datenverarbeitung

§30 Datenverarbeitung durch die zustdndige Behorde

Abschnitt 6
Schlussbestimmungen

§31  Zustandigkeitsregelungen
8§32 Einschrankung von Grundrechten



Abgeordnetenhaus von Berlin Seite 3 Drucksache 18/2764
18. Wahlperiode

Abschnitt 1
Allgemeine Regelungen

§1
Versammlungsfreiheit

Jede Person hat das Recht, sich ohne Anmeldung oder Erlaubnis friedlich und ohne Waffen mit
anderen zu versammeln und Versammlungen zu veranstalten.

§2
Begriff der 6ffentlichen Versammlung, Anwendungsbereich

(1) Versammlung im Sinne dieses Gesetzes ist eine Ortliche Zusammenkunft von mindestens
zwei Personen zur gemeinschaftlichen, tberwiegend auf die Teilhabe an der 6ffentlichen
Meinungsbildung gerichteten Erdrterung oder Kundgebung. Aufzug ist eine sich fortbewe-
gende Versammlung.

(2) Eine Versammlung ist 6ffentlich, wenn die Teilnahme nicht auf einen individuell bestimm-
ten Personenkreis beschrénkt ist.

(3) Soweit nichts anderes bestimmt ist, gilt dieses Gesetz sowohl fir 6ffentliche als auch fir
nichtéffentliche Versammlungen.

83
Schutz-, und Gewahrleistungsaufgabe, Deeskalationsgebot

(1) Die Berliner Verwaltung wirkt im Rahmen ihrer Zustéandigkeit darauf hin, friedliche Ver-
sammlungen zu schitzen und die Auslibung der Versammlungsfreiheit zu gewéhrleisten.

(2) Aufgabe der zustandigen Behorde ist es,

1. die Durchfiihrung einer nach Maligabe dieses Gesetzes zulassigen Versammlung zu un-
terstutzen, den ungehinderten Zugang zur Versammlung zu ermdglichen und ihre
Durchfiihrung vor Stérungen zu schiitzen,

2. von der Versammlung oder im Zusammenhang mit dem Versammlungsgeschehen von
Dritten ausgehende Gefahren fur die 6ffentliche Sicherheit abzuwehren und

3. die freie Berichterstattung der Medien bei Versammlungen zu gewahrleisten.

(3) Soweit dies erforderlich ist, stellt die zustandige Behdrde bei der Wahrnehmung ihrer Auf-
gaben nach Absatz 2 einen schonenden Ausgleich zwischen der Versammlungsfreiheit und den
Grundrechten Dritter her. Dies gilt auch bei Versammlungen, die sich ortlich und zeitlich tGber-
schneiden wiirden. Die Durchfuihrung einer Gegenversammlung soll in HOr- und Sichtweite der
Ausgangsversammlung ermdglicht werden.

(4) Bei der Erfullung ihrer Aufgaben wirkt die zustdndige Behorde darauf hin, bei konflikt-
trachtigen Einsatzlagen Gewaltbereitschaft und drohende oder bestehende Konfrontationen
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zielgruppenorientiert zu verhindern oder abzuschwéchen, um eine nachhaltige Befriedung der
jeweiligen Lage zu ermdglichen.

§ 4 Kooperation

(1) Soweit es nach Art und Umfang der Versammlung erforderlich ist, bietet die zustandige
Behdrde der Person, die eine 6ffentliche Versammlung veranstaltet oder der die Leitung uber-
tragen worden ist, rechtzeitig ein Kooperationsgesprach an, um die Gefahrenprognose und
sonstige Umsténde, die fiir die ordnungsgemaie Durchflihrung der Versammlung wesentlich
sind zu erortern. Bestehen Anhaltspunkte fiir Gefahren, die geméaR 8§ 14 Absatz 1, 22 Ab-
satz 1 zu einem Verbot oder Beschrankungen fiihren kdnnen, gibt die zustdndige Behdrde Ge-
legenheit, durch ergédnzende Angaben oder Verdnderungen der beabsichtigten Versammlung
ein Verbot oder Beschrankungen zu vermeiden.

(2) Die zustandige Behorde informiert die Person, die eine Offentliche Versammlung veranstal-
tet oder der die Leitung Ubertragen worden ist, tber die Gefahrenlage und -prognose sowie
deren Anderungen, soweit dieses nach Art und Umfang der Versammlung erforderlich ist.

§5
Veranstaltung einer Versammlung

Wer zu einer Versammlung einladt oder die Versammlung nach § 12 anzeigt, veranstaltet eine
Versammlung. In der Einladung zu einer Versammlung ist der oder die Veranstaltende anzu-
geben.

§6
Versammlungsleitung

(1) Wer eine Versammlung veranstaltet, leitet die Versammlung. Veranstalten mehrere Perso-
nen eine Versammlung, bestimmen diese die Versammlungsleitung. Veranstaltet eine Verei-
nigung die Versammlung, so wird sie von der Person geleitet, die fur die Vereinigung hand-
lungsbefugt ist.

(2) Die Versammlungsleitung ist Gbertragbar.

(3) Gibt es keine Person, die die Versammlung veranstaltet, kann die Versammlung eine Ver-
sammlungsleitung bestimmen.

(4) Die Vorschriften dieses Gesetzes Uber die Versammlungsleitung gelten fur nichtoffentli-
che Versammlungen nur, wenn eine Versammlungsleitung bestimmt ist.

§7
Rechte der Versammlungsleitung

(1) Die Versammlungsleitung sorgt fiir den ordnungsgemaRen Ablauf der Versammlung und
unterstitzt einen friedlichen Verlauf. Sie darf die Versammlung jederzeit unterbrechen oder
schliel3en.
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(2) Die Versammlungsleitung kann sich der Hilfe von Ordnerinnen und Ordnern bedienen.
Diese mussen bei Versammlungen unter freiem Himmel gut sichtbar mit der Bezeichnung
,ordnerin“ oder ,,Ordner* gekennzeichnet sein. Die Vorschriften dieses Gesetzes fur Teilneh-
mende der Versammlung gelten auch fir Ordnerinnen und Ordner.

(3) Die zur Aufrechterhaltung der Ordnung in der Versammlung getroffenen Anweisungen der
Versammlungsleitung und der Ordnerinnen und Ordner sind von den Teilnehmenden zu befol-
gen.

(4) Die Versammlungsleitung darf Personen, die die Ordnung der Versammlung erheblich sto-
ren, aus der Versammlung ausschliel3en. Wer aus der Versammlung ausgeschlossen wird, hat
sich unverziglich zu entfernen.

88
Storungsverbot

Es ist verboten, eine Versammlung mit dem Ziel zu storen, deren Durchfiihrung erheblich zu
behindern oder zu vereiteln.

89
Waffen- und Uniformverbot
(1) Es ist verboten,

1. Waffen oder

2. sonstige Gegensténde, die ihrer Art nach zur Verletzung von Personen oder zur Herbei-
fuhrung erheblicher Schaden an Sachen geeignet und den Umstanden nach dazu bestimmt
sind,

bei Versammlungen oder auf dem Weg zu oder von Versammlungen mit sich zu fihren, zu
Versammlungen hinzuschaffen oder sie zur Verwendung bei Versammlungen bereitzuhalten
oder zu verteilen.

(2) Es ist verboten, in einer Versammlung durch das Tragen von Uniformen oder Uniformtei-
len oder sonst ein einheitliches Erscheinungsbild vermittelnden Kleidungssticken in einer Art
und Weise aufzutreten, die dazu geeignet und bestimmt ist, im Zusammenwirken mit anderen
teilnehmenden Personen Gewaltbereitschaft zu vermitteln und dadurch einschiichternd zu
wirken.

(3) Die zustandige Behorde trifft zur Durchsetzung der Verbote nach Absatz 1 Nummer 2 und
Absatz 2 Anordnungen, in denen die vom Verbot erfassten Gegenstande oder Verhaltensweisen
bezeichnet sind.

8§10
Anwendbarkeit des Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetzes
(ASOQG)

(1) Soweit dieses Gesetz die Abwehr von Gefahren gegeniiber einzelnen Teilnehmenden nicht
regelt, sind MalRnahmen gegen sie nach dem Allgemeinen Sicherheit- und Ordnungsgesetz
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zuldssig, wenn von ihnen nach den zum Zeitpunkt der MaRnahme erkennbaren Umsténden
vor oder bei der Durchfiihrung der Versammlung oder im Anschluss an sie eine unmittelbare
Gefahr fur die 6ffentliche Sicherheit ausgeht.

(2) Fur Versammlungen in geschlossenen Rdumen gilt Absatz 1 flir den Fall, dass von den
Teilnehmenden eine unmittelbare Gefahr im Sinne von § 22 Absatz 1 ausgeht.

(3) Maltnahmen vor Beginn der Versammlung, die die Teilnahme an der Versammlung unter-
binden sollen, setzen eine Teilnahmeuntersagung nach § 16 Absatz 1 oder 8 22 voraus.

811
Anwesenheit der Polizei

Die Polizei kann anwesend sein

1. bei Versammlungen unter freiem Himmel, wenn dies zur polizeilichen Aufgabenerfil-
lung nach diesem Gesetz erforderlich ist,

2. bei Versammlungen in geschlossenen Raumen, wenn dies zur Abwehr einer unmittel-
baren Gefahr im Sinne von § 22 Absatz | erforderlich ist.

Nach Satz 1 anwesende Polizeikrafte haben sich der Versammlungsleitung zu erkennen zu ge-
ben; bei Versammlungen unter freiem Himmel gentigt es, wenn dies durch die polizeiliche Ein-
satzleitung erfolgt. Auf diese findet § 9 keine Anwendung.

Abschnitt 2
Versammlungen unter freiem Himmel

8§12
Anzeige und Veroffentlichungspflicht

(1) Wer eine offentliche Versammlung unter freiem Himmel veranstalten will, hat dies der zu-
stdndigen Behdrde spétestens 48 Stunden vor der Einladung zu der Versammlung anzuzeigen.
Veranstalten mehrere Personen eine Versammlung, ist nur eine Anzeige abzugeben. Die An-
zeige muss schriftlich, elektronisch oder zur Niederschrift erfolgen.

(2) Die Anzeige muss insbesondere den geplanten Ablauf der Versammlung nach Ort, Zeit und
Thema bezeichnen, bei Aufziigen auch den beabsichtigten Streckenverlauf. Sie muss Name und
Anschrift sowie Angaben zu Erreichbarkeit der anzeigenden Person und der Person, die sie
leiten soll, enthalten.

(3) Wird die Versammlungsleitung erst spater bestimmt, sind Name, Anschrift und Angaben
uber die Erreichbarkeit der vorgesehenen Person der zustandigen Behorde unverzuglich mitzu-
teilen.

(4) Wenn die Versammlungsleitung sich der Hilfe von Ordnerinnen und Ordnern bedient, ist
ihr Einsatz unter Angabe der Zahl der dafiir voraussichtlich eingesetzten Personen der zustan-
digen Behdrde mitzuteilen.
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(5) Wesentliche Anderungen der Angaben nach Absatz 1 bis 4 sind der zustandigen Behorde
unverziglich mitzuteilen.

(6) Wenn der Zweck der Versammlung durch eine Einhaltung der Frist nach Absatz 1 Satz 1
gefahrdet wirde (Eilversammlung), ist die Versammlung spatestens mit der Einladung bei der
zustandigen Behorde oder bei der Polizei anzuzeigen. Die Anzeige kann in diesem Fall auch
telefonisch erfolgen.

(7) Die Anzeigepflicht entfallt, wenn sich die Versammlung aufgrund eines spontanen Ent-
schlusses augenblicklich bildet (Spontanversammlung).

(8) Die zustandige Behorde hat Ort, Zeit und Thema der angezeigten Versammlung zu verof-
fentlichen. Sofern es sich um einen Aufzug handelt, hat sie auch den Streckenverlauf zu verof-
fentlichen.

8§13
Erlaubnisfreiheit

Fur eine 6ffentliche Versammlung unter freiem Himmel sind keine behdrdlichen Erlaubnisse
erforderlich, die sich auf die Benutzung der 6ffentlichen VVerkehrsflachen beziehen.

8§14
Beschrankungen, Verbot, Auflésung

(1) Die zustandige Behorde kann die Durchfiihrung einer Versammlung unter freiem Himmel
beschrénken oder verbieten und die Versammlung nach deren Beginn aufl6sen, wenn nach den
zur Zeit des Erlasses der Malinahmen erkennbaren Umstanden die 6ffentliche Sicherheit bei
Durchfihrung der Versammlung unmittelbar gefahrdet ist.

(2) Eine Versammlung kann insbesondere verboten, beschrankt oder nach deren Beginn aufge-
I6st werden, wenn

1. nach den zur Zeit des Erlasses der Verfligung erkennbaren Umsténden die unmittelbare
Gefahr besteht, dass in der Versammlung in einer Weise, die geeignet ist, den 6ffentli-
chen Frieden zu storen,

a) gegen eine nationale, durch rassistische Zuschreibung beschriebene, religiose oder
durch ihre ethnische Herkunft bestimmte Gruppe, gegen Teile der Bevolkerung oder
gegen einen Einzelnen wegen seiner Zugehorigkeit zu einer vorbezeichneten
Gruppe oder zu einem Teil der Bevolkerung zum Hass aufgestachelt, zu Gewalt-
oder WillkirmalRnahmen aufgefordert oder

b) die Menschenwirde anderer dadurch angegriffen wird, dass eine vorbezeichnete
Gruppe, Teile der Bevolkerung oder ein Einzelner wegen seiner Zugehorigkeit zu
einer vorbezeichneten Gruppe oder zu einem Teil der Bevilkerung beschimpft, bds-
willig veréchtlich gemacht oder verleumdet wird,
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2. nach den zur Zeit des Erlasses der Verfugung erkennbaren Umstanden die unmittelbare
Gefahr besteht, dass in einer Weise, die geeignet ist, den 6ffentlichen Frieden zu stéren,
durch die Versammlung die nationalsozialistische Gewalt- und Willkirherrschaft gebil-
ligt, verherrlicht oder gerechtfertigt wird, auch durch das Gedenken an fuhrende Repra-
sentanten des Nationalsozialismus, oder

3. die Versammlung an einem in der Anlage zu diesem Gesetz genannten Tag oder einem
Ort stattfindet, dem ein an die nationalsozialistische Gewalt- und Willkurherrschaft er-
innernder Sinngehalt mit gewichtiger Symbolkraft zukommt, und nach den zur Zeit des
Erlasses der Verfligung erkennbaren Umstédnden die unmittelbare Gefahr besteht, dass
durch die Versammlung die Wirde der Opfer beeintrachtigt wird. Durch Rechtsverord-
nung kann der Senat weitere Orte im Sinne von Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 bestimmen,
wenn die dort genannten VVoraussetzungen vorliegen.

Gleiches gilt, wenn die Versammlung aufgrund der konkreten Art und Weise ihrer Durchfiih-
rung

1. geeignet oder dazu bestimmt ist, Gewaltbereitschaft zu vermitteln.

2. in ihrem Gesamtgepréage an die Riten und Symbole der nationalsozialistischen Gewalt-
herrschaft anknlpft

und dadurch einschichternd wirkt oder in erheblicher Weise gegen das sittliche Empfinden der
Birgerinnen und Burger und grundlegende soziale oder ethische Anschauungen verstoRt.

(3) Verbot oder Auflésung setzen voraus, dass Beschrankungen nicht ausreichen.

(4) Geht eine unmittelbare Gefahr flr die 6ffentliche Sicherheit von Dritten aus, sind Mal3nah-
men der Gefahrenabwehr gegen diese zu richten. Kann dadurch die Gefahr auch unter Heran-
ziehung von landes- oder bundesweit verfligbaren Polizeikréaften nicht abgewehrt werden, dur-
fen MalRnahmen nach Absatz 1 auch zulasten der Versammlung ergriffen werden, von der die
Gefahr nicht ausgeht. Ein Verbot oder die Aufldsung dieser Versammlung setzt Gefahren fir
Leben oder Gesundheit von Personen oder flr Sachgter von erheblichem Wert voraus.

(5) Sollen eine beschréankende Verfligung oder ein Verbot ausgesprochen werden, sind die VVo-
raussetzungen und die Ermessenserwégungen unverzuglich der Veranstalterin oder dem Ver-
anstalter oder der Versammlungsleitung bekannt zu geben. Die Bekanntgabe einer nach Ver-
sammlungsbeginn erfolgenden beschrankenden Verfigung oder einer Aufldsung muss unter
Angabe des Grundes der Malinahme und auch gegenuber den Teilnehmenden der Versamm-
lung erfolgen, sofern dies moéglich und zumutbar ist.

(6) Eine verbotene Versammlung soll aufgelost werden. Sobald die Versammlung fir aufgeldst
erklart ist, haben alle anwesenden Personen sich unverziglich zu entfernen. Es ist verboten,
anstelle der aufgeltsten Versammlung eine Ersatzversammlung am gleichen Ort durchzufiih-
ren.

(7) Es ist verboten, 6ffentlich, im Internet oder durch Verbreiten von Schriften, Ton- oder Bild-
tragern, Datenspeichern, Abbildungen oder anderen Darstellungen zur Teilnahme an einer Ver-
sammlung unter freiem Himmel aufzufordern, deren Durchftihrung durch ein vollziehbares
Verbot untersagt oder deren vollziehbare Aufldsung angeordnet worden ist.
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815
Befriedeter Bezirk

(1) Fur den Tagungsort des Abgeordnetenhauses von Berlin wird ein befriedeter Bezirk gebil-
det. Dieser wird durch folgende Straf3en begrenzt:

Niederkirchnerstral3e von der Wilhelmstralie bis zur Stresemannstrale, einschlieRlich der Geh-
wege, und die jeweils angrenzenden Kreuzungsbereiche von NiederkirchnerstraRe und Strese-
mannstralle sowie von Niederkirchnerstrale, Wilhelmstral3e und Zimmerstralie.

(2) Innerhalb des befriedeten Bezirks konnen unbeschadet von § 14 von der Prasidentin oder
dem Prasidenten des Abgeordnetenhauses Versammlungen unter freiem Himmel zu Sitzungs-
zeiten des Abgeordnetenhauses, seiner Ausschiisse oder Organe verboten werden, wenn eine
Beeintrachtigung derer Téatigkeiten oder eine Behinderung des freien Zugangs zum Abgeord-
netenhaus zu besorgen ist. Die Préasidentin oder der Prasident des Abgeordnetenhauses unter-
richtet den Altestenrat sowie die Behorde, bei der nach § 12 die Versammlung anzuzeigen ist,
unverziglich Gber eine Entscheidung nach Satz 1.

(3) Die Behorde, bei der nach § 12 die Versammlung anzuzeigen ist, unterrichtet die Présidentin
oder den Présidenten des Abgeordnetenhauses unverzuglich tber die Anzeige von Versamm-
lungen innerhalb des befriedeten Bezirks.

816
Untersagung der Teilnahme oder Anwesenheit und Ausschluss von Personen

(1) Die zustadndige Behorde kann einer Person die Teilnahme an oder Anwesenheit in einer
Versammlung unter freiem Himmel vor deren Beginn untersagen oder beschréanken, wenn von
ihr nach den zur Zeit des Erlasses der Verfligung erkennbaren Umsténden bei Durchfiihrung
der Versammlung eine unmittelbare Gefahr fiir die 6ffentliche Sicherheit ausgeht.

(2) Wer durch sein Verhalten in der Versammlung die 6ffentliche Sicherheit unmittelbar ge-
fahrdet, ohne dass die Versammlungsleitung dies unterbindet, oder wer einer Anweisung nach
8 7 Absatz 3 zuwiderhandelt, kann von der zustdndigen Behorde ausgeschlossen werden. Wer
aus der Versammlung ausgeschlossen wird, hat sich unverziglich zu entfernen.

817
Durchsuchung und ldentitétsfeststellung

(1) Bestehen tatsachliche Anhaltspunkte dafiir, dass am Ort der Versammlung oder auf unmit-
telbaren Weg dorthin Waffen mitgefuhrt werden oder der Einsatz von Gegenstanden im Sinne
von 8 9 Absatz 1 Nummer 2 und Absatz 2 oder § 19 oder von Gegenstanden, deren Verwen-
dung oder Mitnahme durch Beschrdnkungen nach § 14 Absatz 1 untersagt wurde, die 6ffentli-
che Sicherheit bei Durchfiihrung einer 6ffentlichen Versammlung unter freiem Himmel unmit-
telbar geféhrden wird, kénnen Personen und Sachen durchsucht werden. Aufgefundene Gegen-
stdnde im Sinne von Satz 1 konnen sichergestellt werden. Die Sicherstellung und die Durch-
fuhrung der Durchsuchung richten sich nach dem Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsge-
setz.
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(2) ldentitatsfeststellungen sowie weitere polizei- und ordnungsrechtliche oder strafprozessuale
MalRnahmen sind am Ort der Versammlung oder auf dem unmittelbaren Weg dorthin nur zu-
lassig, soweit sich tatséchliche Anhaltspunkte flir einen gegenwartigen oder bevorstehenden
VerstoR gegen 88 9, 19, nach § 14 Absatz 1 erlassene Beschrdnkungen oder flr die Begehung
strafbarer Handlungen ergeben. Diese Anhaltspunkte sind der betroffenen Person auf Auffor-
derung mitzuteilen.

(3) Durchsuchungen und Identitatsfeststellungen nach den Absédtzen 1 und 2 sind so durchzu-
fihren, dass dadurch die Teilnahme an der Versammlung nicht unverh&ltnisméfi3ig behindert
oder wesentlich verzdgert wird.

8§18
Bild- und Tontbertragungen und -aufzeichnungen

(1) Die Polizei darf von Teilnehmenden bei oder im Zusammenhang mit einer Offentlichen
Versammlung unter freiem Himmel oder einem Aufzug Bild- und Tonaufnahmen nur offen und
nur dann anfertigen, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass von diesen Personen eine
erhebliche Gefahr fur die 6ffentliche Sicherheit ausgeht. Die MaBnahmen dirfen auch durch-
gefuhrt werden, wenn Dritte unvermeidbar betroffen werden.

(2) Die Polizei darf Ubersichtsaufnahmen von Versammlungen unter freiem Himmel sowie
ihrem Umfeld nur anfertigen, wenn dies wegen der GroRRe oder Unibersichtlichkeit der Ver-
sammlung im Einzelfall zur Lenkung und Leitung des Polizeieinsatzes erforderlich ist. Die
Ubersichtsaufnahmen sind offen anzufertigen und diirfen weder aufgezeichnet werden noch zur
Identifikation der Teilnehmenden genutzt werden. Die Versammlungsleitung ist unverziglich
iiber die Anfertigung von Ubersichtsaufnahmen in Kenntnis zu setzen.

(3) Die Aufzeichnungen nach Absatz 1 sind nach Beendigung der 6ffentlichen Versammlung
oder zeitlich und sachlich damit unmittelbar im Zusammenhang stehender Ereignisse unver-
zuglich zu l6schen, soweit sie nicht erforderlich sind:

1. zur Verfolgung von Straftaten von Teilnehmenden in oder im Zusammenhang mit der Ver-
sammlung oder von Ordnungswidrigkeiten nach § 27 Absatz 1 Nummer 6,

2. im Einzelfall zur Gefahrenabwehr, wenn von der betroffenen Person in oder im Zusammen-
hang mit der Versammlung die konkrete Gefahr einer Verletzung von Strafgesetzen ausging
und zu besorgen ist, dass bei einer kiinftigen Versammlung von dieser Person erneut die Gefahr
der Verletzung von Strafgesetzen ausgehen wird,

3. zur befristeten Dokumentation polizeilichen Handelns, sofern eine Gefahr der offentlichen
Sicherheit eingetreten ist oder

4. zum Zwecke der polizeilichen Aus- und Fortbildung; hierzu ist eine eigene Fassung herzu-
stellen, die eine ldentifizierung der darauf abgebildeten Personen unumkehrbar ausschlief3t.

Die Aufzeichnungen, die aus den in Satz 1 genannten Griinden nicht geléscht wurden, sind
spatestens nach Ablauf von drei Monaten nach ihrer Anfertigung zu léschen, sofern sie nicht
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inzwischen zur Durchfihrung eines Straf- oder Ordnungswidrigkeitenverfahrens genutzt wer-
den oder Gegenstand oder Beweismittel eines Rechtsbehelfs oder gerichtlichen Verfahrens sind
oder zur Gefahrenabwehr nach Nummer 2 erforderlich sind. Die Loschung der Aufzeichnungen
ist zu dokumentieren. Aufer zu den in Nummern 1 bis 4 genannten Zwecken duirfen Aufzeich-
nungen nicht genutzt werden.

(4) Die von einer Aufzeichnung nach Absatz 1 betroffene Person ist Uber die Malinahme zu
unterrichten, sobald ihre Identitat bekannt ist und sofern die nach Absatz 3 Satz 1 Nummern 1
bis 3 zuldssigen Verwendungszwecke der Aufzeichnung nicht gefdhrdet werden. Bei einem
durch die Malinahme unvermeidbar betroffenen Dritten im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 unter-
bleibt die Unterrichtung, wenn die Identifikation nur mit unverhaltnismaRigen Ermittlungen
madglich wére oder tiberwiegend schutzwiirdige Interessen anderer Betroffener entgegenstehen.

(5) Die Griinde fiur die Anfertigung von Bild- und Tonaufzeichnungen nach Absatz 1 und fir
ihre Verwendung nach Absatz 3 sowie fiir die Anfertigung von Ubersichtsaufnahmen nach Ab-
satz 2 sind zu dokumentieren. Werden von Aufzeichnungen eigene Fassungen flr die Verwen-
dung zur polizeilichen Aus- und Fortbildung erstellt, sind die Anzahl der hergestellten Fassun-
gen sowie der Ort der Aufbewahrung zu dokumentieren.

(6) Die behordlichen Datenschutzbeauftragten der Polizei und die Datenschutzbeauftragte des
Landes Berlin kdnnen die Einhaltung der Dokumentationspflichten nach Absatz 3 Satz 3 und
Absatz 5 regelmaRig tGberprifen.

§19
Vermummungs- und Schutzausriistungsverbot

(1) Es ist verboten, bei oder im Zusammenhang mit einer Versammlung unter freiem Himmel
Gegensténde zu verwenden,

1. die zur Identitatsverschleierung geeignet und den Umstanden nach darauf gerichtet
sind, eine zu Zwecken der Verfolgung einer Straftat oder einer Ordnungswidrigkeit
durchgefuhrte Feststellung der Identitat zu verhindern, oder

2. die als Schutzausristung geeignet und den Umsténden nach darauf gerichtet sind, Voll-
streckungsmalinahmen eines Tragers von Hoheitsgewalt abzuwehren.

(2) Die zustandige Behorde trifft zur Durchsetzung des Verbots Anordnungen, in denen die
vom Verbot erfassten Gegenstéande bezeichnet sind.

8§20
Privatrechtlich betriebene 6ffentliche VVerkehrsflachen

(1) Offentliche Versammlungen dirfen auf privatrechtlich betriebenen Verkehrsflachen von
Grundstiicken durchgefiihrt werden, wenn diese der Allgemeinheit gedffnet sind und die
Grundstucke sich im Eigentum von Unternehmen befinden, die Giberwiegend oder ausschliel3-
lich im Eigentum der 6ffentlichen Hand stehen oder von ihr beherrscht werden.
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(2) Werden Verkehrsflachen, die der Allgemeinheit gedffnet sind, von Unternehmen betrieben,
die nicht von der 6ffentlichen Hand beherrscht werden oder stehen diese Verkehrsflachen tber-
wiegend oder ausschlieRlich im Eigentum von Privaten, kénnen offentliche Versammlungen
dort nur durchgefiihrt werden, soweit Uberwiegende Interessen der privaten Eigentimerinnen
und Eigentiimer der Durchfiihrung nicht entgegenstehen. Eine Zustimmung der Eigentiimerin-
nen und Eigentiimer ist insoweit nicht erforderlich.

(3) Die Behorde, bei der nach § 12 die Versammlung anzuzeigen ist, unterrichtet die Eigenti-
merinnen und Eigenttimer von Verkehrsflachen nach Absatz 1 und 2 unverzuglich tber die auf
dieser Flache angezeigten Versammlungen. Eigentimerinnen und Eigentiimer von Verkehrs-
flachen nach Absatz 2 ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Satz 1 und 2 finden keine
Anwendung bei Spontanversammlungen nach § 12 Absatz 7.

Abschnitt 3
Versammlungen in geschlossenen Raumen

8§21
Einladung, Ausschluss

(1) Wer eine 6ffentliche Versammlung in geschlossenen Raumen veranstaltet, darf in der Ein-
ladung bestimmte Personen oder Personenkreise von der Teilnahme ausschlief3en.

(2) Die Leitung einer 6ffentlichen Versammlung in geschlossenen Raumen darf die Anwesen-
heit von Vertretenden der Medien, die sich als solche durch anerkannten Presseausweis oder
durch sonstigen geeigneten Nachweis ausgewiesen haben, nicht unterbinden.

8§22
Beschréankung, Verbot, Auflésung

(1) Die zustandige Behorde kann die Durchfuhrung einer Versammlung in geschlossenen Rau-
men beschranken oder verbieten, die Versammlung nach deren Beginn auch aufldsen, wenn
nach den zur Zeit des Erlasses der Malinahmen erkennbaren Umstanden eine unmittelbare Ge-
fahr

1. eines unfriedlichen Verlaufs der Versammlung,

2. fir Leben oder Gesundheit von Personen oder

3. dafiir besteht, dass in der Versammlung AuRerungen erfolgen, die ein Verbrechen oder
ein von Amts wegen zu verfolgendes Vergehen darstellen.

(2) Verbot oder Auflésung setzen voraus, dass Beschrdnkungen nicht ausreichen.
(3) Geht eine unmittelbare Gefahr fir die in Absatz 1 genannten Rechtsglter von Dritten aus,

sind MaRnahmen der Gefahrenabwehr gegen diese zu richten. Kann dadurch die Gefahr auch
unter Heranziehung von landes- und bundesweit verfligbaren Polizeikréften nicht abgewehrt
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werden, durfen MaRnahmen nach Absatz 1 auch zulasten der Versammlung ergriffen werden,
von der die Gefahr nicht ausgeht.

(4) Sollen eine beschrankende Verfugung oder ein Verbot ausgesprochen werden, so sind diese
nach Feststellung der Voraussetzungen, die diese Verfligung rechtfertigen, unverzuglich der
Veranstalterin oder dem Veranstalter oder der Versammlungsleitung bekannt zu geben. Die
Bekanntgabe einer nach Versammlungsbeginn erfolgenden beschrankenden Verfigung oder
einer Auflésung muss unter Angabe des Grundes der MaRnahme und auch gegeniiber den Teil-
nehmenden der Versammlung erfolgen.

(5) Eine verbotene Versammlung soll aufgelost werden. Sobald die Versammlung fir aufgeldst
erklart ist, haben alle anwesenden Personen sich unverziglich zu entfernen. Es ist verboten,
anstelle der aufgeltsten Versammlung eine Ersatzversammlung am gleichen Ort durchzufiih-
ren.

(6) Es ist verboten, 6ffentlich, im Internet oder durch Verbreiten von Schriften, Ton- oder Bild-
tragern, Datenspeichern, Abbildungen oder anderen Darstellungen zur Teilnahme an einer Ver-
sammlung in geschlossenen Rdumen aufzufordern, deren Durchfiihrung durch ein vollziehba-
res Verbot untersagt oder deren vollziehbare Aufldsung angeordnet worden ist.

8§23
Hausrecht

Die eine Versammlung leitende Person (bt gegenuber anderen Personen als den Teilnehmen-
den das Hausrecht aus.

8§24
Durchsuchung und ldentitétsfeststellung

(1) Bestehen tatsachliche Anhaltspunkte daflir, dass am Ort der Versammlung oder auf unmit-
telbarem Weg dorthin Waffen mitgefihrt werden oder der Einsatz von Gegenstanden im Sinne
von 8 9 Absatz 1 Nummer 2 und Absatz 2 oder von Gegenstanden, deren Verwendung oder
Mitnahme durch Beschréankungen nach § 22 Absatz 1 untersagt wurde, bei Durchfiihrung einer
offentlichen Versammlung in geschlossenen Rdumen Gefahren geméal § 22 Absatz 1 verur-
sacht, konnen Personen und Sachen durchsucht werden. Aufgefundene Gegenstande im Sinne
von Satz 1 kénnen sichergestellt werden. Die Sicherstellung und die Durchfiihrung der Durch-
suchung richten sich nach dem Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetz.

(2) ldentitatsfeststellungen sowie weitere polizei- und ordnungsrechtliche oder strafprozessuale
Malinahmen sind am Ort der Versammlung oder auf unmittelbarem Weg dorthin nur zuléssig,
soweit sich am Ort der Versammlung oder auf unmittelbarem Weg dorthin tatséchliche An-
haltspunkte flr einen gegenwartigen oder bevorstehenden Verstol3 gegen 8 9 oder nach § 26
Absatz | erlassene Beschrankungen oder fir die Begehung strafbarer Handlungen ergeben.
Diese Anhaltspunkte sind der betroffenen Person auf Aufforderung mitzuteilen.

§25
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Bild- und Tontbertragungen und -aufzeichnungen

(1) Unter den Voraussetzungen des § 22 Absatz 1 darf die Polizei Bild- und Tonaufnahmen
sowie entsprechende Aufzeichnungen von Teilnehmenden bei oder im Zusammenhang mit ei-
ner Offentlichen Versammlung in geschlossenen Raumen anfertigen. Die Aufnahmen und Auf-
zeichnungen dirfen auch angefertigt werden, wenn Dritte unvermeidbar betroffen werden. Die
Aufnahmen und Aufzeichnungen sind offen vorzunehmen.

(2) Die Aufzeichnungen nach Absatz 1 sind nach Beendigung der 6ffentlichen Versammlung
oder zeitlich und sachlich damit unmittelbar im Zusammenhang stehender Ereignisse unver-
zuglich zu l6schen. Dies gilt nicht, soweit sie erforderlich sind:

1. zur Verfolgung von Straftaten in oder im Zusammenhang mit der Versammlung, von
denen eine Gefahr im Sinne von § 22 Absatz 1 ausging,

2. im Einzelfall zur Gefahrenabwehr, wenn von der betroffenen Person in oder im Zusam-
menhang mit der Versammlung eine Gefahr im Sinne von 8§ 22 Absatz 1 ausging und zu
besorgen ist, dass bei einer kiinftigen Versammlung von dieser Person erneut Gefahren im
Sinne von § 22 Absatz 1 ausgehen werden.

Die Aufzeichnungen, die aus den in Satz 1 genannten Griinden nicht geléscht wurden, sind
spatestens nach Ablauf von drei Monaten nach ihrer Anfertigung zu léschen, sofern sie nicht
zur Durchfiihrung eines Straf- oder Ordnungswidrigkeitenverfahrens genutzt werden oder Ge-
genstand oder Beweismittel eines Rechtsbehelfs oder gerichtlichen Verfahrens sind. Die L6-
schung der Aufzeichnungen ist zu dokumentieren.

(3) Die von einer Aufzeichnung nach Absatz 1 betroffene Person ist Uber die MalRnahme zu
unterrichten, sobald ihre Identitat bekannt ist und sofern die nach Absatz 2 zuldssigen Verwen-
dungszwecke der Aufzeichnung nicht gefahrdet werden. Bei einem durch die Malinahme un-
vermeidbar betroffenen Dritten im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 unterbleibt die Unterrichtung,
wenn die ldentifikation nur mit unverhaltnisméaligen Ermittlungen moglich ware oder Gberwie-
gend schutzwurdige Interessen anderer Betroffener entgegenstehen.

(4) Die Griinde fiir die Anfertigung von Bild- und Tonaufzeichnungen nach Absatz 1 und fur
ihre Verwendung nach Absatz 2 sind zu dokumentieren. AufBer zu den in Absatz 2 genannten
Zwecken dirfen Aufzeichnungen nicht genutzt werden.

(5) Die behordlichen Datenschutzbeauftragten der Polizei und die Datenschutzbeauftrage des
Landes Berlin konnen die Einhaltung der Dokumentationspflichten nach Absatz 2 Satz 3 und
Absatz 4 regelmaRig Gberprifen.

Abschnitt 4
Straftaten, Ordnungswidrigkeiten, Einziehung, Kosten

826
Straftaten
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(1) Wer in der Absicht, nicht verbotene Versammlungen zu verhindern oder sonst ihre Durch-
fuhrung zu vereiteln, Gewalttatigkeiten vornimmt oder androht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu
zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestratft.

(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer

1. Waffen bei einer Versammlung, auf dem Weg zu einer Versammlung oder im An-
schluss an eine Versammlung mit sich fihrt, zu der Versammlung hinschafft oder sie zur
Verwendung bei ihr bereithélt oder verteilt, wenn die Tat nicht nach § 52 Absatz 3 Num-
mer 9 des Waffengesetzes mit Strafe bedroht ist. Ebenso wird bestraft, wer eine Ordnerin
oder einen Ordner in Versammlungen einsetzt, die oder der Waffen mit sich fthrt.

2. gegen die Leitung oder die Ordnerinnen oder Ordner einer Versammlung in der recht-
maéligen Ausubung von Ordnungsaufgaben Gewalt anwendet oder damit droht,

3. gegen eine Anordnung zur Durchsetzung des Vermummungs- und Schutzausriistungs-
verbots nach § 19 Absatz 1 verstofit,

4. gegen eine Anordnung zur Durchsetzung des Waffenverbots nach § 9 Absatz 1 Num-
mer 2 verstoft.

827
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer

1. als veranstaltende oder leitende Person eine 6ffentliche Versammlung unter freiem Him-
mel ohne eine gemaR 8 12 erforderliche Anzeige oder wesentlich anders als in der Anzeige
angegeben durchfihrt.

2. Offentlich zur Teilnahme an einer Versammlung aufruft, deren Durchfiihrung vollzieh-
bar verboten oder deren Auflosung vollziehbar angeordnet ist,

3. trotz einer behoérdlichen Anordnung, dies zu unterlassen, in der Absicht, nicht verbotene
Versammlungen oder Aufziige zu verhindern oder sonst ihre Durchfuhrung zu vereiteln,
erhebliche Stérungen verursacht,

4. unter den Voraussetzungen der 88§ 14 Absatze 1 bis 3, 15 Absatz 2 oder 22 Absatz 1 und
2 von der zustandigen Behorde oder im Verfahren des gerichtlichen Eilrechtsschutzes er-
lassenen vollziehbaren beschrankenden Verfligungen, Verboten oder Aufldsungen als Lei-
terin oder Leiter oder Veranstalterin oder Veranstalter zuwiderhandelt,

5. unter den Voraussetzungen der 88 14 Absatze 1 bis 3, 15 Absatz 2 oder 22 Absatz 1 und
2 von der zustandigen Behorde oder im Verfahren des gerichtlichen Eilrechtsschutzes er-
lassenen vollziehbaren beschrénkenden Verfligungen, Verboten oder Aufldsungen als Teil-
nehmerin oder Teilnehmer zuwiderhandelt,

6. gegen Anordnungen zur Durchsetzung des Uniformverbots (8 9 Absatz 2) verstofit,
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7. ungeachtet einer gemal § 16 Absatz 1 ausgesprochenen Untersagung der Teilnahme an
oder Anwesenheit in der Versammlung anwesend ist oder sich nach einem geméal 8§ 16
Absatz 2 angeordneten Ausschluss aus der Versammlung nicht unverziglich entfernt,

8. sich trotz einer unter den VVoraussetzungen der 88 14, 15 oder 22 erfolgten Aufldsung
einer Versammlung nicht unverziglich entfernt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Féllen des Absatzes 1 Nummern 1, 5 und 8 mit einer
GeldbuRe bis zu eintausend Euro, in den Fallen des Absatzes 1 Nummer 3 bis zu eintausend-
finfhundert Euro und in den Féllen des Absatzes 1 Nummern 2, 4, 6 und 7 bis zweitausend-
funfhundert Euro geahndet werden.

8§28
Einziehung

Gegenstande, auf die sich eine Straftat nach 8 26 — Straftaten oder eine Ordnungswidrigkeit
nach 8 27 — Ordnungswidrigkeiten bezieht, kdnnen eingezogen werden. 8 74a des Strafgesetz-
buches und § 23 des Gesetzes iber Ordnungswidrigkeiten sind anzuwenden.

829
Kosten

Amtshandlungen nach diesem Gesetz sind kostenfrei.

Abschnitt 5
Datenverarbeitung

§30
Datenverarbeitung durch die zustdndige Behorde

(1) Die zustandige Behorde kann die nach 8 12 Absatz 1 bis 3 erhobenen personenbezogenen
Daten verarbeiten, soweit dies zur Erfullung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz erforderlich
ist.

(2) Die zustandige Behorde kann die nach 8 12 Absatz 1 bis 3 erhobenen personenbezogenen
Daten sowie Informationen zum Verlauf der Versammlung auch zur Beurteilung der Gefahren-
lage bei zukinftigen Versammlungen heranziehen. Zu diesem Zweck dirfen die in Satz 1 ge-
nannten Daten zwei Jahre Giber den Zeitpunkt der Beendigung der Versammlung hinaus gespei-
chert werden.

(3) Die zustandige Behotrde kann die nach § 12 Absatz 1 bis 3 erhobenen personenbezogenen
Daten zur Erfillung ihrer Unterrichtungspflichten nach § 15 Absatz 3 und § 20 Absatz 3 an die
Présidentin oder den Prasidenten des Abgeordnetenhauses und die Eigentiimerin oder den Ei-
gentumer der in 8§ 20 Absatz 2 genannten Verkehrsflache tibermitteln.
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(4) Im Ubrigen bleiben die Vorschriften iiber die Datenverarbeitung im Berliner Datenschutz-
gesetz und im Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetz unberdihrt.

Abschnitt 6
Schlussbestimmungen

8§31
Zustandigkeitsregelungen

Die Polizei Berlin ist sachlich und ortlich zusténdig fur die Durchfiihrung dieses Gesetzes.

§32
Einschrankung von Grundrechten

Das Grundrecht der Versammlungsfreiheit (Artikel 26 VVvB), der informationellen Selbstbe-
stimmung (Art. 33 VVvB), der Freiheit der Person (Art. 8 VvB), der Freiziigigkeit (Art. 17 VvB)
sowie die entsprechenden Grundrechte des GG (Art. 8, Art. 2 Abs. 2, Art. 11 Abs. 1, Art. 2
Abs. 1 iVm Art. 1) werden nach MaRRgabe dieses Gesetzes eingeschrankt.

Anlage zu § 14 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3:
(1) Orte nach § 14 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 sind

1. das Denkmal fur die ermordeten Juden Europas,

2. die Neue Wache - Zentrale Gedenkstatte der Bundesrepublik Deutschland fur die Opfer von
Krieg und Gewaltherrschaft, Unter den Linden;

3. der Bebelplatz mit dem Denkmal zur Erinnerung an die Blcherverbrennung am 10. Mai
1933;

4. die Gedenkstétte Plotzensee, Huttigpfad;

5. das internationale Dokumentations- und Begegnungszentrum "Topographie des Terrors",
Stresemannstral’e/Niederkirchnerstralie;

6. die Gedenk- und Bildungsstatte "Haus der Wannsee-Konferenz“, Am GroRRen Wannsee;

7. das Mahnmal "Gleis 17", Bahnhof Grunewald,;

8. die Statte des Gedenkens an das als Sammellager missbrauchte judische Altersheim in der
GroRen Hamburger Stral3e und die von dort deportierten Menschen;

9. die judischen Friedhofe in der HeerstraRe, der Schonhauser Allee, in Weiliensee, Herbert-
Baum-Strale;

10. das Judische Museum Berlin, Lindenstrae;

11. die Gedenkstatte auf dem Vorplatz des Gemeindehauses der Judischen Gemeinde zu Berlin,
Fasanenstralle;

12. die Gedenkstatte auf dem Parkfriedhof Marzahn flr die Opfer des Sinti- und Roma-Sam-
mellagers, das von 1936 bis 1945 nordlich des Friedhofs eingerichtet war, Wiesenburger Weg;
13. die Gedenkstatte "Kdpenicker Blutwoche", Puchanstrale;

14. die Gedenkstatte am Ort des ehemaligen Zwangsarbeiterlagers in Schoneweide, Britzer
Stralie;
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15. das Museum "Blindenwerkstatt Otto Weidt mit der Gedenkstétte "Stille Helden", Rosent-
haler StraRe,

16. das Deutsch-Russische Museum in Karlshorst, Zwieseler Stral3e,

17. das Denkmal fur die im Nationalsozialismus ermordeten Homosexuellen, Ebertstralie,

18. das Denkmal fur die im Nationalsozialismus ermordeten Sinti und Roma Europas, Simson-
WEeg;

19. das Mahnmal Spiegelwand auf dem Hermann-Ehlers-Platz;

20. die Gedenkstatte Zwangslager, Otto-Rosenberg-Platz, Berlin-Marzahn;

21. der Guterbahnhof Moabit, Ellen-Epstein-Str.;

22. der Gedenk- und Informationsort flr die Opfer der nationalsozialistischen ,,Euthanasie*-
Morde, Tiergartenstral3e und

23. der Gedenkort SA-Gefangnis Papestralie, Werner-VolR-Damm.

(2) Tage nach§ 14 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 sind

1. der 27. Januar, Tag des Gedenkens an die Opfer des Nationalsozialismus (Holocaust-Ge-
denktag),

2. der 8. Mai Tag der Befreiung,

3. der 9. Mai Tag des Sieges Uber den Faschismus und

4. der 9. November, Gedenken an die Reichspogromnacht 1938

Artikel 2

Weitere Gesetzesanderungen

1. Das Gesetz tber Aufnahmen und Aufzeichnungen von Bild und Ton bei Versammlungen
unter freiem Himmel und Aufziigen vom 23. April 2013 (GVBI. 2013, 103) tritt am Tage nach
der Verkiindung dieses Gesetzes auRer Kraft.

2. Das Gesetz uber die Befriedung des Tagungsortes des Abgeordnetenhauses von Berlin (Ber-
liner Bannmeilengesetz) Vom 17. Marz 1983 (GVBI. S. 482), zuletzt gedndert durch Gesetz
vom 16. Februar 1998 (GVBI. S. 18), tritt am Tage nach der Verkiindung dieses Gesetzes aul3er
Kraft.

3. Das Gesetz zum Schutz von Gedenkstatten, die an die Opfer der menschenunwiirdigen Be-
handlung unter der nationalsozialistischen Gewalt- und Willkirherrschaft erinnern (Gedenk-
stattenschutzgesetz) vom 25. Mai 2006 (GVBI. S. 456) tritt am Tage nach der Verkindung
dieses Gesetzes auler Kraft.

Artikel 3

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkiindung im Gesetz- und Verordnungsblatt fr Berlin
in Kraft.
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Begrundung:
Zu Artikel 1:

A. Allgemeiner Teil:

Die Versammlungs- und Meinungsfreiheit zahlen zu den unentbehrlichen und grundlegenden
Funktionselementen eines demokratischen Gemeinwesens. Sie gelten als unmittelbarster Aus-
druck der menschlichen Personlichkeit und als zwei der vornehmsten Menschenrechte tber-
haupt. Sie sind fur eine freiheitliche demokratische Staatsordnung konstituierend, denn sie er-
moglichen erst die stdndige geistige Auseinandersetzung und den Kampf der Meinungen als
Lebenselement dieser Staatsform.

Sie ermoglichen dartber hinaus dem Einzelnen, seine Personlichkeit im Rahmen 6ffentlicher
Zusammenkunfte zu entfalten und sich am demokratischen Prozess 6ffentlicher Meinungsbil-
dung zu beteiligen. Das Recht, sich ungehindert und ohne besondere Erlaubnis zu versammeln,
ist somit Ausdruck der Freiheit, Unabh&ngigkeit und politischen Mindigkeit des Einzelnen.
Versammlungen sind wesentliche Elemente demokratischer Offenheit und insbesondere fir
Minderheiten eine 6ffentlichkeitswirksame Form der kollektiven Meinungs- und Interessen-
kundgabe. Sie tragen zur Riickkopplung zwischen Wahlern und Gewéhlten bei und kénnen die
Distanz zwischen Représentantinnen oder Représentanten und Représentierten verringern. Sie
erganzen den Prozess der institutionalisierten Willensbildung in der reprasentativen Demokra-
tie.

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat ferner betont, dass in einer reprasentativen Demo-
kratie mit nur geringen plebiszitadren Elementen die Burger zwischen den Wahlen lediglich be-
grenzten Einfluss auf politische Entscheidungen nehmen kdnnen. Thnen verbleibt als politische
Einflussnahme daher vor allem die kollektive Einflussnahme durch Inanspruchnahme der Ver-
sammlungsfreiheit. Diese tragt dazu bei, das Defizit an politischer Einflussnahme gegentiber
Verbénden, Lobbyisten und den Massenmedien zu kompensieren. Diesem Aspekt tragt das
Versammlungsfreiheitsgesetz Berlin Rechnung. Denn ihm kommt eine rechtliche Doppelfunk-
tion zu: Es ist das Versammlungsfreiheitsgesetz fir das Land Berlin, aber zugleich auch fir die
Bundeshauptstadt Berlin. Wahrend die Verfassung von Berlin tber ausgepragte plebiszitare
Elemente verflgt, trifft dieser Befund fur das Grundgesetz (GG) nicht zu. Insofern ist es drin-
gend geboten, der zuvor beschriebenen Kompensationsfunktion der Versammlungsfreiheit
durch ein liberales Versammlungsfreiheitsgesetz Genuge zu tun. Berlin ist moglicherweise der
wichtigste Gewaéhrleistungsort fur die Kommunikationsgrundrechte, wenn es darum geht, ge-
genuiber der Bundesregierung und dem Bundestag Meinungen 6ffentlich im Wege von De-
monstrationen kundzutun.

Ein liberales Versammlungsfreiheitsgesetz ist auch vor dem Hintergrund des gegentiber Art. 8
GG weiter gefassten Schutzbereichs des Art. 26 VVvB direkter Verfassungsauftrag an die Berli-
ner Legislative. Der Schutzbereich des Art. 26 VVvB verbrieft die Versammlungsfreiheit nicht
nur fur ,,alle Deutschen®, sondern fir alle ,,Manner und Frauen®. Grundrechtstrager sind in
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Berlin insofern auch Auslanderinnen und Ausléander. Das Versammlungsfreiheitsgesetz tragt
diesem verfassungsrechtlichen Auftrag auch dadurch Rechnung, dass er ,jeder Person® das
Versammlungsrecht in 8 1 gewiahrleistet. Dies gilt nach der Uberzeugung dieser Legislative
auch fir alle Formen der geschlechtlichen Identitat und Diversitat. Zwar ist Art. 26 VVvB sprach-
lich auf Ménner und Frauen beschrankt. Die einfachgesetzliche Ausformung der Versamm-
lungsfreiheit auf Personen steht dem indes nicht entgegen, denn Art. 10 Abs. 2 VvB selbst
verbietet Benachteiligungen wegen des Geschlechtes oder der sexuellen Identitét.

Das fur Versammlungen geltende Recht bestimmt sich derzeit nach dem (Bundes-)Gesetz tiber
Versammlungen und Aufziige (VersG), das 1953 in Kraft getreten und seither im Wesentlichen
unveréndert geblieben ist. Im Lauf der letzten Jahrzehnte haben sich die Anforderungen an ein
Versammlungsgesetz allerdings gedndert. Die Regelungen des Bundesversammlungsgesetzes
werden diesen gednderten Anforderungen nicht mehr hinreichend gerecht und sind in einigen
Bereichen llickenhaft. Sowohl die vor allem durch zahlreiche Entscheidungen des BVerfG ge-
pragte rechtliche Entwicklung als auch die tatséchlichen VVeranderungen des Versammlungsge-
schehens in den letzten Jahrzehnten sind durch das Bundesversammlungsgesetz nicht nachvoll-
zogen worden. Das hat zur Folge, dass fur die versammlungsrechtliche Praxis heute nicht un-
bedingt stets der Gesetzeswortlaut maligeblich ist, sondern zudem eine gerade fur den Laien
untuiberschaubare Vielzahl gerichtlicher Entscheidungen zu beachten ist.

VVor dem Hintergrund dieser Erwdgungen ist aus dem Parlament heraus dieses liberale Ver-
sammlungsfreiheitsgesetz erarbeitet worden.

Es hat zum Ziel, das Versammlungsrecht umfassend darzustellen und ohne vertiefte Kenntnis
verfassungsrechtlicher Rechtsprechung aus sich heraus verstandlich zu machen. Daruber hinaus
wird es den Schutz der Versammlungsfreiheit umfassend gewéhrleisten, sieht aber auch Instru-
mente vor, mit denen unfriedliche, gewalttatige, volksverhetzende und einschiichternde Ver-
sammlungen wirksam unterbunden werden kdnnen.

Der Aufbau des Gesetzes orientiert sich stark am Versammlungsfreiheitsgesetz des Landes
Schleswig-Holstein (VersFG SH) als eines der fortschrittlicheren Versammlungsgesetze in der
Bundesrepublik, sowie dem Musterentwurf des Arbeitskreises Versammlungsrecht aus dem
Jahr 2010. Daruber hinaus tragt es der aktuellen Rechtsprechung Rechnung. Der neue Titel des
Gesetzes betont die Zielstellung eines freiheitlichen Versammlungsrechts. Das Versammlungs-
freiheitsgesetz gliedert sich in sechs Abschnitte. Dabei berlicksichtigt der Gesetzentwurf die
unterschiedlichen Eingriffsschwellen bei Versammlungen unter freiem Himmel und Versamm-
lungen im geschlossenen Raum und passt die jeweiligen Eingriffsbefugnisse entsprechend an.
Neu im Unterschied zu anderen Versammlungsgesetzen oder auch dem Musterentwurf ist unter
anderem ein eigener Abschnitt zur Biindelung der Rechtsgrundlagen fur die erforderlichen Da-
tenverarbeitungskompetenzen der Behorden.

Leitgedanken des Gesetzentwurfs sind insbesondere:

- Der Versammlungsbegriff wird im Unterschied zum bisherigen VersG gesetzlich
definiert und stellt bereits Kleinstversammlungen mit mindestens zwei Personen unter
den Schutz der Versammlungsfreiheit. Das Gesetz statuiert eine umfassende und
weitgehende Schutz- und Gewaéhrleistungsaufgabe fir die zustandigen Behdrden sowie
ein Deeskalationsgebot. Integraler Bestandteil dieser Gewéhrleistungsaufgabe ist
insbesondere die gesetzliche Verankerung des HOr- und Sichtweiteprinzips bei
Gegenversammlungen sowie das Recht auf ungehinderten Zugang zu Versammlungen.



Abgeordnetenhaus von Berlin Seite 21 Drucksache 18/2764
18. Wahlperiode

- Das in der Rechtsprechung entwickelte Kooperationsgebot wird gesetzlich fixiert und
im Unterschied zu anderen Versammlungsgesetzen weit gefasst. Ziel der Kooperation
ist die transparente Kommunikation mit und Unterstutzung der Veranstaltenden und die
moglichst auflagenfreie Gewahrleistung von friedlichen Versammlungen.

- Ausdriickliche Regelungen fur Spontan- und Eilversammlungen schaffen fir die
Teilnehmenden Rechtsklarheit.

- Das Waffen-, Gewalt- und Uniformverbot wird prézise und unter Beachtung der
Rechtsprechung geregelt.

- Das Versammlungsfreiheitsgesetz verzichtet durchgehend auf das umstrittene
Schutzgut der oOffentlichen Ordnung und vertypt die wichtigsten Anwendungsfalle
orientiert an der Rechtsprechung des Verfassungsgerichts in normenklarer Form.

- Der Schutz der Wurde der Opfer der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft wird
verbessert, u. a. durch eine Erganzung der besonders symboltrdchtigen Orte sowie
bestimmter symboltrachtiger Tage, nach denen eine Versammlung unter freiem Himmel
unter erleichterten Voraussetzungen verboten oder zumindest mit entsprechenden
Beschrankungen versehen werden kann.

- Die Zusammenfihrung bereits bestehender unterschiedlicher versammlungsrechtlicher
Regelungen (z.B. zu Bild- und Tonaufnahmen, zu Versammlungen an Gedenkstétten
und in der Bannmeile) in einem einzigen Gesetz flihrt zu einer besseren
Ubersichtlichkeit.

- Die neu aufgenommene Regelung zur staatlichen Bekanntgabe von Ort, Zeit und Thema
einer Versammlung im Vorfeld der Versammlung, ermoglicht einen vielféaltigen und
offentlichen Meinungsaustausch, der grundlegend fir die Versammlungsfreiheit ist.

- Ausdriicklich geregelt sind nunmehr auch Versammlungen auf Privatflachen, die dem
offentlichen Verkehr ge6ffnet sind.

- Polizeiliche Malinahmen wie Identitatsfeststellungen und Durchsuchungen werden an
prazise Voraussetzungen geknilpft. Bei Bild- und Tonaufnahmen werden die
Kontrollmdglichkeiten  ausgeweitet, indem  klare = Dokumentationspflichten
aufgenommen werden. Auch wird nun ausdrticklich vorgegeben, dass Aufnahmen nur
offen erfolgen durfen.

- Auf Seite der Sanktionen sieht der Gesetzentwurf eine weitgehende Entponalisierung
vor und erleichtert damit auch eine flexiblere Vorgehensweise der Polizei. Viele
Verhaltensweisen, die bislang eine Straftat darstellen, werden nunmehr zu einer
Ordnungswidrigkeit herabgestuft.

B. Besonderer Teil:

Zu Artikel 1:

Zu 8 1 (Versammlungsfreiheit):

In 8 1 wird das Grundrecht der Versammlungsfreiheit nach Artikel 8 Grundgesetz als Frei-
heits- und Kommunikationsgrundrecht einfachgesetzlich nachgezeichnet und der Bereich
der Anwendung in Anknupfung an die Formulierung in Artikel 26 der Verfassung von
Berlin auf Nicht-Deutsche als Jedermann-Grundrecht erweitert. Damit wird auch den An-
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forderungen aus Artikel 11 EMRK und aus Artikel 12 Absatz 1 EU-Grundrechtecharta Ge-
nlige getan. Zur Austibung des Grundrechts zahlt sowohl das Recht sich zu versammeln als
auch zu Versammlungen aufzurufen und diese zu veranstalten. Das Grundrecht der Ver-
sammlungsfreiheit ist nicht auf den Zeitraum einer Versammlung begrenzt. Es wirkt bereits
im Vorfeld einer Versammlung und umfasst deren Vorbereitung sowie die Nachwirkun-
gen.

Zu 8 2 (Begriff der 6ffentlichen Versammlung, Anwendungsbereich):

In Ergénzung des bislang geltenden Versammlungsgesetzes enthalt die VVorschrift Legalde-
finitionen wichtiger versammlungsrechtlicher Begriffe. Hinsichtlich des Versammlungs-
begriffs knlipft sie — wie auch neuere landesgesetzliche Normierungen und entsprechende
Entwiirfe — an die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts an. Der Begriff des Auf-
zugs wird ebenfalls definiert und dabei verdeutlicht, dass es sich um eine Unterform der
Versammlung handelt. Damit ist zugleich klargestellt, dass die Vorschriften, die sich aus-
dricklich (nur) auf Versammlungen beziehen, auch fir Aufziige gelten.

Absatz 1 greift den in der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts verwendeten
Versammlungsbegriff auf (vgl. BVerfGE 104, 92 [104]; 111, 147 [154 1.]).

Danach wird fur das Vorliegen einer Versammlung verlangt, dass mehrere Personen zur
gemeinschaftlichen, tberwiegend auf die Teilhabe an der 6ffentlichen Meinungsbildung
gerichteten Erdrterung oder Kundgebung zusammenkommen (vgl. BVerfGE 104, 92
[104]; 111, 147 [154 f.]). Vom Schutz umfasst sind auch nonverbale Ausdrucksformen
(vgl. BVerfGE 69, 315 [343]; 87, 399 [406]). Die Teilhabe an der 6ffentlichen Meinungs-
bildung muss Hauptzweck sein und darf sich nicht als bloRer Nebenakt darstellen, der le-
diglich bei Gelegenheit einer Veranstaltung erfolgt (vgl. BVerfG [K], 1 BvQ 23/01 v. 18.
7. 2001, NJW 2001, 2459 [2460 f.]). Dies soll durch das Wort ,,uberwiegend* verdeutlicht
werden. MaRgebend ist insofern das Gesamtbild der Versammlung. Liegt der Schwerpunkt
einer Veranstaltung nicht auf der so gearteten gemeinschaftlichen Meinungskundgabe oder
Erorterung — wie etwa bei Sportveranstaltungen, VVolksfesten oder sonstigen tiberwiegend
der Unterhaltung dienenden Zusammenkiinften (vgl. auch bereits BVerfGE 69, 315 [342
f.] zu ,,bloRRen [...] Volksbelustigungen*), aber auch bei Gottesdiensten —, so ist sie nicht
als Versammlung einzuordnen, grundrechtlich aber ggf. durch andere Bestimmungen — wie
Artikel 2 Absatz 1 oder Artikel 4 GG — geschutzt und unterliegt, soweit es nicht andere
Sonderregeln gibt, den allgemeinen Regeln (z.B. hinsichtlich Sondernutzungserlaubnis,
Verkehrsregeln und Sicherungspflichten). Bestehen Zweifel, ob eine Erdrterung oder
Kundgebung berwiegend auf die Teilhabe an der 6ffentlichen Meinungsbildung ausge-
richtet ist, bewirkt der hohe Rang der Versammlungsfreiheit, dass die Veranstaltung als
Versammlung behandelt wird (BVerfG [K], 1 BvQ 23/01 v. 18. 7. 2001, NJW 2001, 2459
[2461]). Dies bedarf keiner ausdrticklichen Klarstellung im Gesetz.

Absatz 1 stellt klar, dass schon zwei Personen ausreichen, um eine Versammlung im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes zu begriinden und damit dessen Schutz in Anspruch nehmen
zu kdnnen, aber auch dessen Verpflichtungen zu unterliegen, etwa der Anzeigepflicht nach
8 10. Auch kleine Versammlungen — etwa von zwei Personen durchgefiihrte Mahnwachen
zu kontroversen Themen — kénnen Gefahrenpotentiale enthalten, die versammlungsrecht-
licher Vorkehrungen bedirfen. Soweit Versammlungen allerdings nichtoffentlich sind
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(vgl. Absatz 2) — etwa die Diskussion politischer Themen unter Freunden auf einer Park-
wiese — greifen solche versammlungsrechtlichen Pflichten nicht, die auf 6ffentliche Ver-
sammlungen bezogen sind, wie etwa die Anzeigepflicht. Dem Versammlungsbegriff des
Gesetzes unterfallen nur solche Zusammenkiinfte mehrerer Personen, die einen ortlichen
Bezug aufweisen, nicht jedoch virtuelle Zusammenkdnfte im Internet (z.B. in Chatrooms).

In Absatz 2 wird ferner der Begriff der 6ffentlichen Versammlung definiert.

Das Versammlungsfreiheitsgesetz gilt grundsatzlich fur alle 6ffentlichen und nichtoffent-
lichen Versammlungen im Sinn von Absatz 1, unterscheidet aber im Einzelnen nicht nur
zwischen Versammlungen in geschlossenen Rdumen und solchen unter freiem Himmel,
sondern auch zwischen 6ffentlichen und nichtoffentlichen Versammlungen. Absatz 3 be-
stimmt insoweit, dass das Gesetz flr 6ffentliche und nichtoffentliche Versammlungen gilt,
soweit es Abweichendes nicht ausdriicklich bestimmt. Fir nichtoffentliche Versammlun-
gen sind im Wesentlichen diejenigen Normen anwendbar, die die Friedlichkeit von Ver-
sammlungen sicherstellen sollen, und die Regelungen tber Beschrankungen, Verbote und
Auflésungen mit den jeweiligen Eingriffsschwellen. Soweit Regelungen (nur) fur 6ffentli-
che Versammlungen gelten, bedarf es einer Legaldefinition der ,,Offentlichkeit* von Ver-
sammlungen. Offentlich ist eine Versammlung unzweifelhaft, wenn die Teilnahme nicht
auf einen bestimmten Teilnehmerkreis begrenzt ist. Sie ist aber auch 6ffentlich, wenn sie
durch eine Kundgebung an die Allgemeinheit in die Offentlichkeit wirkt, auch wenn an der
Zusammenkunft selbst nur ein geschlossener Personenkreis beteiligt ist.

Nichtoffentliche Versammlungen kénnen sowohl in geschlossenen Raumen als auch unter
freiem Himmel stattfinden. Unter freiem Himmel kann von der fehlenden Offentlichkeit
einer Versammlung regelméafiig jedoch nur ausgegangen werden, wenn die Versammlung
sich zur Offentlichkeit abgrenzt. Auf privaten Grundstiicken kann dies bereits dadurch er-
folgen, dass nicht geladenen Personen der Zutritt zu dem Grundstiick verweigert wird. Auf
offentlichen StralRen und Platzen sind Versammlungen nur dann nicht6ffentlich, wenn die
Abgrenzung zur Offentlichkeit auf andere Weise geleistet wird. So kann sich etwa der Vor-
stand einer politischen Vereinigung auch in einem 6ffentlichen Park nichtéffentlich ver-
sammeln, wenn er Dritte nicht an seinen Beratungen teilhaben lasst und sie auch selbst
nicht adressiert. Offentlich werden Versammlungen aber dann, wenn sie die raumlich an-
grenzende Offentlichkeit in ihren kommunikativen Prozess einbeziehen, etwa durch Laut-
sprecher- oder Videodiibertragung. Die Versammlung einer Vereinigung, die nur ihre Mit-
glieder zu einem Aufzug auf 6ffentlichen StraRen einladt, um gegentiber der Offentlichkeit
eine Meinung kundzutun, ist eine Offentliche Versammlung, auch wenn die aktive Teil-
nahme an dem Aufzug selbst auf Mitglieder begrenzt ist. Ist eine Versammlung 6ffentlich
und macht der oder die Veranstaltende von seinem oder ihrem Recht aus § 21 Gebrauch,
bestimmte Personen oder Personenkreise von der Teilnahme an einer Versammlung in ge-
schlossenen Raumen auszuschliel3en, &ndert dies nichts an dem Charakter der Versamm-
lung als 6ffentlich.

Zu 8 3 (Schutz- und Gewabhrleistungsaufgabe, Deeskalationsgebot):

8§ 3 formuliert einen gezielt an den Beginn des Gesetzes gestellten Grundsatz, der die Aus-
legung und Anwendung des Gesetzes maligebend prégt. Die Norm verdeutlicht die aus
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Artikel 8 GG folgende staatliche Schutz- und Gewahrleistungsaufgabe. Versammlungs-
recht muss als Freiheitsermdglichungsrecht ausgestaltet werden. Dies betont Absatz 1
durch Benennung der wichtigsten Aufgabendimensionen. Befugnisse zur Erfullung dieser
Aufgaben sind in weiteren VVorschriften des Gesetzes enthalten.

In Absatz 2 werden die Aufgaben der zustandigen Behorde normiert, die maligeblich da-
rauf gerichtet sind, die stérungsfreie Wahrnehmung und Ausubung der Versammlungsfrei-
heit zu gewéhrleisten. Im Unterschied zum Musterentwurf oder dem VersFG SH wird in
den Aufgabenkatalog der zustandigen Behorden auch der ungehinderte Zugang zu Ver-
sammlungen aufgenommen. Dies dient der Rechtsklarheit vor dem Hintergrund der ein-
schlagigen Rechtsprechung. Artikel 8 GG gewaéhrleistet das Recht, sich friedlich und ohne
Waffen zu versammeln. Dabei beschrankt sich der Schutz dieses Grundrechts nicht allein
auf die Teilnahme an einer bestehenden Versammlung, sondern umfasst auch den gesam-
ten VVorgang des Sich-Versammelns. Dazu zahlt namentlich der Zugang zu einer bevorste-
henden oder sich bildenden Versammlung. Andernfalls liefe die Versammlungsfreiheit Ge-
fahr, durch staatliche Malinahmen im Vorfeld der Grundrechtsausiibung ausgehohlt zu
werden (vgl. BVerfGE 84, 203, 209). Das Grundrecht der Versammlungsfreiheit schiitzt
auch nicht nur solche Teilnehmende vor staatlichen Eingriffen, die die Ziele der Versamm-
lung oder die dort vertretenen Meinungen billigen, sondern kommt ebenso denjenigen zu-
gute, die ihnen kritisch oder ablehnend gegenuberstehen und dies in der Versammlung zum
Ausdruck bringen wollen. Der Schutz des Artikels 8 GG endet aber dort, wo es nicht um
die — wenn auch kritische — Teilnahme an der Versammlung, sondern um deren Verhinde-
rung geht (vgl. BVerfGE a.a.O). Insofern l6st die tatbestandliche Regelung des ungehin-
derten Zugangs hier flr die zustandige Behorde im Lichte ihrer grundrechtlichen Gewéhr-
leistungsaufgabe die Pflicht zu versammlungsfreundlichem Handeln bei der Zugangsge-
wéhrung auf beiden Seiten (Versammlungen und mdogliche Gegenversammlungen) aus.
Mit diesen Anforderungen waren daruber hinaus behordliche Vorfeldmalinahmen unver-
einbar, die Uber die Anwendung grundrechtsbeschrankender Gesetze hinausgehen und
etwa den Zugang zu einer Demonstration durch Behinderung von Anfahrten und schlep-
pende vorbeugende Kontrollen unzumutbar erschweren oder ihren staatsfreien unregle-
mentierten Charakter durch exzessive Observationen und Registrierungen verandern (vgl.
BVerfGE 69, 315 Rn. 71.).

Bei widerstreitenden Interessen muss die zustandige Behdrde nach Absatz 3 unter Berlick-
sichtigung der jeweiligen betroffenen Grundrechte durch entsprechende Abwagung einen
schonenden Ausgleich im Sinne praktischer Konkordanz herstellen. Der Schutz von gleich-
wertigen Grundrechten Dritter kann im Einzelfall beispielsweise eine Verlegung des Ver-
sammlungsortes oder Anpassung der Wegstrecke erforderlich machen. Dies kann bei-
spielsweise bei Versammlungen vor Synagogen, Flichtlingsunterkinften oder auch vor
Privatwohnungen von Adressaten von Versammlungen (vgl. hierzu VG Berlin, Beschluss
vom 21.02.2012 — 1 L 37.12; Beschluss vom 02.03.2012 — 1 L 49.12) die Festlegung eines
Sicherheitsabstands erforderlich machen, der in diesen Féllen 50 Meter in der Regel nicht
unterschreiten sollte.

Dartiiber hinaus wird in Absatz 3 Satz 3 verdeutlicht, dass das Grundrecht der Versamm-
lungsfreiheit auch das Recht auf die Durchfiihrung von Gegenversammlungen umfasst und
diese grundsétzlich in der HOr- und Sichtweite der Ausgangsversammlung zuzulassen sind
—sofern die raumlichen Gegebenheiten dies ermdglichen —, gegebenenfalls unter Wahrung
eines angemessenen Sicherheitsabstands. Ein Prajudiz fur die generelle Zulassigkeit von
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sog. Sitzblockaden ist dem Hor- und Sichtweiteprinzip dagegen nicht zu entnehmen. Vor
dem Hintergrund der Rechtsprechung des BVerfG ist hier im Einzelfall die am Grundsatz
der VerhaltnisméRigkeit orientierte Zweck-Mittel-Relation zu berlcksichtigen — insbeson-
dere die Art und das Mal} der Auswirkungen auf betroffene Dritte und deren Grundrechte.
Wichtige Abwégungselemente sind hierbei die Dauer und die Intensitat der Aktion, deren
vorherige Bekanntgabe, Ausweichmdglichkeiten, aber auch der Sachbezug zwischen den
in ihrer Fortbewegungsfreiheit beeintréchtigten Personen und dem Protestgegenstand. Das
Gewicht solcher demonstrationsspezifischer Umsténde ist mit Blick auf das kommunika-
tive Anliegen der Versammlung zu bestimmen (BVerfG, 1 BvR 388/05, Rn. 39).

Absatz 4 statuiert erstmalig auf gesetzlicher Ebene ein versammlungsrechtliches Deeska-
lationsgebot fur konflikttrachtige Einsatzlagen. Der Deeskalationsgrundsatz ist letztlich
einsatz- und vollzugspraktischer Ausdruck des VerhéltnisméRigkeitsgrundsatzes und be-
reits jetzt ein wichtiger Bestandteil der Polizeipraxis. Der Gesetzentwurf sieht nun erstmals
eine gesetzliche Verankerung dieses Grundsatzes vor.

Zu 8 4 (Kooperation):

Diese Norm dient zum einen der gesetzlichen Verankerung des im Brokdorf-Beschluss des
BVerfG erstmals hervorgehobenen Grundsatzes der Kooperation. Zum anderen konkreti-
siert sie die vom BVerfG entwickelte und in Wissenschaft und Praxis anerkannte Koope-
rationsaufgabe (BVerfGE 69, 315 [354 ff.]; BVerfG [K], 1 BvQ 8/01 v. 26. 1. 2001, NJW
2001, 1407 [1408]) fur 6ffentliche Versammlungen. Die Behérde ist verpflichtet, bei Vor-
liegen eines Kooperationsbedarfs bereit zu sein, die Gefahrenlage und sonstige Umstéande,
die fur die ordnungsgemalie Durchfuhrung der Versammlung wesentlich sind, mit der fiir
die Veranstaltung der Versammlung verantwortlichen Person, gegebenenfalls einer zur
Leitung bestimmten Person, zu erortern. Diese Erorterungspflicht geht tber die in § 28
Absatz 1 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwWV{G) vorgesehene Pflicht zur Anhoérung hin-
aus, die nur besteht, wenn ein belastender Verwaltungsakt erlassen werden soll, und der
Genlige getan ist, wenn der oder die Betroffene sich vorher dazu &uBern konnte.

Die in Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 vorgesehene Erorterung bzw. Information soll auch
ermoglicht werden, wenn offen ist, ob bestimmte MaRRnahmen zur Gefahrenabwehr erfor-
derlich werden, und sie soll Gber die Gewéhrung rechtlichen Gehdrs hinaus reichen, insbe-
sondere die gemeinsame Suche nach Modalitaten der Versammlungsdurchfihrung umfas-
sen, gefahrenmindernd wirken oder anderweitig die Durchfiihrung der Versammlung er-
leichtern. Ob ein Bedarf fur eine solche Erdrterung besteht, richtet sich nach den tatsachli-
chen Umsténden, insbesondere nach Anhaltspunkten fir Gefahren fir die 6ffentliche Si-
cherheit. Mal3gebend fiir die mégliche Entstehung einer Gefahrenlage, die eine vorherige
Erdrterung nahelegt, kdnnen etwa ein besonders kontroverser Versammlungszweck oder -
anlass oder die GroRe einer Versammlung sein, aber auch die gewahlte Ortlichkeit oder der
vorgesehene Zeitrahmen.

Die Behorde kann die Betroffenen allerdings nicht zur Kooperation zwingen. Deshalb wird
lediglich die Pflicht der Behdrde formuliert, zu einem Kooperationsgesprach einzuladen
und dieses bei einer entsprechenden Bereitschaft auf Seiten der fiir die Versammlung Ver-
antwortlichen zu fuhren. Ziel ist es, eine Mdglichkeit zum Austausch, insbesondere tiber
die Gefahrenlage, zu er6ffnen und dabei auch zu klaren, ob von der Behtrde angenommene
Gefahrenumsténde wirklich bestehen. Gegebenenfalls sind Mdglichkeiten auszuloten, ein
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Verbot oder Beschrankungen durch Veranderungen der Durchfiihrung der Versammlung
zu vermeiden. Entsprechende Anregungen — etwa hinsichtlich einer Verlegung des Ortes
oder einer Veranderung des Zeitpunktes oder Zeitraums der Versammlung oder einer Ab-
wandlung der Streckenfiihrung eines Aufzugs — kdnnen von der Behorde ausgehen, aber
auch von der Seite der Veranstaltenden.

Wenngleich die fur die Veranstaltung oder Leitung verantwortliche Person nicht zur Ko-
operation verpflichtet ist, kann diese aber auch fur sie und die Versammlung vorteilhaft
sein. Durch Ausrdumen von Gefahrenmomenten kann der Anlass fiir behordliches Eingrei-
fen wegen einer Gefahrdung der 6ffentlichen Sicherheit ganz entfallen oder sich heraus-
stellen, dass beschrankende Verfiigungen zur Gefahrenabwehr ausreichen. Eine fehlende
Kooperationsbereitschaft darf allerdings nicht etwa als solche Anlass fiir Sanktionen sein.
Ob eine beschrénkende Verfiigung erlassen oder ein Verbot ausgesprochen werden soll,
richtet sich allein nach der Gefahrenlage.

Auch in zeitlicher N&he zur Versammlung oder im Zeitpunkt ihrer Durchflihrung wirkt die
behdrdliche Schutzaufgabe fort. Dem tragt Absatz 2 erganzend durch die Formulierung der
Aufgabe der Behdrde Rechnung, die flir die Veranstaltung oder Leitung verantwortliche
Person — soweit dies nach Art und Umfang der Versammlung sinnvoll erscheint — (iber
maogliche Anderungen der Gefahrenlage zu informieren, damit eventuell im Rahmen eines
weiteren Kooperationsgesprachs nach Lésungen gesucht werden kann oder nach Beginn
der Versammlung die leitende Person in die Lage versetzt wird, gegebenenfalls in Aus-
ubung ihrer Leitungsgewalt auf die Abwehr von Gefahren hinzuwirken. Es entspricht dem
Grundgedanken kooperativen Zusammenwirkens und liegt grundsétzlich im Interesse einer
Leitung, die beschrédnkende behérdliche Malknahmen vermeiden will, wenn sie ihrerseits
die Behorde tber Umstande informiert, die zu einer verdnderten Gefahreneinschatzung
fuhren kénnen. Eine Rechtspflicht dazu trifft die Versammlungsleitung allerdings nicht.
Sieht sie davon ab, die Behdrde Uber eine Veranderung der Gefahrenlage zu informieren,
tragt sie allerdings das Risiko, dass ihre Einschatzung der Gefahrenlage bei behordlichen
MalRnahmen nicht bertcksichtigt werden kann.

Soweit Versammlungen ohne Veranstalterin oder Veranstalter und ohne Leitung durchge-
fuhrt werden (s.u. 8 5, § 6) entfallt die Mdglichkeit eines in Absatz 1 geregelten Koopera-
tionsgesprachs und einer in Absatz 2 geregelten Information. Dies schlief3t es nicht aus,
dass die Behdrde mit anderen Personen Informationen tiber die Gefahrenlage austauscht,
wenn dies dazu beitragen kann, die Durchfiihrung der Versammlung zu ermdglichen oder
Gefahren besser abwehren zu kénnen.

Zu 8 5 (Veranstaltung einer Versammlung):

8 5 gilt der Begriffsbestimmung des Veranstalters oder der Veranstalterin einer Ver-
sammlung, weil zahlreiche Regelungen des Gesetzentwurfs ausdriicklich an diese Eigen-
schaft anknupfen.

Der Begriff des Veranstaltenden war bislang im Versammlungsgesetz des Bundes nicht
definiert, sondern wurde vorausgesetzt. Seine nédhere Bestimmung ergab sich eher mittel-
bar aus den Rechten und Pflichten des Veranstaltenden (vgl. besonders § 2 Absatz 1 VersG,
der Veranstaltereigenschaft und offentliche Einladung verknupfte; ferner 8 5 Nummer 1
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bis 4, § 7 Absatz 2 und 3, § 13 Absatz 1 Nummer 1, § 14, § 26, § 29 Absatz 1 Nummer 7
VersG).

Im Einzelnen knupft die Veranstaltereigenschaft grundsétzlich daran an, dass die be-
troffene Person einen (bestimmten oder unbestimmten) Personenkreis zu einer Versamm-
lung einl&dt, also dazu auffordert, an einer von ihr geplanten — 6ffentlichen oder nicht6f-
fentlichen — Versammlung teilzunehmen, mit deren Zweck sich die teilnehmende Person
so weit identifiziert, dass sie die Versammlung auch als eigene versteht. Eine ganz allge-
mein gehaltene Teilnahmeaufforderung eine Versammlung Dritter betreffend ist nicht
schon eine Einladung. Eine solche einladende Aufforderung kann auch in einer kleinen
Gruppe spontan von einem Einzelnen ausgehen. § 5 kniipft nicht an die Offentlichkeit der
Versammlung oder die Offentlichkeit der Einladung an, sondern entscheidet sich fiir einen
weit gefassten Begriff der veranstaltenden Personen. Daran anknlipfende Einschrankungen
durch Rechte oder Pflichten erfolgen nicht schon durch den Veranstalterbegriff, sondern
durch je spezielle Einzelregelungen. Deshalb werden durch 8§ 6 auch nicht Versammlungen
ausgeschlossen, die sich ohne eine Veranstalterin oder einen Veranstalter im herkémmli-
chen Verstandnis bilden und entfalten, denn auch solche Versammlungen sind vom Schutz-
bereich des Artikels 8 GG umfasst und fallen in den Anwendungsbereich dieses Gesetzes.
Weil die Pflichtenstellung des Veranstalters oder der Veranstalterin bei Versammlungen
unter freiem Himmel aber schon vor der Einladung in Form der Anzeigepflicht gegentiber
der Behdrde beginnt, weitet § 5 den Veranstalterbegriff Giber die Einladenden hinaus auch
auf die aus, die im Blick auf eine solche Einladung zu einer 6ffentlichen Versammlung
unter freiem Himmel bereits vorher eine Anzeige im Sinn von § 12 getatigt haben.

In jedem Fall kann es einerseits mehrere Anzeigende, Anmeldende oder auf sonstige Weise
durch Einladung Veranstaltende geben, wenn sie parallel und gleichzeitig anzeigen, anmel-
den oder einladen; andererseits kann es zudem Gruppen oder Personen geben, die zur Teil-
nahme an einer Versammlung zusétzlich auffordern, ohne dass sie selbst Veranstaltende
waéren. Gibt es mehrere parallel Veranstaltende, sind sie deshalb alle Ansprechpartner der
zustandigen Behorde, sofern sie sich nicht angesichts der Zahl auf gemeinsame Reprasen-
tanten oder Représentantinnen verstandigen. Dabei lassen sich nicht alle Zweifelsfélle im
Voraus regeln. Bei mehreren Personen, die sich durch ein — denkbares — kollusives Zusam-
menwirken der Pflichtenstellung als Veranstalter oder Veranstalterin dadurch entziehen,
dass sie zur Teilnahme an der Versammlung einer anderen Person vermeintlich bloR auf-
fordern, ohne dass diese wiederum die Versammlung angezeigt, angemeldet oder zur ihr
eingeladen hat, wohl aber faktisch durchfihrt, wird man alle als verantwortlich veranstal-
tende Personen ansehen (und ggf. nach 8 27 Absatz 1 Nummer 1 oder 4 sanktionieren)
mussen. Die hier vorgeschlagene Definition ist enger als die gelegentliche Auffassung,
nach der die veranstaltende Té&tigkeit schon vorher mit der VVorbereitung und Organisation,
Raumbeschaffung, Rednergewinnung, Anreiseplanung usw. beginnt, soweit sie der Einla-
dung vorausgehen, und insoweit schon jede mehr als nur geringfligige organisatorische
Veranlassung zur Gruppenbildung als ,,Veranstalten* anzusehen ist (vgl. BayObLG, NJW
1979, 1895 [1896]). Im Interesse einer formal klaren Abgrenzbarkeit kniipft 8 5 deshalb
begrifflich an die Einladung, Anzeige oder Anmeldung an, weil sich Aktivitaten im Vorfeld
einer formal klaren Abgrenzung entziehen. Damit wird nicht ausgeschlossen, dass solche
vorbereitenden Aktivitaten im zeitlichen Vorfeld einer Versammlung von Einladungen und
Anzeigen vom Schutzbereich des Artikels 8 GG erfasst werden (vgl. O. Depenheuer, in: T.
Maunz/G. Diirig, GG, 53. Aufl. 2009, Art. 8 [Bearb. 2006] Rn. 75; M.-E. Geis, Die Polizei
1993, S. 293 ft.).
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8 5 Satz 2 belasst es bei der auch bislang geltenden Pflicht zur Namensnennung durch die
Veranstaltende oder den Veranstaltenden (vgl. 8 2 Absatz 1 VersG) an. Der oder die Ver-
anstaltende kann eine nattrliche oder juristische Person sein. Steht hinter der veranstalten-
den Person z.B. eine Vereinigung oder ein Blindnis, gentgt die Nennung des Namens die-
ser Organisation. Die Pflicht zur Namensnennung korrespondiert mit dem burgerschaftli-
chen Recht der am Prozess der 6ffentlichen Meinungsbildung durch Versammlungen aktiv
oder passiv Beteiligten auf ein Mindestmal3 an Transparenz als Voraussetzung fur die
Funktionsfahigkeit demokratischer Offentlichkeit.

Zu 8 6 (Versammlungsleitung):

8 6 regelt die Rechtsstellung von Veranstaltenden mit Blick auf die Leitung einer Ver-
sammlung als Ausfluss des Artikels 8 Absatz 1 GG. Er geht davon aus, dass eine dffentli-
che Versammlung — ob in geschlossenen Rdumen oder unter freiem Himmel — grundsétz-
lich aus sich heraus ihre Ordnung selbst zu organisieren hat (vgl. A. Dietel/K. Gintzel/M.
Kniesel, Versammlungsgesetz, 15. Aufl. 2008, 8 1 Rn. 234) und deshalb grundsétzlich die
veranstaltende Person als Grundrechtstrager oder Grundrechtstragerin dafur verantwortlich
ist (sofern eine solche vorhanden ist); diese kann kraft ihrer Organisationsfreiheit die Ver-
sammlungsleitung aber auch an eine andere Person delegieren.

8 6 knupft teilweise an das bisherige Bundesrecht an (vgl. 8 7 VersG), dessen Regelungen
fur alle Versammlungen als Regelfall verallgemeinert, aber um Ausnahmeregelungen er-
ganzt werden. Zwar wird eine Versammlungsleitung (vgl. 88 7 Absatz 1, 18 Absatz 1
VersG) als Regelfall fur solche Versammlungen, die veranstaltet werden, beibehalten. Neu
ist aber die Modifikation, dass im Hinblick auf neuartige Formen der Selbstorganisation
von Versammlungen im Rahmen der Gestaltungs- und Typenfreiheit nach Artikel 8 Ab-
satz 1 GG (vgl. W. Hofling, in: M. Sachs [Hrsg.], GG, 5. Aufl. 2009, Art. 8 Rn. 17; H.
Brenneisen/M. Wilksen, Versammlungsrecht, 3. Aufl. 2007, S. 79 ff.) veranstalterlose Ver-
sammlungen fur moglich gehalten und rechtlich anerkannt werden, bei denen eine Ver-
sammlungsleitung nicht zwingend vorgeschrieben ist (8 6 Absatz 3). In dieser Anerken-
nung weicht § 6 Absatz 3 auch von 8 7 Abs. 1 VersG ab. Sie folgt der verfassungsgericht-
lichen Erkenntnis, dass sich insoweit Tragerschaft und Durchfihrung von Versammlungen
wandeln: ,,Eine Vielzahl von Einzelgruppen und Initiativen ohne bestimmten organisatori-
schen Zusammenhalt und mit teilweise abweichenden Zielvorstellungen engagieren sich
aus einheitlichem Anlass — vornehmlich fur Themen aus den Bereichen Umweltschutz und
Friedenssicherung — und initiieren, diskutieren und organisieren gemeinsame Demonstra-
tionsveranstaltungen. Da alle Beteiligten bei Vorbereitung und Durchfiihrung grundsatz-
lich als gleichberechtigt gelten, passen die urspriinglich unproblematischen Vorstellungen
vom Veranstalter und Leiter nicht mehr so recht. [...] Es ist indessen in erster Linie Sache
der Legislative, aus solchen Veranderungen Konsequenzen zu ziehen und die Regelung des
Versammlungsgesetzes fortzuentwickeln* (BVerfGE 69, 315 [357 f.]).

Im Einzelnen geht 8 6 Absatz 1 vom Regelfall (auch nach der bisherigen Rechtslage, vgl.
8 7 Absatz 2 VersG) aus, dass die Versammlung leitet, wer sie veranstaltet, im Falle einer
veranstaltenden Vereinigung durch den fir die Vereinigung Handlungsbefugten bzw. die
Handlungsbefugte, im Regelfall also den VVorsitzenden oder die VVorsitzende. Bei mehreren
veranstaltenden Personen konnen diese die Leitungsaufgaben an eine gemeinsame Ver-
sammlungsleitung delegieren; dabei ist auch eine kollektive Versammlungsleitung (sei es
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der veranstaltenden Personen, sei es der von diesen bestimmten Personen) rechtlich mdg-
lich. Die mit der Versammlungsleitung verbundene Ordnungsgewalt (8 7) beginnt mit dem
Beginn der Versammlung; vor Beginn der Versammlung ggf. erforderliche Ordnungsmal3-
nahmen sind Sache der Polizei.

8 6 Absatz 2 sieht im Einklang mit der bisherigen Rechtslage (vgl. 8 7 Absatz 3 VersG)
vor, dass der oder die Veranstaltende ihre oder seine grundsatzliche Pflicht zur Versamm-
lungsleitung einer anderen Person oder auch mehreren Personen Ubertragen kann, denn
auch eine kollektive Leitung ist vom Selbstbestimmungsrecht der sich Versammelnden
umfasst.

Die Regelung des § 6 will aber nicht ausschlieRen, dass es unter den Bedingungen neuer
Versammlungsformen ausnahmsweise auch Versammlungen ohne eine oder einen Veran-
stalter geben kann. Artikel 8 Absatz 1 GG umfasst auch das Recht auf solche Versamm-
lungsformen. § 6 Absatz 3 sucht deshalb auf neuartige Weise dem (Ausnahme-)Fall einer
veranstalterlosen Versammlung gerecht zu werden (vgl. zu dieser Moglichkeit A. Dietel/K.
Gintzel/M. Kniesel, Versammlungsgesetz, 15. Aufl. 2008, § 1 Rn. 322), etwa bei — nicht
organisierten — Flash-Mobs, im Zuge einer sonstigen veranstalterlosen Konstituierung
durch Internet-Kommunikation oder auch bei solchen Spontanversammlungen, die sich
erst in ihrer Entwicklung organisatorisch strukturieren. Dabei wird angesichts der unuber-
sehbaren Vielgestaltigkeit von Formen der Selbstorganisation auf Regeln daftr, wie dann
eine solche Bestimmung einer Versammlungsleitung stattfindet, verzichtet. Allerdings
wird regelmalig nur eine Bestimmung der Versammlungsleitung praktisch mdglich sein,
die von der wie auch immer festgestellten Mehrheit der Versammlung und ihrem Vertrauen
getragen wird.

Die Geltung dieses Gesetzes erstreckt sich auf 6ffentliche und grundsatzlich auch auf nicht-
offentliche Versammlungen. Deshalb gelten die Regelungen Uber die Versammlungslei-
tung in § 6 einschlieRlich der damit verbundenen Befugnisse nach § 7 grundsatzlich fur
offentliche und nichtéffentliche Versammlungen. Allerdings gibt es zahlreiche nichtoffent-
liche Versammlungen, die nach ihrer GrolRe oder nach ihrem geringen Potential zu einer
offentlichen Wirksamkeit selbst im Falle ihrer 6ffentlichen Wahrnehmbarkeit nicht not-
wendig einer parlamentsgesetzlichen Regelung ihres internen Ablaufs durch eine Ver-
sammlungsleitung bedurfen (z.B. ein privater, informell tagender politischer Diskussions-
kreis). Die Regelungen tber die Leitung einer Versammlung (8 6) und die Befugnisse der
Versammlungsleitung (8 7) gelten daher fiir solche nichtoffentlichen Versammlungen nach
8 6 Absatz 4 nur dann, wenn eine Versammlungsleitung bestimmt ist. Wie eine solche Ver-
sammlungsleitung bestimmt wird, I&sst das Gesetz offen, denn die Bestimmung der Ver-
sammlungsleitung richtet sich nach den Umsténden des Einzelfalls. So kann eine solche
Bestimmung bei veranstalterlosen Versammlungen durch die Versammlung selbst erfolgen
(8 6 Absatz 3). § 5 Satz 1 greift bei nichtdffentlichen Versammlungen nur, soweit zu ihnen
eingeladen wird, aber es kdnnen sonstige Regeln die Bestimmung einer Versammlungslei-
tung implizieren (z.B. bei Parteiversammlungen nach dem Recht der politischen Parteien).

Zu 8 7 (Rechte der Versammlungsleitung):

8 7 konkretisiert die gesetzlichen Rechte der Versammlungsleitung nach Beginn der Ver-
sammlung, soweit und solange diese nicht verboten oder aufgeldst ist.
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Die Rechte nach 8§ 7 entsprechen weithin der bisherigen Rechtslage. Soweit sie fur die Au-
tonomie der nach Artikel 8 Absatz 1 GG veranstaltend oder an der Versammlung teilneh-
mend Tétigen einen rechtlichen Rahmen setzen, erfolgt dieses zum Schutz von Interessen,
die auf Verfassungsebene geschitzt sind und als verfassungsimmanente Schranken die
Versammlungsfreiheit nach Artikel 8 Absatz 1 GG beschréanken. Dabei verzichtet dieses
Gesetz auf eine Normierung von Rechtspflichten, die diese Versammlungsfreiheit mehr als
zum Schutze entgegenstehender Verfassungsguter erforderlich zu beschrénken drohen.

Im Einzelnen sucht 8 7 in diesem Sinn fur Versammlungen sowohl in geschlossenen R&u-
men wie unter freiem Himmel ohne eine Einschrankung der Versammlungsfreiheit der Be-
teiligten ein Mindestmal von Rechten — zum Teil optional — zu normieren. Sie sollen es
der jeweiligen Versammlungsleitung erméglichen, die Versammlung nach innen — gege-
benenfalls mit Hilfe von Ordnerinnen und Ordnern — ordnungsgemal3, auch im Sinn der
Abwehr von Gefahren flr die Versammlung, durchzufiihren und nach auflen im Verhéltnis
zur allgemeinen Offentlichkeit und speziell zu den Vertretern der Medienéffentlichkeit auf
eine sichere rechtliche Basis zu stellen.

8 7 Absatz 1 normiert (entsprechend der bisherigen Rechtslage in § 8 VersG, wenn auch
um Redundanzen bereinigt) die Aufgabe der Versammlungsleitung, durch Leitung der Ver-
sammlung fur einen ordnungsgemaRen Ablauf zu sorgen, und die Friedlichkeit der Ver-
sammlung zu unterstutzen. Es wird damit auch dem Umstand Rechnung getragen, dass die
Versammlungsleitung nicht die tatsdchliche Moglichkeit hat, die Pflicht zur Friedlichkeit
der Versammlungsteilnehmenden durchzusetzen. Das Recht zur SchlieBung oder Unter-
brechung einer Versammlung steht der Versammlungsleitung zu. Entsprechende Entschei-
dungen konnen aber auch, ohne dass dies einer ausdrucklichen Regelung bedarf, von der
Versammlung selbst getroffen werden.

8 7 Absatz 2 Satz 1 ermdglicht es, Ordnerinnen und Ordner einzusetzen, ohne aber deren
Einsatz zur Pflicht zu machen. 8 7 Absatz 2 kniipft inhaltlich an 8§ 9 Absatz 1, 19 Absatz 1
VersG an, verzichtet aber auf den unbestimmten Rechtsbegriff der ,,angemessenen Zahl*
und darauf, die VVolljahrigkeit und Ehrenamtlichkeit zu einem Eignungskriterium fir Ord-
nerinnen und Ordner zu machen. Fir Versammlungen in geschlossenen Rdumen lassen
sich solche Einschrankungen vor dem Hintergrund eines fehlenden Gesetzesvorbehalts
schon nicht zum Schutze von Grundrechten Dritter oder anderen auf Verfassungsebene
geschitzten Rechtsgutern rechtfertigen; aber auch fiir Versammlungen unter freiem Him-
mel ist eine solche generelle Einschrankung mangels Eignung und Erforderlichkeit unver-
haltnismaRig. Das Gebot der Waffenlosigkeit ergibt sich bereits aus den 88 1 und 9. Wei-
tergehende gesetzliche VVorgaben erscheinen nicht geboten. Da Ordnerinnen und Ordner
nicht zwingend Personen sein missen, die an der Versammlung als Teilnehmende mitwir-
ken, also insbesondere das inhaltliche Anliegen der Versammlung teilen, stellt Satz 2 klar,
dass sie die gleichen Pflichten treffen wie Teilnehmende und ihnen gegeniber stets die
gleichen Befugnisse bestehen wie gegentiber jenen.

8§ 7 Absatz 3 folgt dem Regelungsgehalt von §8 10, 18 Absatz 1 VersG.
8 7 Absatz 4 tibernimmt weithin den Regelungsgehalt von 8 11 VersG, erweitert aber in-

soweit — Uber 88 18 Absatz 1, 19 VersG hinaus — die AusschlieBungsbefugnis der Ver-
sammlungsleitung auch auf die Fallkonstellation einer Versammlung unter freiem Himmel.
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Bei erheblicher Stérung des ordnungsgemaRen Ablaufs der Versammlung durch Versamm-
lungsteilnehmende oder auch Dritte kann die Versammlungsleitung diese von der Teil-
nahme an oder der Anwesenheit bei der Versammlung ausschlieBen. Das gilt auch fur Pres-
seangehorige, sofern sie die Ordnung der Versammlung erheblich storen (s. dazu auch die
Begriindung zu § 21 Absatz 2). Ausgeschlossene Personen haben sich unverziiglich zu ent-
fernen. Die Regelung entspricht insgesamt einem Subsidiaritdtsgedanken, der vor einem
Ausschluss nach 8 16 Absatz 2 Satz 1 durch die zustéandige Behdrde zunédchst der Selbst-
organisationskraft der Versammlung und ihrer Leitung vertraut. Zwar kdnnen sich Ver-
sammlungsleitung und Versammlungsteilnehmende gleichermaBen auf die Versamm-
lungsfreiheit berufen (8 1, Artikel 8 GG), doch kann es bei erheblichen Stérungen durch
an der Versammlung Teilnehmende zu einem grundrechtlichen In-Sich-Konflikt zwischen
diesen gleichermalien aus Artikel 8 GG Berechtigten kommen, den § 7 Absatz 4 — auch fur
Versammlungen in geschlossenen Rdumen i.S. eines Ausgleichs mit kollidierendem Ver-
fassungsrecht — zugunsten einer Fortsetzung und Durchfihrung der Versammlung ent-
scheidet. Der Ausschluss durch die Versammlungsleitung ist kein Hoheitsakt. Wird der
Aufforderung nicht freiwillig Folge geleistet, darf zur Durchsetzung keine korperliche Ge-
walt angewandt werden, die Versammlungsleitung ist vielmehr auf die Unterstlitzung der
Polizei angewiesen. Sollte der Ausschluss durch die Versammlungsleitung fehlschlagen
und deshalb die Durchfiihrung der Versammlung geféhrdet sein, liegt die Verantwortlich-
keit des Eingriffs nach den Regeln dieses Gesetzes bei der zustdndigen Polizeibehorde.
Notwendige Eilmalinahmen durch die Polizei sind stets moglich.

Zu § 8 (Stérungsverbot):

Die grundrechtliche Gewéhrleistung der Versammlungsfreiheit umfasst nicht nur dasin § 1
hervorgehobene subjektive Recht, an Versammlungen teilzunehmen und sie zu veranstal-
ten, sondern auch einen objektivrechtlichen Auftrag an die Legislative und andere Trager
von Staatsgewalt, die Grundrechtsausiibung auch insoweit zu ermdglichen als dies nicht
durch Geltendmachung eines subjektiven Rechts erreicht werden kann. Umfasst ist die
Aufgabe, die Rechtsordnung so einzurichten, dass die Durchfiihrung von Versammlungen
nicht durch Stérungen vereitelt oder erheblich behindert wird. Allerdings ist zu beriicksich-
tigen, dass Versammlungen nicht nur der Kundgabe bestimmter Auffassungen dienen, son-
dern auch Ort der kommunikativen Auseinandersetzung und damit des Austragens von
Kontroversen sind (vgl. BVerfGE 84, 203 [209]; 92, 191 [202 f.]). Den Schutz des Grund-
rechts genielBen auch diejenigen, die den spezifischen Versammlungszweck nicht unter-
stiitzen, Widerspruch oder ihr Missfallen gegen die Mehrheitsauffassung in der Versamm-
lung dufllern, Zwischenrufe tétigen, laut protestieren oder Spruchbander entrollen, sofern
sie sich auf kommunikative Mittel begrenzen und die Mdglichkeit anderer, zu Worte zu
kommen und gehdrt zu werden, nicht vereiteln. Ein solches Verhalten darf — selbst wenn
es die reibungslose Durchflihrung der Veranstaltung erschwert, ohne diese jedoch erheb-
lich zu behindern — versammlungsrechtlich grundsétzlich nicht als Stérung behandelt wer-
den. Stérungsverbote dirfen daher nicht so gefasst und angewandt werden, dass die kom-
munikative Auseinandersetzung geféhrdet ist. Sie sind aber unbedenklich, soweit sie als
Kehrseite der Schutzaufgabe Grenzen setzen, um die Durchfiihrung der Versammlung zu
ermoglichen. Hierauf ist § 8 begrenzt.

8 8 normiert ein allgemeines Verbot von Stérungen, die auf die Vereitelung oder erhebliche
Behinderung der Durchfuhrung einer Versammlung zielen. Eine solche Stérung liegt vor,
wenn die Versammlung gar nicht erst beginnen kann oder wenn ein Storverhalten, das erst
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nach Beginn erfolgt, den &ulReren Ablauf der Versammlung derart intensiv behindert, dass
sie abgebrochen werden muss oder in der Weise beeintrachtigt wird, dass die beabsichtigte
Erdrterung oder Kundgebung nicht mehr erfolgen kann. Letzteres ist insbesondere der Fall,
wenn als Ergebnis der Stérung der Versammlungszweck in vergleichbarer Weise wie bei
einem Abbruch nicht weiter verfolgt werden kann. Der Durchsetzung des Verbots aus 8§ 8
dient die in 8 7 geregelte Leitungsgewalt, durch deren Austibung aber nur Stérungen in der
Versammlung unterbunden werden kénnen, insoweit allerdings gegendber allen am Ort der
Versammlung Anwesenden, also gegebenenfalls auch Nichtteilnehmern. Gegen Stérungen
von aul3en, etwa durch Blockade von Zufahrtswegen, kann die Leitungsgewalt demgegen-
iiber nicht eingesetzt werden. Im Ubrigen kann auch nicht immer davon ausgegangen wer-
den, dass die Versammlungsleitung Storungen wirkungsvoll abwehren kann. Deshalb sind
erganzend die Befugnisse der zustandigen Behdrde wichtig, das allgemeine Verbot zu kon-
kretisieren und gegebenenfalls durch MalRnahmen des Verwaltungszwangs durchzusetzen.
Bei Storungen durch Nichtteilnehmende, insbesondere durch auf3erhalb der Versammlung
stehende Dritte, konnen aufgrund der hier fehlenden Sperrwirkung des Versammlungsfrei-
heitsgesetzes Malinahmen nach dem ASOG ergriffen werden; gegeniiber Teilnehmenden
erfolgt der Ruckgriff auf das ASOG stets nach der Maldgabe des § 10. Allerdings ist auch
dann zu kléaren, ob und wie weit versammlungsrechtliche Regelungen zu beachten sind,
wie bei einer Storung durch eine andere Versammlung, etwa eine Gegendemonstration.
Besonders massive Behinderungen sind mit Strafe oder Bul’geld bewehrt. Der Einsatz von
und die Drohung mit Gewalttéatigkeiten ist nach § 26 Absatz 1 strafbar, die Blockade eines
Zufahrtsweges oder der Strecke eines Aufzugs ist jedenfalls nach § 27 Absatz 1 Nummer
4 eine Ordnungswidrigkeit und zwar auch, wenn die Stérung im Zuge einer Gegende-
monstration erfolgt.

Zu 8 9 (Waffen- und Uniformverbot):

Artikel 8 Absatz 1 GG verwehrt den Schutz der Versammlungsfreiheit denen, die Waffen
tragen. Das gesetzliche Waffenverbot des 8§ 9 bewirkt, dass das Tragen von Waffen bei
Versammlungen oder auf dem Weg zu oder von Versammlungen verboten ist und auch
nicht aus anderen Grundrechten gerechtfertigt werden kann. Die Norm erstreckt das Verbot
auch auf Personen, die selbst nicht Teilnehmende von Versammlungen sind.

Waffen im Sinn des Artikel 8 Absatz 1 GG sind nach herrschender Auffassung sog. Waffen
im technischen wie im untechnischen Sinn. Das gesetzliche Verbot gilt zum einen den sog.
Waffen im technischen Sinn (§ 9 Absatz 1 Nummer 1), wie Schusswaffen, Hieb-, Stof3-
und Stichwaffen, auch Explosivmitteln oder gefahrlichen Reizstoffen Erfasst sind aber
auch als Waffen im untechnischen Sinn Gegensténde, die ihrer Art nach ebenso wie Waffen
zur Verletzung von Personen oder zur Herbeiftihrung erheblicher Schaden an Sachen ge-
eignet und nach der Vorstellung ihres Gewahrsamsinhabers dazu bestimmt sind, etwa
Baseballschlager, Kampfhunde oder Bolzenschneider (8 9 Absatz 1 Nummer 2).

Allgemeine Erlaubnisse zum Waffentragen in der Offentlichkeit (vgl. 8§ 4 ff. Waffenge-
setz) erméchtigen nicht zugleich zum Waffentragen im Geltungsbereich von § 9. § 9 sieht
nicht die Moglichkeit vor, dass eine Ausnahme vom Waffenverbot durch behérdliche Er-
laubnis geschaffen wird. Dementsprechend ist der Einsatz bewaffneter Ordnerinnen oder
Ordner oder bewaffneter privater Personenschitzerinnen oder Personenschiitzer auch nicht
mit behdrdlicher Erlaubnis mdglich. Ein Bedarf dafur, dass Personen ausnahmsweise Waf-
fen tragen durfen, ist selbst fur den Fall nicht anzuerkennen, dass der Versammlungszweck
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— etwa eine Kundgebung eines Vereins, mit dem Ziel, gegen die restriktive Handhabung
des Waffenrechts zu protestieren — das Waffentragen nahelegt. Das Mitfiihren von Waffen
durch Privatpersonen in oder im Umfeld von Versammlungen bewirkt schwer beherrsch-
bare Risiken der Eskalation und — bei inrem Gebrauch — der Verletzung von Leib und Le-
ben.

Bei der Auslegung und Anwendung von 8 9 Absatz 1 Nummer 2 ist zu bericksichtigen,
dass nicht alle Gegenstande, deren Einsatz zu Gefahren fiir die 6ffentliche Sicherheit fiih-
ren kann, per se von dem Verbot erfasst sind. Regelmél3ig werden Gegenstande wie etwa
Farbbeutel, Regenschirme, Fahrradluftpumpen, Nagelfeilen, rohe Eier oder faules Obst
nicht von 8 9 Absatz 1 Nummer 2 erfasst sein. Ihr Mitfihren beseitigt nicht schon den
Schutz der Versammlungsfreiheit als solchen, kann aber flr den Fall der Gefahrdung der
offentlichen Sicherheit — etwa bei Gesundheitsgefahrdungen oder strafbarem Verhalten —
durch entsprechende Anordnung unterbunden werden, soweit dies nicht schon durch die
Versammlungsleitung geschieht.

Absatz 2 statuiert ein gesetzliches Uniformverbot. Nach der Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts ist das Tragen von Uniformen geeignet ,,suggestiv-militante Effekte in
Richtung auf einschiichternde uniforme Militanz auszul6sen® (vgl. Beschluss vom
27.04.1982 — 1 BvR 1138/81). Das Uniformverbot wird daher in Absatz 2 tatbestandsmé-
Rig mit einer einschiichternden Wirkung durch die Vermittlung von Gewaltbereitschaft
verbunden. Auf den Aspekt der politischen Gesinnung wird verzichtet. Erforderlich ist ins-
gesamt ein infolge des &uBeren Erscheinungsbildes Gewaltbereitschaft vermittelndes Ver-
halten. Das Tragen von Uniformen, Uniformteilen oder gleichartigen Kleidungsstiicken
muss Gewaltbereitschaft vermitteln und dadurch einschiichternd wirken. Beide Vorausset-
zungen beziehen sich ausschlieRlich auf das Uniformverbot; sie statuieren kein daruiber
hinaus gehendes ,,Einschiichterungsverbot®. Sie lehnen sich in ihrem Wortlaut an die
Rechtsprechung des BVerfG zu 83 VersammIG an (zu den verfassungsrechtlichen Grenzen
des Uniformierungsverbots s. Wapler/Breitbach, — VersammIG § 3 Rn. 19 ff.).

In Absatz 3 ist die verwaltungsakzessorische Konkretisierung der Verbote nach Absatz 1
und 2 durch behdrdliche Anordnung geregelt, die wiederrum dem rechtstaatlichen Be-
stimmtheitsgebot Rechnung tragt. Werden Anordnungen von nur einzelnen Personen miss-
achtet, konnen sie gemall § 16 Absatz 2 von der Versammlung ausgeschlossen werden.
VerstoRe gegen das Uniformverbot kdnnen zudem als Ordnungswidrigkeit geahndet wer-
den (vgl. 8 27 Absatz 1 Nummer 6).

Zu 8 10 (Anwendbarkeit des Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetzes):

8 10 regelt das Verhaltnis des Versammlungsrechts zum allgemeinen Polizei- und Ord-
nungsrecht. Das Regelungskonzept des Versammlungsgesetzes beruht auf dem Grundge-
danken, dass nicht alle im Zusammenhang mit Versammlungen in Betracht kommenden
MaRnahmen im Versammlungsfreiheitsgesetz zu regeln sind, andererseits aber fir das Ver-
sammlungsgeschehen besonders zentrale und versammlungstypische Eingriffe abschlie-
Rend spezialgesetzlich normiert werden sollen.
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AbschlieBend im Versammlungsfreiheitsgesetz geregelt werden das organisatorische Vor-
feld und die Steuerung der Gesamtversammlung. Insoweit sind die Regelungen zur An-
zeige der Versammlung (8 12) und die Beschrankungs-, Verbots- und Auflésungsbefugnis
(88 14, 22) ausreichend. Die Befugnisse des Versammlungsfreiheitsgesetzes in Bezug auf
die Gesamtversammlung entfalten eine allgemeine Sperrwirkung fir das Polizeirecht.
Malinahmen, die sich auf die Gesamtversammlung richten, sind nur nach dem Versamm-
lungsfreiheitsgesetz zuldssig. Das Polizeirecht kommt insoweit erst nach einem Verbot o-
der der Auflosung der Versammlung zur Anwendung.

Soweit sich MalRnahmen gegen einzelne Versammlungsteilnehmende richten, geht die Re-
gelung hingegen grundséatzlich von einer subsidiaren Anwendbarkeit des allgemeinen Po-
lizeirechts aus. § 10 Absatz 1 gestaltet aber auch die MaRnahmen nach dem allgemeinen
Polizeirecht insoweit versammlungsspezifisch aus, als er sie generell an das VVorliegen der
fur Eingriffe in die Versammlungsfreiheit geforderten ,,unmittelbaren Gefahr* knupft.

8 10 Absatz 1 nimmt damit eine durch das Merkmal der ,,unmittelbaren Gefahr* qualifi-
zierte Rechtsgrundverweisung vor. Neben dem Merkmal der unmittelbaren Gefahr missen
daher auch alle sonstigen Anforderungen der polizeirechtlichen Befugnisnormen erfillt
sein. Ferner ist bei der Anwendung der polizeirechtlichen Befugnisse, besonders bei der
Beurteilung der VerhaltnismaRigkeit der Manahmen, Artikel 8 GG angemessen Rechnung
zu tragen. Diesen versammlungsspezifischen Schutz bezieht die Regelung auch auf das
Vorfeld und das Nachfeld einer Versammlung, da sie auch flr die einzelne Teilnehmerin
und den einzelnen Teilnehmer in den Schutzbereich der Freiheit, ,;sich [...] zu versam-
meln®, fallen (zum Vorfeld BVerfGE 84, 203 [209]; zum Nachfeld A. Dietel/K. Gintzel/M.
Kniesel, Versammlungsgesetz, 15. Auf. 2008, 8 1 Rn. 73 ff.). Wurde die Versammlung
aufgelost, entfallt jedoch der versammlungsspezifische Schutz. Mangels Sperrwirkung des
Versammlungsrechts kann die Polizei auf Grundlage des ASOG vorgehen (z.B. mit Platz-
verweis nach 8 29 ASOG gegenuber sich nicht entfernenden Personen). Das gleiche gilt
hinsichtlich von der Versammlung nach § 16 Absatz 2 ausgeschlossener Personen. Ab-
satz 1 findet insoweit keine Anwendung.

Aufgrund des Rechtsgrundverweises in § 10 Absatz 1 entfalten die auf einzelne Teilneh-
mende bezogenen Befugnisse des Versammlungsfreiheitsgesetzes — etwa nach § 16 oder
8 17 Absatz 1 — nur eine spezielle Sperrwirkung gegentiber dem allgemeinen Polizeirecht.
Soweit das Versammlungsgesetz keine besonderen Regelungen vorsieht und eine unmit-
telbare Gefahr vor, bei oder nach der Durchfiihrung der Versammlung anzunehmen ist, ist
ein Ruckgriff auf das Polizeirecht zuldssig.

8 10 Absatz 1 begrundet die Befugnis, unter Beachtung der weiteren Anforderungen der
polizeirechtlichen Vorschriften MaRnahmen gegen einzelne Versammlungsteilnehmende
zu ergreifen. Die mit den MalRnahmen verbundenen Einschrdnkungen der Versammlungs-
freiheit haben ihre Grundlage damit in § 10 Absatz 1, nicht in den polizeirechtlichen Be-
fugnissen, die durch § 10 Absatz 1 in Bezug genommen und durch das Erfordernis der un-
mittelbaren Gefahr modifiziert werden. Im Sinn des Zitiergebots aus Artikel 19 Absatz 1
Satz 2 GG wird die Versammlungsfreiheit durch § 10 Absatz 1 eingeschrénkt, nicht durch
die in Bezug genommenen polizeirechtlichen Eingriffsregelungen. Einer Erweiterung der
polizeirechtlichen Vorschriften zum Zitiergebot um einen Hinweis auf die Beschrankung
von Artikel 8 GG bedarf es nicht.
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Fir Versammlungen in geschlossenen Raumen passt Absatz 2 die Eingriffsschwelle den
fur diese Versammlungsart mafligeblichen verfassungsrechtlichen Anforderungen (s. Be-
grindung zu § 22) an.

Fur VorfeldmalRnahmen, die sich auf eine Verhinderung der Versammlungsteilnahme rich-
ten — wie etwa Meldepflichten oder Gewahrsam — verlangt Absatz 3 zudem die vorherige
Untersagung der Teilnahme nach den Vorschriften des Versammlungsgesetzes. Absatz 3
soll sicherstellen, dass MaRnahmen nach anderen Gesetzen, die auf eine Untersagung der
Teilnahme gerichtet sind, erst im Anschluss an einen formlichen Ausschluss zuldssig sind.

Keine Sperrwirkung entfaltet das Versammlungsfreiheitsgesetz fir Mallnahmen gegen
Dritte, d.h. Anwesende, die nicht an der Versammlung teilnehmen. Soweit sie die 6ffentli-
che Sicherheit gefahrden, kann gegen sie nach den allgemeinen Rechtsgrundlagen vorge-
gangen werden. Dasselbe gilt fur Teilnehmende einer verbotenen oder aufgelosten Ver-
sammlung, oder die von der Versammlung ausgeschlossen wurden. Soweit dieses Gesetz
Regelungen enthélt, die nicht nur fir Teilnehmende einer Versammlung gelten, so treten
sie fur diese Dritten neben die allgemeinen Rechtsgrundlagen. Zum einen schaffen die Re-
gelungen des Gesetzes, die sich auch an Dritte richten, Rechtsgrundlagen fiir MalRnahmen,
die sich nicht notwendig aus dem ASOG ergeben, wie etwa die Bestimmungen zum Ver-
mummungs- und Schutzausriistungsverbot (8 19). Zum anderen werden Dritte in die Re-
gelungen des Gesetzes einbezogen, um Rechtsklarheit fur Situationen zu schaffen, in denen
die zustéandige Behdrde nicht zuverldssig zwischen Teilnehmenden und Dritten unterschei-
den kann. So erlaubt 8 16 Absatz 1 die Untersagung der Teilnahme an oder die Anwesen-
heit in einer Versammlung, weil die zustandige Behorde zum Zeitpunkt der Manahme die
Teilnehmereigenschaft eines Storers u.U. nicht eindeutig bestimmen kann.

Zu 8 11 (Anwesenheit der Polizei):

Grundsatzlich ist die zustdndige Versammlungsbehorde fir Versammlungen zustandig.
Der Polizeivollzugsdienst kann bei Versammlungen unter freiem Himmel zur Erfullung
von polizeilichen Aufgaben nach dem Versammlungsfreiheitsgesetz anwesend sein, soweit
dies aufgrund der Art, des Umfanges oder der Grolie einer Versammlung erforderlich ist.
Bei Versammlungen in geschlossenen Raumen setzt die Anwesenheit der Polizei zudem
das Vorliegen einer unmittelbaren Gefahr im Sinne von 8§ 22 voraus. Anwesende Polizei-
vollzugsbedienstete mussen sich bei der Versammlungsleitung zu erkennen geben. Bei
Versammlungen unter freiem Himmel kann dies durch die Einsatzleitung erfolgen. Die
Pflicht anwesender Polizeikréfte, sich zu erkennen zu geben, entféllt bei leiterlosen Ver-
sammlungen.

8 9 betrifft nicht das Waffentragen bei der Auslibung von Hoheitsgewalt durch die zustan-
dige Behorde, soweit Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte zum Mitfihren von Waffen
bei Erflllung ihrer Aufgaben und der Austibung ihrer Befugnisse berechtigt sind. Dies wird
durch Satz 3 klargestelit.

Zu 8 12 (Anzeige und Veroffentlichungspflicht):

8 12 regelt fur Versammlungen unter freiem Himmel Notwendigkeit und Modalitaten einer
vorherigen Anzeige als einer Wissenserklarung bei der zustdndigen Behdrde. Eine solche
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einfachgesetzliche Anzeigepflicht wird nach vorherrschender Auffassung entgegen gele-
gentlichen Zweifeln (vgl. W. Hofling, in: M. Sachs [Hrsg.], GG, 5. Aufl. 2009, Art. 8 Rn.
57 f.) durch Artikel 8 Absatz 2 GG ermdglicht, obwohl Versammlungen nach dem Wort-
laut von Artikel 8 Absatz 1 GG grundsatzlich ohne eine Anmeldung oder Erlaubnis zulds-
sig sein sollen. Eine fir jede Versammlung geltende Anmeldepflicht ware jedenfalls ver-
fassungsrechtlich unzulassig.

Die auch in 8 12 vorgesehene Einschrankung durch eine Anzeigepflicht soll den Beson-
derheiten von Versammlungen unter freiem Himmel gerecht werden. Einerseits soll im
Sinn der grundrechtlich gewéhrleisteten Autonomie derer, die eine Versammlung veran-
stalten oder an ihr teilnehmen, die Freiheit zur Versammlung nur soweit wirklich erforder-
lich den restriktiven Anforderungen in Form von Rechtspflichten gegeniber der Verwal-
tung unterliegen; andererseits sind mit 6ffentlichen Versammlungen unter freiem Himmel
regelmaRig Beeintrachtigungen der Interessen Dritter und teilweise auch Gefahrdungen der
offentlichen Sicherheit verbunden. Die Anzeigepflicht soll es der zustandigen Behorde
durch deren rechtzeitige Benachrichtigung erméglichen, von vornherein die Durchftihrung
der Versammlung — unter abwégender Berlcksichtigung von Drittinteressen und Geféhr-
dungen der Rechtsglter Dritter — zu gewahrleisten (vgl. BVerfGE 69, 315 [350 ff.];
BVerwGE 26, 135 [137]). Sie dient nicht der Beschrankung der Versammlungsfreiheit,
sondern (zumindest auch) ihrer Entfaltung (vgl. A. Dietel/K. Gintzel/M. Kniesel, Ver-
sammlungsrecht, 15. Aufl. 2008, § 14 Rn. 8 1.).

Die hier vorgeschlagene gesetzliche Ausgestaltung der Anzeigepflicht kniipft grundsétz-
lich an die bestehende Rechtslage auf Bundesebene an (vgl. § 14 VersG), indem nicht nur
eine Anzeigepflicht vorgesehen ist, sondern auch Mindesterfordernisse hinsichtlich des In-
halts der Anzeige formuliert werden. Diese werden allerdings im Unterschied zur bisheri-
gen Rechtslage noch ndher konkretisiert. 8 12 regelt Giberdies die Einschrankungen der An-
zeigepflicht bei Eil- und Spontanversammlungen aber auch die Art und Weise ihrer Ver-
offentlichung. Der inhaltliche Umfang der Anzeigepflicht wird auf das unbedingt Erfor-
derliche begrenzt mit dem Ziel, diese inhaltlichen Anforderungen nicht so stark zu buro-
kratisieren, dass sie auf eine faktische Beeintrachtigung der Versammlungsfreiheit im In-
teresse einer bloRBen Erleichterung der Verwaltungspraxis hinauszulaufen drohen. Zudem
will § 12 berlcksichtigen, dass die grundgesetzliche Versammlungsfreiheit auch die Frei-
heit zu neuartigen Versammlungsformen enthélt mit der Folge, dass die Bestimmung einer
versammlungsleitenden Person nicht immer von vornherein verlangt werden kann.

Die hier vorgesehene Anzeigepflicht knupft an die Einladung zu einer Versammlung (s.
8 5) an. Sie gilt nach Absatz 1 nur fur 6ffentliche Versammlungen unter freiem Himmel.
Auch wenn der Begriff ,,unter freiem Himmel* insofern irrefuhrend ist als es nicht auf
Formen der Uberdachung ankommt, sollte man bei der grundgesetzlichen Terminologie
und ihrer gefestigten Interpretation bleiben und den Begriff i.S. von offen i.S. von raumli-
cher Zugénglichkeit fur jedermann (vgl. etwa H. Schulze-Fielitz, in: H. Dreier [Hrsg.], GG,
Bd. I, 2. Aufl. 2004, Art. 8 Rn. 65) weiterverwenden.

Die Anzeigepflicht ist dabei nicht als Antrag auf Genehmigung zwecks hoheitlicher Kon-
trolle (miss-)zu verstehen, sondern soll den Behdrden nur die Mdoglichkeit geben, ggf. in
Zusammenarbeit mit den Veranstaltenden zu einer ungefahrdeten Durchfiihrung der Ver-
sammlung das ihnen Mdgliche und Gebotene beizutragen. Offentliche Versammlungen un-
ter freiem Himmel sollen deshalb auch weiterhin anzeigepflichtig bleiben. Ihr Sinn einer
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problementlastenden Ermoglichung von Versammlungen unter freiem Himmel spricht fur
ihre grundsatzliche Beibehaltung entsprechend der bisherigen Rechtslage. Die Anzeige in
Form einer Wissenserklarung fuhrt dazu, dass mit ihrem Eingang sich die zustandige Be-
horde auf die geplante Veranstaltung je nach den Umstanden einstellen und ggf. ein Ko-
operationsgesprach anregen kann (oder auch nicht, vgl. 8 4).

Die Pflicht zur Anzeige ist auf das Unerldssliche zu beschréanken. So wird die bisherige
Anzeigefrist von 48 Stunden vor der Einladung beibehalten. Es erscheint bei mehreren ver-
anstaltenden Personen gemall Absatz 1 Satz 2 auch nur eine einzige Anzeige geboten, da-
mit die zustandige Behorde informiert ist; die anderenfalls erforderlichen Notwendigkeiten
einer vorherigen Koordination mit ihren Abstimmungsschwierigkeiten bei mehreren ver-
anstaltenden Personen sollen nicht von vornherein unter dem flr keinen der Beteiligten
forderlichen Druck drohender Sanktionen nach § 27 Absatz 1 Nummer 1 stehen. Die For-
merfordernisse nach Absatz 1 Satz 3 sind im Lichte dieser Zielsetzung daran orientiert,
dass die Behorde etwas schriftlich in der Hand hat, um angemessen und ggf. kooperativ
mitwirken zu kénnen. Auch eine gesetzliche Definition der Einladung nach den (bezogen
auf die Bekanntgabe) weitergehenden Mustern anderer Gesetze erscheint vor dem Hinter-
grund entbehrlich, dass 8§ 5 die Einladung ausreichend regelt. Damit wird auch Zweifeln an
der verfassungsrechtlichen Zulassigkeit einer Anmeldepflicht in unproblematischen Fallen
(vgl. etwa C. Gusy, in: H. v. Mangoldt/F. Klein/C. Starck, GG, Bd. I, 5. Aufl. 2005, Art. 8
Rn. 36) entsprochen.

Die Mindesterfordernisse hinsichtlich des Inhalts der Anzeige werden in Absatz 2 konkre-
tisiert, gleichzeitig jedoch auf ein MindestmaR beschrénkt, um zu vermeiden, dass sich die
Betroffenen durch Erfordernisse von detaillierten Angaben in ihrer inneren Versamm-
lungsfreiheit beeintréchtigt flhlen. Letztlich muss jedoch gewahrleistet werden, dass die
Behdrde die fur ihre Aufgabenerfillung notwendigen Informationen erh&lt und durch Mit-
teilung der Erreichbarkeit die Kontaktaufnahme ermdglicht wird.

Der Regelungsvorschlag verzichtet insbesondere auf eine neuartige Festlegung eines fri-
hesten Anzeigezeitpunkts, um dadurch nicht einen Anreiz zu einer moglichst frihen An-
zeige zu setzen und den Irrtum zu n&hren, die zeitliche Prioritat einer Anmeldung sei der
einzige und allein ausschlaggebende Abwagungsgesichtspunkt bei der — neutral zu treffen-
den und auszufiihrenden — Entscheidung uber den Vorrang von Zeit und Ort einer Ver-
sammlung (dagegen und anders: BVerfGK 6, 104 = BVerfG [K], 1 BvR 961/05 v. 6. 5.
2005, NVwZ 2005, 1055, Rn. 25 ff.; OVG Rheinland-Pfalz, NVwZ 2003, 848). Der Rege-
lungsvorschlag verzichtet weiterhin auf eine Pflicht, schon mit der Anzeige zusatzlich zum
Veranstalter die Versammlungsleitung festlegen zu missen, um eine spatere Entscheidung
zur Bestimmung der Versammlungsleitung mdglich zu machen und insoweit abweichende
Versammlungsformen nicht zu unterbinden.

Nach § 12 Absatz 4 Satz kann ein Einsatz von Ordnerinnen und Ordnern vorgesehen wer-
den. Er muss nicht mehr ausdriicklich genehmigt werden, weil die Erlaubnispflicht nach
8 18 Absatz 2 VersG nach ihrem Sinn — die praventive Kontrolle der Zahl und Eignung
von Ordnerinnen und Ordnern (vgl. A. Dietel/K. Gintzel/M. Kniesel, Versammlungsge-
setz, 15. Aufl. 2008, 8 18 Rn. 17) —sich in der ganz berwiegenden Zahl von dffentlichen
Versammlungen gar nicht erst als Problem stellt. Die Mdoglichkeit solcher Problemfalle
darf nicht dazu fiihren, dass das Versammlungsrecht in seinem Regelungsanspruch und
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seinen mafRstablichen Anforderungen implizit davon ausgeht, dass der Einsatz von Ordne-
rinnen und Ordnern die Vermutung unmittelbarer Gefahren fir die 6ffentliche Sicherheit
begriindet.

Die Neuregelung der Eilversammlung (in Absatz 6) und der Spontanversammlung (in Ab-
satz 7) sieht — im Einklang mit der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zu Ar-
tikel 8 GG, vgl. BVerfGE 69, 315 (350 f., 357 ff.); 85, 69 (75) — Versammlungen unter
freiem Himmel vor, bei denen den Umsténden nach eine Anzeige ohne Beachtung der ge-
setzlichen Regelfrist nur sobald als méglich erfolgen muss (Eilversammlung) oder ihrer
Natur nach ganz entfallt (Spontanversammlung). Die Anzeige bei der Eilversammlung ver-
langt unveréndert, dass sie bei der Behorde auch wirklich eingeht und von dieser als solche
registriert werden kann, und zwar auch dann, wenn sie telefonisch erfolgt. Die Gesetzes-
formulierung stellt im Sinn der Autonomie der sich Versammelnden bei der Bestimmung
des Eilfalles bzw. des spontanen Entschlusses auf die Entscheidungen der sich VVersam-
melnden ab. Sie vermeidet das Missverstandnis, die Bestimmung des Eilfalles bzw. des
spontanen Anlasses richte sich nach ,,objektiven* Kriterien Dritter, die die Versammlungs-
freiheit einschranken (wirden). Wohl aber muss ein spontaner Entschluss wirklich vorlie-
gen. Das ist dann nicht der Fall, wenn die Versammlung durch vorbereitende Aktivitaten
bereits vorher intendiert worden war.

Absatz 8 statuiert fir die zustdndige Versammlungsbehorde die Pflicht, Ort, Zeit und
Thema bzw. auch den geplanten Streckenverlauf der angezeigten Versammlungen bzw.
Aufziige im Open-Data-Portal des Landes in maschinenlesbarer Art und Weise zu verof-
fentlichen.

Zu 8 13 (Erlaubnisfreiheit):

Der Grundsatz der Erlaubnisfreiheit im Versammlungsrecht grundet in der verfassungs-
rechtlichen Freiheitsgarantie des Artikels 8 GG und besagt, dass die Regelungen des Ver-
sammlungsgesetzes und der mit ihnen intendierte Interessenausgleich bei der Prifung aller
versammlungsimmanenten Gefahren durch die zustédndige (Versammlungs- )Behérde dazu
fuhren, dass die Versammlung von besonderen Erlaubniserfordernissen nach anderen ge-
setzlichen Regelungen, soweit sie der Gefahrenabwehr dienen, befreit ist (vgl. BVerwGE
82, 34 [38 ff.] betr. 8§ 29 Abs. 2 StVO; OVG Sachsen NVwZ-RR 2002, 435 [436]; A. Die-
tel/K. Gintzel/M. Kniesel, Versammlungsgesetz, 15. Aufl. 2008, 8 15 Rn. 7 ff.). Die Durch-
fuhrung der Versammlung bedarf insoweit zum Beispiel keiner ausdrtcklichen straBenver-
kehrsrechtlichen, stralen- oder umweltrechtlichen Erlaubnisse, auch wenn solche erforder-
lich waren, wenn es sich nicht um Versammlungen im Sinn von 8 1 handelte. Ausgeschlos-
sen werden aber nur solche Erlaubnisverfahren, die die Nutzung einer dem 6ffentlichen
Gemeingebrauch gewidmeten Flache betreffen, nicht aber solche, die den Zugang zu einer
Flache erst ermoglichen sollen, weil fiir sie ein Benutzungsrecht fiir jedermann nicht schon
kraft Gesetzes oder nach allgemeinen Rechtsgrundsétzen besteht (vgl. BVerwGE 91, 135
[136 ff.]; OVG Sachsen, NVwWZ-RR 2002, 435 [436]; ausf. OVG Brandenburg, NVwZ-RR
2004, 844 [845] am Beispiel eines Waldfriedhofs, der fur versammlungsfremde Zwecke
gewidmet und kein 6ffentlicher StraRenraum ist). Fur Versammlungen auf offentlichen
Flachen bilden die versammlungsgesetzlichen Eingriffsregelungen insoweit unveréndert
ein in sich geschlossenes und abschliel3endes Regelungswerk, das allein und flr sich zur
Wahrung der 6ffentlichen Sicherheit bei Durchfiihrung der Versammlung die notwendigen
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MalRnahmen unter Ausgleich von privaten und 6ffentlichen Interessen abschlie3end sicher-
stellen soll (vgl. BVerwGE 82, 34 [40]; H. Brenneisen/M. Wilksen, Versammlungsrecht,
3. Aufl. 2007, S. 301); die Reichweite dessen, was von der zustdndigen (Versammlungs-
)Behdrde mitentschieden wird, richtet sich je nach den Umstédnden danach, was die Be-
horde tGberhaupt wissen kann.

Der abschliefende Charakter gilt auch fur die versammlungsrechtliche Ausgestaltung des
Verfahrens, das allein maRgeblich sein soll und auch die verfahrensrechtlichen Regelungen
der anderen Gesetze mit etwaigen spezifischen Anforderungen verdréngt (vgl. am Beispiel
von § 13 BImSchG BVerwG, NVwZ 2003, 750 [751]). Davon unberihrt bleibt eine zur
Gefahrenabwehr gegebenenfalls gebotene verwaltungsinterne Beteiligung der zustéandigen
Fachbehdrden durch die Versammlungsbehdrde, der aber allein die Prifung und abschlie-
Rende Entscheidung Uber die materiellen VVoraussetzungen einer Erteilung der Erlaubnisse
im Rahmen ihrer versammlungsrechtlichen beschrankenden Verfligungen — z.B. ,,Aufla-
gen* betr. La&rm — Uberlassen bleibt (vgl. A. Dietel/K. Gintzel/M. Kniesel, Versammlungs-
gesetz, 15. Aufl. 2008, § 15 Rn. 12).

Erlaubnisse, die nicht unmittelbar die Durchfiihrung der Versammlung betreffen und deren
Erlaubnispflichtigkeit keine gezielten Eingriffe in das Versammlungsrecht enthalten, sind
von dieser Regelung nicht erfasst. Dies gilt beispielsweise fur die Erlaubnis fir kommer-
zielle Werbestande an der Aufzugsstrecke. Gleiches gilt auch fir das Verteilen oder Ver-
teilen lassen von Werbematerial auf 6ffentlichem Strallenland, welches nicht tberwiegend
politischen, sozialen, religiésen oder weltanschaulichen Zwecken (z.B. kommerziellen
Zwecken) dient.

Zu § 14 (Beschrankungen, Verbot, Auflésung):

Die Vorschrift regelt die Voraussetzungen, unter denen die Durchfiihrung einer Versamm-
lung unter freiem Himmel beschrankt, verboten oder aufgelost werden kann. Beschrankun-
gen der Versammlung sind bei Vorliegen der aufgefuhrten Voraussetzungen sowohl vor
und nach Beginn der Versammlung zuldssig. Eine Beschrédnkung ist stets vorrangig zu pru-
fen, denn ein Verbot bzw. eine Auflésung sind immer als ultima ratio anzusehen. Dies wird
in Absatz 3 ausdricklich klargestellt. Durch die Begriffswahl ,,Beschrankung* statt ,,Auf-
lage* wird im Ubrigen klargestellt, dass es sich bei Beschrankungen nicht um Auflagen
1.S.v. 8 36 Absatz 2 Nummer 4 VWVT{G handelt. Auf das Schutzgut der 6ffentlichen Ord-
nung wird an dieser Stelle - wie auch im gesamten Gesetzentwurf - verzichtet. Bezogen auf
die Eingriffsbefugnisse werden diese stattdessen basierend auf der einschldgigen Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts und Bundesverwaltungsgerichts in Absatz 2
Satz 2 nunmehr ausdriicklich geregelt, um dem rechtstaatlichen Bestimmtheitsgebot besser
gerecht zu werden.

Absatz 2 enthalt Regelbeispiele, denen sich entnehmen lasst, wann eine Versammlung ver-
boten, beschrénkt oder aufgelost werden kann. Durch die Verwendung des Begriffs ,,ins-
besondere” in Absatz 2 wird klargestellt, dass es sich nicht um eine abschlieBende Rege-
lung handelt, sondern vielmehr um eine beispielhafte Konkretisierung des Absatzes 1.

Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 entspricht im Wesentlichen 8 130 Absatz 1 Strafgesetzbuch
(StGB) -Volksverhetzung. Die Aufnahme des Tatbestandsmerkmales ,,6ffentlicher Friede*
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greift indes auch eine Verpflichtung aus der VVvB auf, die auch historisch einer breit entwi-
ckelten Linie der friihen Landesverfassungen nach dem Zweiten Weltkrieg und solcher, die
nach 1990 entstanden sind, entspricht: Art. 30 Abs. 1 VvB erhebt das ungestorte friedliche
Zusammenleben der VVOlker in den Status einer Staatszielbestimmung und fordert sogar die
Pdnalisierung dem zuwider laufender Handlungen. Den materiellen Gehalt des friedlichen
Zusammenlebens der VVolker beziehen sowohl Art. 26 GG als auch Art. 30 Abs. 1 VvB im
Wesentlichen aus dem vélkerrechtlichen Gewaltverbot. Grundlage des volkerrechtlichen
Gewaltverbotes bildet die Vorschrift des Art. 2 Nr. 4 UN-Charta, deren Inhalt auch Teil
des Volkergewohnheitsrechts ist. Allerdings erschopft sich der Schutz des friedlichen Zu-
sammenlebens der VOlker nach allgemeinem Vélkerrecht (UN-Charta und universelles Ge-
wohnheitsrecht) nicht im Gewaltverbot. Entscheidend ist dabei vor allem, dass der Begriff
des (Welt-)Friedens im Sinne von Art. 24, 39 der UN-Charta in jungerer Zeit Gber die Ab-
wesenheit zwischenstaatlicher Gewaltanwendung hinaus eine materielle Anreicherung er-
fahren hat. Wesentlich ist dabei die Erweiterung des Friedensschutzes nach drei Richtun-
gen: Die Friedensbedrohung durch interne Konflikte (Burgerkriege), das Vorgehen gegen
Genozid und andere massive Verletzungen elementarer Menschenrechte und der Schutz
vor Bedrohungen durch international agierende Terrororganisationen. Diese ,,neuen* For-
men der Friedensbedrohung im Sinne von Art. 39 UN-Charta lassen sich noch einer St6-
rung des ,.friedlichen Zusammenlebens der VOlker* zuordnen, weil sie durchgehend durch
eine vOlkerrechtswidrige Ausubung von Gewalt gekennzeichnet sind und dadurch die
strukturelle Nahe zum volkerrechtlichen Gewaltverbot des Art. 2 Nr. 4 UN-Charta gewahrt
bleibt. Ergéanzend sind auch gewaltfreie Formen des Rassismus einzubeziehen (Herdegen
in: Maunz/Diirig, Grundgesetz-Kommentar, 89. EL Oktober 2019, Art. 26, Rn. 17).

Eine weitere verfassungsrechtliche Einschrankung fur das Grundrecht auf Versammlungs-
freiheit folgt aus Art. 37 VVvB, der eine Berufung auf Art. 26 VVvB untersagt, sofern Grund-
rechte angegriffen oder geféahrdet werden, insbesondere wenn ,,nationalsozialistische oder
andere totalitare oder kriegerische Ziele verfolgt werden®. In der Gesamtwirdigung dieses
Verfassungsgeistes besteht die Mdglichkeit, Auflagen, Beschrankungen oder ggf. auch
Verbote auszusprechen.

Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 gibt im Wesentlichen den Inhalt des § 130 Absatz 4 StGB wie-
der. Eine Billigung, Verherrlichung, Rechtfertigung oder Verharmlosung der nationalsozi-
alistischen Gewalt- und Willkirherrschaft kann hierbei auch durch das Gedenken an fiih-
rende Reprasentanten des Nationalsozialismus verwirklicht werden, da Herrschaft und
Diktatur in besonderer Weise personal geprégt sind und den Personen daher eine besondere
symbolische Bedeutung fir die damalige Gewalt- und Willkirherrschaft zukommt. Bei
beiden Tatbestanden wird an die Gefahrdung einer Storung des Offentlichen Friedens an-
geknipft. Der o6ffentliche Friede umfasst dabei den Zustand allgemeiner Rechtssicherheit
und des befriedeten Zusammenlebens der Biirgerinnen und Burger sowie das Bewusstsein
der Bevolkerung, in Ruhe und Frieden zu leben. Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 2 haben
durch die Aufnahme in das Versammlungsfreiheitsgesetz vorrangig eine klarstellende Wir-
kung, da ein VerstoR gegen einen Straftatbestand die 6ffentliche Sicherheit in Form der
Unversehrtheit der Rechtsordnung unmittelbar geféhrdet.

Die Regelung des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 3 kniipft an die Gedenkstattenregelung des
8 15 Absatz 2 Satz 1 VersG an, ergéanzt diese aber durch die Aufnahme besonderer Ge-
denktage. Besonders geschiitzt sind danach Orte und Tage, denen ein an die nationalsozi-
alistische Gewalt- und Willkurherrschaft erinnernder Sinngehalt mit gewichtiger Symbol-
kraft zukommt. Die Orte und Tage nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 werden durch eine
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Anlage zu diesem Gesetz festgelegt. Die Versammlungsbehorde ist an die gesetzliche Fest-
legung als Gedenkstétte und Gedenktage gebunden und muss diesbeziiglich keine eigenen
Feststellungen mehr treffen. An den Orten und Tagen sind Versammlungen allerdings nicht
generell untersagt. Die Anforderungen an die Gefahrenschwelle sind im Vergleich zu Ab-
satz 1 jedoch herabgesetzt. Tatbestandlich wird fur eine Einschrdnkung der Versamm-
lungsfreiheit verlangt, dass durch die Versammlung eine Beeintrachtigung der Opfer zu
besorgen ist. Eine Beeintrachtigung der Wirde der Opfer liegt bereits dann vor, wenn kon-
kret feststellbare Anhaltspunkte hierflir bestehen. Es ist keine unmittelbare Gefahr wie in
Fallen des Absatzes 1 notwendig, die Anforderungen an die Nahe und den Grad der Wahr-
scheinlichkeit des Schadenseintritts sind insoweit herabgesetzt. Eine Ergédnzung der aufge-
fuhrten symboltrachtigen Orte kann vom Senat durch Rechtsverordnung vorgenommen
werden. Wegen der hohen verfassungsrechtlichen Bedeutung des Grundrechts der Ver-
sammlungsfreiheit ist von der Ermdchtigung zur Bestimmung von Orten, an denen Ver-
sammlungen unter erleichterten Bedingungen verboten oder von bestimmten Auflagen ab-
héngig gemacht werden koénnen, jedoch zurtickhaltend Gebrauch zu machen. Eine Strei-
chung von in der Anlage zu diesem Gesetz aufgefiihrten Orten kann im Ubrigen nicht durch
Rechtsverordnung erfolgen. Diese bleibt der Legislative vorbehalten.

Nach Absatz 2 Satz 2 kann eine Versammlung auch aufgrund der Art und Weise ihrer
Durchflihrung verboten, beschrankt oder nach deren Beginn aufgeldst werden. Anders als
in Absatz 2 Satz 1 wird hier nicht an den Inhalt von MeinungsauRerungen angeknupft, son-
dern an die Art und Weise der Kundgabe einer Meinung. Dabei setzt die Norm voraus, dass
die Durchfuhrung der Versammlung entweder geeignet oder dazu bestimmt ist, einen Ein-
druck tatsachlicher oder potentieller Gewaltbereitschaft zu vermitteln oder in ihrem Ge-
samtgeprage an die Riten und Symbole der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft an-
knipft. Beide Tatbestandsalternativen knlipfen hierbei an die Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts an (vgl. BVerfG, Beschluss vom 24.03.2001 — 1 BvQ 13/01; Beschluss
vom 5. 9. 2003 - 1 BvQ 32/03; Beschluss vom 23.06.2004 - 1 BvQ 19/04).

Weiter setzt Absatz 2 Satz 2 voraus, dass durch die Art und Weise der Durchfiihrung der
Versammlung eine einschichternde Wirkung oder ein erheblicher Verstol3 gegen das sitt-
liche Empfinden der Birgerinnen und Birger und grundlegend soziale oder ethische An-
schauungen verbunden ist. Die herangezogenen Sozialnormen missen dabei mit dem
Wertgehalt des Grundgesetzes vereinbar sein (BVerfG, Beschluss vom 23.06.2004 - 1 BvQ
19/04).

Malinahmen nach Absatz 2 Satz 2 kommen beispielsweise bei aggressiven und einschiich-
ternden Begleitumstdnden der Versammlung wie dem paramilitarischen Einsatz von Trom-
meln und dem Marschieren im Gleichschritt des Trommelschlags in Betracht. Ob die Vo-
raussetzungen nach Absatz 2 Satz 2 vorliegen, ist stets im Einzelfall unter Berlcksichti-
gung des Gesamterscheinungsbildes der Versammlung zu beurteilen. Insbesondere ist Ab-
satz 3 zu beriicksichtigen, wonach aus Griinden der VerhaltnismaRigkeit stets Beschran-
kungen vorrangig zu einem Verbot oder einer Auflésung der Versammlung in Betracht zu
ziehen sind. RegelméRig durfte die Vornahme von Beschrankungen hier ausreichend sein.

Basierend auf der standigen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts werden in Ab-
satz 4 dartber hinaus die VVoraussetzungen der Inanspruchnahme einer nichtstérenden Ver-
sammlung geregelt und klargestellt, dass, sofern unmittelbare Gefahren von Dritten ausge-
hen, MaBnahmen der Gefahrenabwehr zundchst gegen diese gerichtet werden mussen. Nur
als ultima ratio darf gegen die nichtstérende Versammlung vorgegangen werden.
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Durch die in Absatz 5 geregelte Verpflichtung der unverzuglichen Bekanntgabe der eine
beschrankende Verfligung oder ein Verbot rechtfertigenden Feststellungen durch die Be-
horde soll ein effektiver Rechtsschutz sichergestellt werden. Ein Abwarten des Ausgangs
des Kooperationsgesprachs verletzt allerdings das Gebot der unverziglichen Entscheidung
nicht. Die Behorde hat auch immer die Moglichkeit, bei Anderung der Gefahrenlage die
Verfugung entsprechend zu korrigieren.

In Absatz 6 ist geregelt, dass eine verbotene Versammlung aufgeldst werden soll. Der Be-
horde wird damit in bestimmten Féllen ein Ermessen erdffnet, wenn und soweit durch eine
sofortige Auflosung andernfalls Gefahren fir Leben oder Gesundheit von Personen oder
fur Sachgter von erheblichem Wert zu befurchten sind. Auerdem wird das Verbot der
Ersatzversammlung nunmehr ausdricklich normiert. Eine solche liegt nur dann vor, wenn
und soweit sie im Wesentlichen identisch mit der aufgeldsten Versammlung ist. Flr diese
Bewertung sind insbesondere Kriterien wie der Teilnehmenden- und Organisationskreis
und das Thema der Versammlung heranzuziehen.

Eine Auflosung einer nicht angemeldeten Versammlung kommt nur in Betracht, wenn die
Voraussetzungen von Absatz 1 vorliegen. Die bisherige Regelung im Bundesversamm-
lungsgesetz (8 15 Absatz 3 VersG), nach der eine Auflésung bei Verletzung der Anzeige-
pflicht oder bei Abweichen von Angaben in der Anzeige in Betracht kommt, wird unter
Berucksichtigung der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts nicht ibernommen.

Nach Absatz 7 ist die Aufforderung zur Teilnahme an einer verbotenen oder aufgeldsten
Versammlung verboten. Damit soll der Vollzug eines Versammlungsverbotes oder einer
Auflosungsverfligung gesichert werden. Sanktionsrechtlich ist dieses Verbot in § 27 Ab-
satz 1 Nummer 2 erfasst, wonach ein Verstol} gegen das Verbot eine Ordnungswidrigkeit
darstellt.

Zu 8 15 (Befriedeter Bezirk):

Seit dem Brokdorf-Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 14. Mai 1985 ist aner-
kannt, dass eine Einschrankung der Versammlungsfreiheit durch Bildung eines befriedeten
Bezirks nur zum Schutz gleichgewichtiger anderer Rechtsgter unter strikter Wahrung des
Grundsatzes der VerhéltnisméaRigkeit zuldssig ist (BVerfGE 69, 315, 348). Zwar bilden die
Funktions- und Arbeitsfahigkeit des Abgeordnetenhauses sowie die Entscheidungsfreiheit
der Abgeordneten solche Rechtsgiter. Ein Versammlungsverbot ohne Riicksicht auf eine
konkrete Gefahrdung der durch das Bannmeilengesetz geschiitzten Rechtsguter dirfte der
heute herrschenden Meinung in Rechtsprechung (vgl. OVG Miinster, NVwWZ-RR 1994, 391
= DVBI. 1994, 541) und Literatur (vgl. Werner, NVwZ 2000, 369, 371; Dietel/Gint-
zel/Kniesel, Versammlungsgesetz, 16. Aufl. 2011, § 16, Rn. 18, 28, 37) jedoch nicht mehr
entsprechen. Die hier vorgenommene Neuregelung des befriedeten Bezirks ersetzt die Re-
gelungen des bisherigen Gesetzes iber die Befriedung des Tagungsortes des Abgeordne-
tenhauses von Berlin (zuletzt gedndert durch Gesetz vom 16.2.1998; GVBI. S. 18) und trifft
eine zeitgemale und sachgerechte Neuregelung des Schutzes der Funktionsfahigkeit der
Volksvertretung im Versammlungsrecht.

Der Begriff ,Bannmeile* wird nicht mehr verwendet. In Ubereinstimmung mit dem
Sprachgebrauch im Gesetz (ber befriedete Bezirke fir Verfassungsorgane des Bundes
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(BefBezG) vom 8. Dezember 2008 (BGBI. I S. 2366) und den Regelungen in den meisten
ubrigen Bundeslandern wird stattdessen der Begriff des ,,befriedeten Bezirks* verwendet.
Damit soll mehr Burgernahe zum Ausdruck gebracht und betont werden, dass es nicht um
eine ,,Verbannung* der Burgerinnen und Burger aus dem Umfeld der VVolksvertretung, son-
dern um den Schutz der Funktions- und Arbeitsfahigkeit der Volksvertretung sowie der
Entscheidungsfreiheit der Abgeordneten geht.

Absatz 1 regelt die Bildung eines befriedeten Bezirks und reduziert diesen im Unterschied
zur bisherigen Rechtslage ortlich auf die Niederkirchnerstrale sowie die unmittelbar an-
grenzenden Kreuzungsbereiche.

Absatz 2 eroffnet dem Présidenten oder der Prasidentin des Abgeordnetenhauses die Mdg-
lichkeit eines Verbotes von Versammlungen nur wenn und soweit Sitzungen des Hauses
sowie seiner Ausschisse und Organe stattfinden und zusatzlich eine Beeintrachtigung de-
rer Tatigkeiten oder eine Zugangsbehinderung zu besorgen ist. Ist dies nicht der Fall oder
sind die zu besorgenden Beeintrachtigungen von geringer Intensitat, konnen Versammlun-
gen und Aufzlige nach dieser VVorschrift nicht verboten werden.

Absatz 3 beinhaltet die notwendige Erméchtigung zur Datenweitergabe der Versamm-
lungsbehdrde an die Prasidentin oder den Présidenten des Abgeordnetenhauses.

Zu 8§ 16 (Untersagung der Teilnahme oder Anwesenheit und Ausschluss von Personen):

8 16 schafft durch die Moglichkeit einer Untersagung der Teilnahme oder Anwesenheit
oder eines Ausschlusses einzelner Personen eine Ermdchtigung fir Malinahmen der Ge-
fahrenabwehr, die weniger intensiv als Verbot oder Aufldsung in die Versammlungsfrei-
heit eingreifen und deshalb unter Verhéltnisméligkeitsaspekten vorzugswirdig sein kén-
nen. Betroffen von den MaRnahmen kdnnen auch in der Versammlung anwesende Nicht-
teilnehmer sein, die Gefahren verursachen, insbesondere dem Stérungsverbot zuwiderhan-
deln. Die Untersagung der Teilnahme oder der Anwesenheit bezieht sich — wie alle Vor-
schriften — nur auf Versammlungen im Anwendungsbereich des Versammlungsgesetzes.

Die Verantwortlichkeit der Versammlungsleitung fur die Aufrechterhaltung der Ordnung
in der Versammlung kann von ihr vor Beginn der Versammlung zwar fir vorbereitende
Vorkehrungen genutzt, aber nicht stets in jeder Hinsicht umgesetzt werden. So besteht fur
sie keine Maoglichkeit, Personen, von denen Gefahren ausgehen, gegebenenfalls mit
Zwangsmitteln an der Teilnahme zu hindern. Dem staatlichen Schutzauftrag (8 3 Absatz 1)
entspricht es, die zustandige Behorde mit der Befugnis auszustatten, solchen Personen die
Teilnahme an oder Anwesenheit in der Versammlung zu verwehren, von denen — wie auch
bei 8 16 Absatz 1 vorausgesetzt — nach den zur Zeit des Erlasses der Verfligung erkennba-
ren Umsténden bei Durchfuhrung der Versammlung eine unmittelbare Gefahr fir die 6f-
fentliche Sicherheit ausgeht, darunter auch solchen Personen, die Anordnungen zur Durch-
setzung des Vermummungs- und Schutzausrustungsverbots (8 19 Absatz 2) oder des Uni-
formverbots (89 Absatz 2) missachten — ohne dass es insoweit auf die RechtmaRigkeit der
Anordnung ankdme. Die Befugnis zur Teilnahme- oder Anwesenheitsuntersagung schafft
Absatz 1. Obwohl anwesende Nichtteilnehmende sich auf den Schutz des Artikels 8 GG
nicht berufen kénnen, sind die gleichen Anforderungen wie bei der Untersagung der Ver-
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sammlungsteilnahme zu fordern; angesichts der Schwierigkeit der Unterscheidung zwi-
schen Teilnahme und Anwesenheit gébe es andernfalls erhebliche praktische Schwierig-
keiten.

Waéhrend der Durchfiuhrung der Versammlung ist der Einsatz hoheitlicher Befugnisse nicht
angezeigt, soweit die die Versammlung leitende Person ihrerseits erfolgreich auf die Ab-
wehr von Gefahren hinwirkt. Fiir den Fall, dass dies nicht geschieht, ist die Behérde durch
Absatz 2 befugt, eine Person, von der eine Gefahr ausgeht, aus der Versammlung auszu-
schlieBen; notwendige EilmalRnahmen durch die Polizei sind folglich nicht ausgeschlossen.

Die betroffene Person ist verpflichtet, sich unverztiglich zu entfernen (Absatz 2 Satz 2).Ge-
gen von der Versammlung ausgeschlossene Personen kann die Polizei mangels Sperrwir-
kung des Versammlungsrechts auf Grundlage des ASOG vorgehen (z.B. mit Platzverweis
nach § 29 ASOG).

Uber § 7 Absatz 2 Satz 2 ist die Vorschrift auch auf Ordnerinnen und Ordner anzuwenden,
da sie den Teilnehmenden gleichgestellt sind. Damit ist unter den genannten Vorausset-
zungen sowohl die Untersagung des Einsatzes von Personen als Ordnerin oder Ordner als
auch der Ausschluss von Ordnerinnen und Ordnern moglich.

Zu 8 17 (Durchsuchung und Identitatsfeststellung):

Mit § 17 werden versammlungsrechtliche Regelungen zur Durchsuchung von Personen o-
der Sachen und zur Identitatsfeststellung geschaffen, die fiir Manahmen im Vorfeld oder
in der Versammlung gelten. Sachlich zustandig ist die Polizei.

Eine Durchsuchung von Personen oder Sachen im Zusammenhang mit Versammlungen
setzt nach Absatz 1 voraus, dass tatsachliche Anhaltspunkte dafiir bestehen, dass Waffen
mitgefiihrt werden oder durch Einsatz von waffendhnlichen Gegenstdnden, Vermum-
mungsgegenstanden, Uniformen bzw. Uniformteilen oder Gegenstédnden, die durch eine
konkretisierende behdrdliche Anordnung verboten sind, die 6ffentliche Sicherheit bei
Durchfuihrung einer 6ffentlichen Versammlung unter freiem Himmel unmittelbar gefédhrdet
wird. Die Anforderungen an die Indizien, die das Mitflhren der aufgezéhlten Gegenstande
als moglich erscheinen lassen, entsprechen denen des Anfangsverdachts nach der Strafpro-
zessordnung und mussen sich auf die zu durchsuchende Person beziehen. Werden solche
Gegenstande aufgefunden, kdnnen sie sichergestellt werden. Zur Durchfiihrung der Durch-
suchung (nicht zu den Voraussetzungen fir eine Durchsuchung) wird auf die Regelungen
des ASOG verwiesen.

Identitatsfeststellungen am Ort der Versammlung, im Bereich eines Aufzuges oder auf dem
unmittelbaren Weg dorthin sind gem&l? Absatz 2 grundsétzlich zuldssig. Sie setzen aber
anders als im allgemeinen Polizeirecht tatsdchliche Anhaltspunkte fir einen Verstol gegen
das Waffen- und Uniform- oder das Vermummungs- und Schutzausriistungsverbot, gegen
nach § 14 Absatz 1 erlassene Beschrankungen oder fur die Begehung strafbarer Handlun-
gen voraus. Das gilt auch fur die Zul&ssigkeit weiterer Malinahmen nach Polizei- und Ord-
nungsrecht oder nach der Strafprozessordnung. Damit soll sichergestellt werden, dass die
Kontrollen nicht zur Ahndung von blof3en Ordnungswidrigkeiten genutzt werden und
dadurch abschreckend auf Versammlungsteilnehmende wirken.
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Absatz 3 dient der Umsetzung des Brokdorf-Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts.
Ist eine Durchsuchung oder ldentitatsfeststellung nach Absatz 1 oder 2 zul&ssig, ist sie so
durchzufuhren, dass sie die Mdglichkeit zur Teilnahme an der Versammlung nicht unver-
haltnismaRig einschrankt.

Zu § 18 (Bild- und Tonubertragungen und -aufzeichnungen):

Die Vorschrift sieht eine Befugnis zu Bild- und Tonaufnahmen sowie zu entsprechenden
Aufzeichnungen bei 6ffentlichen Versammlungen unter freiem Himmel vor. Mit ihnen ver-
bindet sich ein Eingriff in die Versammlungsfreiheit, der besonders wegen seiner Auswir-
kungen auf die ,,innere Versammlungsfreiheit* von erheblichem Gewicht sein kann. Wer
damit rechnen muss, dass seine Teilnahme an einer Versammlung behdrdlich registriert
wird, wird moglicherweise auf die Ausubung seines Grundrechts verzichten, um der Re-
gistrierung zu entgehen (BVerfGE 122, 342 [386 f.]).

Die Vorschrift differenziert zum einen zwischen Aufnahmen und Aufzeichnungen und zum
anderen zwischen Aufnahmen oder Aufzeichnungen von einzelnen Versammlungssteil-
nehmenden und Ubersichtsaufnahmen. Soweit von einer Person eine erhebliche Gefahr fiir
die 6ffentliche Sicherheit ausgeht, sind sowohl Aufnahmen als auch Aufzeichnungen zu-
lassig. Die Regelung macht damit deutlich, dass das Gesetz zwischen der Aufnahme im
Sinn einer bloRen Kamera-Monitor-Ubertragung und der Aufzeichnung im Sinn einer Spei-
cherung einer Aufnahme unterscheidet.

Alle Aufnahmen und Aufzeichnungen haben offen zu erfolgen. Dies stellt im Hinblick auf
die Bild- und Tonaufnahmen nach Absatz 1 eine Anderung zu der bisherigen Erméchtigung
nach dem Gesetz tiber Aufnahmen und Aufzeichnungen von Bild und Ton bei Versamm-
lungen unter freiem Himmel und Aufziigen (GVBI. 2013, 103) dar. Durch diese Anderung
wird der Grundsatz des offenen Auftretens der Polizei unterstrichen. Das Gebot der Ver-
haltnismaRigkeit fordert von der Polizei in vielfaltiger Weise eine auf Lageerkenntnisse
gestutzte Gefahrenerfassung und Prognoseentscheidung. Gerade Versammlungslagen sind
heute hdaufiger denn je komplexe Lagen. Sie bedurfen in der Einsatzbewéltigung der Be-
ricksichtigung einer Vielzahl von Einflussfaktoren. Die Ermachtigungsgrundlage be-
schrénkt den Eingriff in die grundrechtlich geschiitzte Versammlungsfreiheit auf das zum
Schutz anderer, gleichrangiger Rechtsguiter erforderliche Mal3. Der Grundsatz wird noch
einmal dadurch verstérkt, dass die Versammlungsleitung tber die nach Absatz 2 mogliche
Anfertigung von Ubersichtsaufnahmen unverziiglich zu informieren ist. Ubersichtsaufnah-
men sind bereits zuldssig, wenn dies wegen der Grol3e oder Unubersichtlichkeit der Ver-
sammlung im Einzelfall erforderlich ist. Die Videobeobachtung einer Versammlung und
die Ubertragung der so gewonnenen Bilder in Echtzeit im sog. Kamera-Monitor-Prinzip
stellt bei groRRen und untibersichtlichen oder gefahrtrachtigen Versammlungen ein wesent-
liches Instrument zur Gewahrleistung einer erfolgreichen Einsatzbewaltigung dar. Sie bie-
tet eine erganzende und teilweise die einzige Moglichkeit, schnell und angemessen auf das
jeweilige Geschehen zu reagieren. Das gilt auch flr die verkehrspolizeiliche Einsatzbewél-
tigung. Eine Aufzeichnung (Speicherung) von Ubersichtsaufnahmen ist unzulassig. Die
Vereinbarkeit der hier vorgesehenen Regelungen mit der Verfassung von Berlin und dem
Grundgesetz hat der Verfassungsgerichtshof des Landes Berlin mit Urteil vom 11.03.2014
(VerfGH 129/13) bestatigt.
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Die Mitteilungspflichten nach Absatz 2 Satz 3 sowie Absatz 4 tragen zur Offenheit der
Malinahme bei. Dartiber hinaus soll sie aber auch die Rechtsschutzmdglichkeiten und da-
tenschutzrechtlichen Sekundaranspriiche der betroffenen Person etwa auf Loschung der
Daten sichern.

Die Befugnis des 8 18 dient zunachst der Abwehr von Gefahren im Zusammenhang mit
einer Versammlung. Die Befugnis erlaubt keine MalRnahmen der vorbeugenden Verbre-
chensbek&mpfung. Lediglich soweit dies Absatz 3 erlaubt, dirfen zunéchst zur Abwehr
konkreter Gefahren erhobene Daten zu anderen Zwecken verwendet werden. Als weitere
Verwendungsmoglichkeiten werden die Verfolgung von Straftaten, die kiinftige Gefahren-
abwehr und die Dokumentation des Einsatzes vorgesehen. Zu diesen Zwecken dirfen die
Daten maximal drei Monate gespeichert werden, wenn sie bis dahin nicht zur Durchfiih-
rung eines Straf- oder Ordnungswidrigkeitenverfahrens genutzt werden oder Gegenstand
oder Beweismittel eines Rechtsbehelfs oder gerichtlichen Verfahrens sind oder zur Gefah-
renabwehr nach Absatz 3 Nummer 2 ben6tigt werden. Fir Fortbildungszwecke sind die
Daten unumkehrbar zu anonymisieren. Nach der Anonymisierung dirfen sie flr diesen
Zweck zeitlich unbegrenzt genutzt werden. Absatz 8 soll die Kontrolle der Erhebungs- und
Verwendungszwecke durch eine Dokumentationspflicht erleichtern.

Zu 8 19 (Vermummungs- und Schutzausriistungsverbot):

Die in 8§ 3 Absatz 1 umschriebene staatliche Schutzaufgabe setzt ergdnzende Vorschriften
voraus, die der zustdndigen Behorde Befugnisse einrdumen, um die Durchfiihrung von
Versammlungen zu unterstitzen, sie vor Stérungen zu schiitzen, aber auch Gefahren abzu-
wehren, die von der Versammlung selbst oder von Nichtteilnehmenden ausgehen. Das sog.
Vermummungs- und Schutzausriistungsverbot dient der Durchfiihrbarkeit ordnungsbe-
hordlicher MaRnahmen der Identitatsfeststellung und des Verwaltungszwangs.

Gleichzeitig beruht § 19 auf der Grundannahme, dass von der Versammlungsfreiheit auch
die Entscheidung der Teilnehmenden Gber die Art ihrer Aufmachung umfasst ist. Dies be-
trifft grundsatzlich das Mitfuhren sowohl von Gegenstanden, die Anonymitéat erméglichen,
als auch von solchen, die Schutz vor Verletzungen durch Dritte gewahren. Dennoch ist das
Recht zum Mitfiihren solcher Gegenstande nicht unbeschrankt. Entsprechende Verbote
mussen sich allerdings auf das zum Rechtsguterschutz Erforderliche begrenzen und ange-
messen sein. Dem dient die differenzierende Regelung des § 19.

Da es Grunde geben kann, in einer Versammlung anonym bleiben zu wollen — etwa aus
Furcht vor Sanktionen des Arbeitgebers oder vor staatlicher Erfassung der durch die Teil-
nahme ausgedriickten politischen Haltung —, widerspréche ein ausnahmsloses Vermum-
mungsverbot dem grundrechtlichen Schutzauftrag.

Ein Vermummungsverbot lasst sich allerdings im Hinblick auf Versammlungen unter
freiem Himmel rechtfertigen, soweit Personen sich tatsdchlich vermummen, um im
Schutze der Anonymitét in der Versammlung Rechtsgtter zu verletzen, deren Verletzung
sie zu Recht zum Objekt von staatlichen MaRnahmen macht. Die Kenntnis der Identitat der
Betroffenen ist zwar nicht fir MaRnahmen der Gefahrenabwehr, wohl aber fir Mallnahmen
zur Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten unabweisbar, da sie ohne Erfas-
sung der ldentitat nicht durchfihrbar sind.
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Nach den spezifischen Umstanden zu differenzieren ist auch beim Verwenden so genannter
Schutzausrustungen, welches in Absatz 1 Nummer 2 geregelt ist.

Es entspricht der Erfahrung, dass Personen je nach Versammlungsverlauf Gegensténde als
Schutzausrustungen verwenden, um hoheitliche Vollstreckungsma3nahmen abzuwehren.
Deshalb gebietet der staatliche Schutzauftrag, die tatsachliche Nutzung solcher Ausristun-
gen von Versammlungsteilnehmenden zu verbieten, wenn sie dazu bestimmt sind, Voll-
streckungsmalRnahmen der Trager von Hoheitsgewalt abzuwehren.

Absatz 1 setzt tatbestandlich generell voraus, dass bei oder im Zusammenhang mit einer
Versammlung unter freiem Himmel Gegenstande verwendet werden und ist damit tatbe-
standlich enger als die entsprechenden Normen in den aktuellen Versammlungsgesetzen
der Lander bzw. des Versammlungsgesetzes des Bundes. Damit ist das bloRe Mitsichfiih-
ren entsprechender Gegenstéande nicht mehr verboten. Nummer 1 des Absatzes 1 begrenzt
ein Verbot Uberdies auf eine Verwendung zum Zwecke der Verhinderung der Identitéts-
feststellung bei der Verfolgung einer Straftat oder Ordnungswidrigkeit. Nummer 2 be-
grenzt das Verbot analog auf Falle, bei denen die Schutzausriistung verwendet wird, um
Vollstreckungsmalinahmen abzuwehren. Hierflr ist zum einen darauf abzustellen, inwie-
weit die Gegenstande zur Identitatsverschleierung geeignet sind und den Umsténde nach
darauf gerichtet sind, eine zu Zwecken der Verfolgung einer Straftat oder einer Ordnungs-
widrigkeit durchgefuhrte Feststellung der Identitat zu verhindern.

Absatz 2 statuiert den verwaltungsakzessorischen Charakter der Norm. Es bedarf einer vor-
herigen Anordnung der zustandigen Behorde, um sie durchsetzbar zu machen. Bei der An-
wendung der Erméchtigung kommt der Befugnis der Behdrde auch in rechtsstaatlicher
Hinsicht (Bestimmtheit, Rechtssicherheit) besondere Bedeutung zu, Anordnungen zur
Konkretisierung des Verbots im Einzelfall zu treffen (zur rechtsstaatlichen Bedeutung der
Konkretisierung durch Verwaltungsakt vgl. BVerfGE 122, 342 [364 f.]). Aus der Anord-
nung muss erkennbar sein, welche Gegenstande von dem Verbot betroffen sind (Abs. 2).
Ohne eine solche Konkretisierung sind Eingriffe zur Durchsetzung des Verbots einschlieR3-
lich MalRnahmen des Verwaltungszwangs ausgeschlossen. Diese Anordnung gibt der von
ihr betroffenen Person die Mdéglichkeit, die von der Anordnung erfassten Gegenstande ab-
zulegen oder auf andere Weise der Vollziehung der Anordnung zuvorzukommen. Die zu-
standige Behdrde soll bei Versammlungslagen, bei denen Verstél3e gegen die Verbote nach
Absatz 1 oder 2 wahrscheinlich sind, im Regelfall bereits vor Beginn der Versammlung die
Anordnung mit konkret bestimmten Gegenstéanden in geeigneter Art und Weise veroffent-
lichen. Alltagsgegenstéande wie z.B. Fahrradhelme, Luftpumpen, Regenschirme oder Son-
nenbrillen sind dabei nicht pauschal anordnungsfahig, da das bloRe Mitsichfiihren vom
Tatbestand regelmaRig nicht umfasst sein wird und es mithin keinen rechtlichen Ankniip-
fungspunkt fir ein generelles Verbot im Vorfeld geben kann. Das Verbot darf insoweit vor
oder im Verlauf einer Versammlung angeordnet werden, wenn die Gegenstdnde zum ge-
setzlich ponalisierten Zwecke tatsachlich verwendet werden.

Zu 8 20 (Privatrechtlich betriebene offentliche VVerkehrsflachen):
8 20 dient mit seinem Absatz 1 sowohl der Umsetzung der Fraport-Entscheidung (1 BvR

699/06 -, Rn. 1-128) als auch mit seinem Absatz 2 der des Bierdosenflashmob-Beschlus-
ses (1 BvQ 25/15 -, Rn. 1-13) des Bundesverfassungsgerichtes.



Abgeordnetenhaus von Berlin Seite 48 Drucksache 18/2764
18. Wahlperiode

Die Versammlungsfreiheit verbirgt die Durchfihrung von Versammlungen dort, wo ein
allgemeiner o6ffentlicher Verkehr er6ffnet ist. Dies betrifft — unabhéngig von einfachrecht-
lichen Bestimmungen des Stralenrechts — zunéchst den 6ffentlichen StraRenraum. Dieser
ist das natirliche und geschichtlich leitbildpragende Forum, auf dem Birgerinnen und Bir-
ger ihre Anliegen besonders wirksam in die Offentlichkeit tragen und hieriiber die Kom-
munikation anstoRen konnen. Vor allem innerdrtliche Strallen und Platze werden heute als
Statten des Informations- und Meinungsaustausches sowie der Pflege menschlicher Kon-
takte angesehen. In verstarktem MaR gilt dies fir FulRgangerzonen und verkehrsberuhigte
Bereiche; die Ermdglichung des kommunikativen Verkehrs ist ein wesentliches Anliegen,
das mit solchen Einrichtungen verfolgt wird (vgl. Stahlhut, in: Kodal, StraRenrecht,
7. Aufl. 2010, S. 730). Das Versammlungsrecht kniipft an diese Funktion an. Dabei beach-
tet es die allgemeinen stralBen- und strallenverkehrsrechtlichen Bestimmungen, die es je-
doch partiell Gberlagert, sofern dies fur eine effektive Wahrnehmung der Versammlungs-
freiheit erforderlich ist. Offentliche Versammlungen und Aufziige finden hier die Bedin-
gungen, um Forderungen einem allgemeinen Publikum zu Gehdr zu bringen und Protest
oder Unmut sinnbildlich ,,auf die Stral3e zu tragen®.

Entsprechendes gilt aber auch fir Statten auRerhalb des 6ffentlichen StraRenraums, an de-
nen in dhnlicher Weise ein 6ffentlicher Verkehr er6ffnet ist und Orte der allgemeinen Kom-
munikation entstehen. Wenn heute die Kommunikationsfunktion der 6ffentlichen Stral3en,
Wege und Platze zunehmend durch weitere Foren wie Einkaufszentren, Ladenpassagen
oder sonstige Begegnungsstatten erganzt wird, kann die Versammlungsfreiheit fir die Ver-
kehrsflachen solcher Einrichtungen nicht ausgenommen werden, soweit eine unmittelbare
Grundrechtsbindung besteht oder Private im Wege der mittelbaren Drittwirkung in An-
spruch genommen werden kdnnen. Dies gilt unabhé&ngig davon, ob die Flachen sich in ei-
genen Anlagen befinden oder in Verbindung mit Infrastruktureinrichtungen stehen, tber-
dacht oder im Freien angesiedelt sind. Grundrechtlich ist auch unerheblich, ob ein solcher
Kommunikationsraum mit den Mitteln des 6ffentlichen StraRen- und Wegerechts oder des
Zivilrechts geschaffen wird. Ein Verbot von Versammlungen kann auch nicht als Minus zu
der Nichtoffnung des Geldndes und damit als bloRe Versagung einer freiwilligen Leistung
angesehen werden. Vielmehr besteht zwischen der Er6ffnung eines Verkehrs zur offentli-
chen Kommunikation und der Versammlungsfreiheit ein unaufhebbarer Zusammenhang:
Dort, wo 6ffentliche Kommunikationsraume erdffnet werden, kann der unmittelbar grund-
rechtsverpflichtete Staat nicht unter Ruckgriff auf frei gesetzte Zweckbestimmungen oder
Widmungsentscheidungen den Gebrauch der Kommunikationsfreiheiten aus den zul&ssi-
gen Nutzungen ausnehmen: Er wiirde sich damit in Widerspruch zu der eigenen Offnungs-
entscheidung setzen.

Orte allgemeinen kommunikativen Verkehrs, die neben dem 6ffentlichen StraRenraum fiir
die Durchfiihrung von Versammlungen in Anspruch genommen werden kdnnen, sind zu-
nachst nur solche, die der Offentlichkeit allgemein ge6ffnet und zuganglich sind. Ausge-
schlossen sind insoweit zum einen Orte, zu denen der Zugang individuell kontrolliert und
nur flr einzelne, begrenzte Zwecke gestattet wird. Wenn eine individuelle Eingangskon-
trolle wie an der Sicherheitsschleuse zum Abflugbereich fiir eine Einrichtung sicherstelit,
dass nur bestimmte Personen — die Flugpassagiere, um ihre Reise anzutreten — Zutritt ha-
ben, ist dort kein allgemeiner Verkehr er6ffnet. Die Wahrnehmung der Versammlungsfrei-
heit kann an solchen Orten nicht beansprucht werden.
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Zum anderen beantwortet sich die Frage, ob ein solcher auBerhalb ¢ffentlicher Stral3en,
Wege und Platze liegender Ort als ein 6ffentlicher Kommunikationsraum zu beurteilen ist,
nach dem Leitbild des 6ffentlichen Forums (vgl. BVerfG, Urteil vom 22. Februar 2011, 1
BVR 699/06, Rn. 70). Dieses ist dadurch charakterisiert, dass auf ihm eine Vielzahl von
verschiedenen Tétigkeiten und Anliegen verfolgt werden kann und hierdurch ein vielseiti-
ges und offenes Kommunikationsgeflecht entsteht. Abzugrenzen ist dies von Statten, die
der Allgemeinheit ihren &dulReren Umstanden nach nur zu ganz bestimmten Zwecken zur
Verfugung stehen und entsprechend ausgestaltet sind. Wenn Orte in tatsachlicher Hinsicht
ausschliellich oder ganz Giberwiegend nur einer bestimmten Funktion dienen, kann in ihnen
— aullerhalb privater Nutzungsrechte — die Durchfiihrung von Versammlungen nach Arti-
kel 8 Absatz 1 GG nicht begehrt werden. Anders ist dies indes dort, wo die Verbindung
von Ladengeschaften, Dienstleistungsanbieterinnen und -anbietern, Restaurationsbetrieben
und Erholungsflachen einen Raum des Flanierens schafft und so Orte des Verweilens und
der Begegnung entstehen. Werden Raume in dieser Weise flr ein Nebeneinander verschie-
dener, auch kommunikativer Nutzungen ge6ffnet und zum 6ffentlichen Forum, kann aus
ihnen gemal Artikel 8 Absatz 1 GG auch die politische Auseinandersetzung in Form von
kollektiven Meinungskundgaben durch Versammlungen nicht herausgehalten werden. Ar-
tikel 8 Absatz 1 GG gewahrleistet den Birgerinnen und Burgern fiir die Verkehrsflachen
solcher Orte das Recht, das Publikum mit politischen Auseinandersetzungen, gesellschaft-
lichen Konflikten oder sonstigen Themen zu konfrontieren. Solche Moglichkeiten, Auf-
merksamkeit zu erzielen, sind als Grundlage der demokratischen Willensbildung mit der
Versammlungsfreiheit gewollt und bilden ein konstituierendes Element der demokrati-
schen Staatsordnung.

Vor diesem Hintergrund wird in Absatz 1 klargestellt, dass 6ffentliche Versammlungen
auch auf privatrechtlich betriebenen Verkehrsfladchen von Grundstiicken durchgefihrt wer-
den dirfen, wenn diese der Allgemeinheit gedffnet sind und die Grundstiicke sich im Ei-
gentum von Unternehmen befinden, die Giberwiegend oder ausschlie3lich im Eigentum der
offentlichen Hand stehen oder von ihr beherrscht werden. Damit wird deutlich, dass ein
Unternehmen mit privatrechtlicher Organisationsform, dessen Anteile mehrheitlich in der
Hand des Staates liegen, ebenso wie eine rein staatliche Stelle Grundrechtsverpflichteter
Ist.

Dartiiber hinaus wird in der Vorschrift in Absatz 2 geregelt, dass Versammlungen auch auf
offentlichen Verkehrsflachen durchgefuhrt werden durfen, die entweder im alleinigen Pri-
vateigentum stehen oder zumindest nicht tberwiegend im Eigentum der 6ffentlichen Hand
stehen. Hier ist jedoch eine besondere Abwagung erforderlich und eine Durchfiihrung nur
zuldssig, sofern die Interessen der privaten Eigentiimerinnen und Eigentimer der Durch-
fuhrung nicht entgegenstehen. Eine Zustimmung der Eigentiimerinnen und Eigentiimer ist
nicht erforderlich, wie in Absatz 2 Satz 2 auch ausdriicklich klargestellt wird. Es wird ihnen
aber eine Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben, um die Interessen bei der Abwégung
berticksichtigen zu kdnnen. Absatz 3 enthdlt die notwendige Rechtsgrundlage fir die hier-
fur erforderliche Datenverarbeitung.

Im Ubrigen gilt, dass auch wenn die Versammlungsfreiheit auf den genannten Verkehrs-
flachen Anwendung findet, im Einzelfall Eingriffe in die Versammlungsfreiheit gerecht-
fertigt sein kdnnen. Insoweit gilt § 14 auch hier. Insbesondere die Sicherung von Be-
triebsabldufen kann im Einzelfall einen Eingriff in die Versammlungsfreiheit rechtfertigen.
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Zu 8 21 (Einladung, Ausschluss):

8 21 normiert die Berechtigung fur die veranstaltenden Personen, in der Einladung auch zu
einer offentlichen Versammlung bestimmte Personen oder Personenkreise von der Teil-
nahme an der Versammlung auszuschliel3en; fir eine nichtoffentliche Versammlung gilt
dies schon ihrer Eigenart nach ohnehin (vgl. § 2 Absatz 2). Die Regelung des § 21 gilt nur
fur Versammlungen in geschlossenen Raumen, weil das Schutzbedirfnis, unter sich blei-
ben zu kdnnen, bei Versammlungen unter freiem Himmel geringer ist, jedenfalls aber eine
entsprechende Regelung fir Versammlungen unter freiem Himmel nur schwierig durch-
setzbar wére und auch praktisch nur eine geringe Bedeutung hétte.

Angesichts der verfassungsrechtlichen Unzul&ssigkeit einer Anmelde- oder Erlaubnis-
pflicht bei Versammlungen in geschlossenen R&umen wegen des vorbehaltlos formulierten
Artikels 8 Absatz 1 GG enthalt sich das Gesetz weitgehender rechtlicher Bindungen der
Veranstaltung von Versammlungen in geschlossenen Rdumen. Das Grundgesetz geht von
der Vermutung aus, dass (anders als bei Versammlungen unter freiem Himmel) mit einer
Versammlung in geschlossenen Rdumen regelméaRig keine Gefahren flr die 6ffentliche Si-
cherheit verbunden sind.

Die verfassungsrechtlich begrenzte Einschréankbarkeit der Versammlungsfreiheit in ge-
schlossenen Raumen schliel3t allerdings rechtliche Regelungen nicht aus, die die Wahrneh-
mung der Versammlungsfreiheit nicht einschranken, sondern fordern und die Freiheit der
Grundrechtstrager konkretisieren. In diesem Sinn gehort zu der Freiheit, sich zu versam-
meln, auch das Freiheitsrecht, unter sich bleiben zu kénnen, wenn die sich Versammelnden
eine solche Art der Versammlung wiinschen, und deshalb andere von vornherein von der
Teilnahme an der Versammlung auszuschlieRen. Die Versammlung bleibt durch eine sol-
che Begrenzung der Einladung eine 6ffentliche Versammlung, weil auch der Ausschluss
bestimmter Personen oder Personenkreise den Teilnehmendenkreis nicht schon auf einen
individuell bestimmten Personenkreis beschrénkt.

Das Recht zur Begrenzung des Teilnehmendenkreises umfasst allerdings nicht auch das
Recht, Vertretende der Medien von 6ffentlichen Versammlungen in geschlossenen Réu-
men von vornherein auszuschlieBen. Wie bei 0ffentlichen Versammlungen unter freiem
Himmel besteht ein Ausschlussrecht insoweit nur, sofern die Personen die Ordnung der
Versammlung erheblich stéren (vgl. 8 7 Absatz 4). Die bei 6ffentlichen Versammlungen
angestrebte Offenheit, insbesondere die Ausrichtung auf die Offentlichkeit, gibt einen hin-
reichenden Anlass zur gesetzlichen Vorsorge dafur, dass Angehorige von Presse, Rundfunk
und anderen funktional vergleichbaren (,,neuen*) Medien die durch Artikel 5 Absatz 1 Satz
2 GG gewabhrleistete Informationsaufgabe der Medien auch bei 6ffentlichen Versammlun-
gen in geschlossenen R&umen angemessen wahrnehmen kdnnen. Das setzt deren ungehin-
derten Zugang zur Versammlung voraus. Allerdings mussen sie sich durch die daftr ubli-
chen, von den Medienverbanden ausgestellten und von Behorden und Organisationen ub-
licherweise anerkannten Ausweise — sie heilRen gegenwartig weiter Presseausweise — oder
durch sonstigen geeigneten Nachweis als Journalistinnen oder Journalisten ausweisen. Nur
dann, wenn Medienangehorige die Ordnung der Versammlung durch ihr Verhalten in der
Versammlung erheblich storen, darf — wie auch bei Versammlungen unter freiem Himmel
— ihre Anwesenheit in der Versammlung ausgeschlossen werden.
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Zu 8 22 (Beschrénkung, Verbot, Aufldsung):

Obwohl Artikel 8 GG fir Versammlungen in geschlossenen Raumen keinen Gesetzesvor-
behalt kennt, sind Regelungen fir diese Versammlungen nicht ausgeschlossen. Neben der
Konkretisierung der verfassungsrechtlichen VVorgaben des Artikels 8 GG selbst besteht
Raum flr sonstige Regelungen ohne Eingriffscharakter, aber auch fur eingreifende Rege-
lungen, soweit sie verfassungsimmanente Beschrdénkungen normieren, insbesondere Kon-
flikte zwischen kollidierenden Verfassungsgltern bewaltigen. Auch dafur gilt der Geset-
zesvorbehalt (vgl. BVerfGE 83, 130 [142]; 108, 282 [297, 311]; 111, 147 [157 f.]). Soweit
Zusammenkunfte keinen Grundrechtsschutz aus Art. 8 GG genielRen — dies gilt fur unfried-
liche Versammlungen —, steht die Grundrechtsnorm einer Regulierungstechnik nicht ent-
gegen, die zur Umsetzung des Friedlichkeitsgebots Ermachtigungen fir hoheitliche Be-
schrankungen vorsieht. Ebenfalls sind Ermachtigungen zu beschrankenden MalRnahmen
fur Versammlungen im Sinne von Artikel 8 GG unbedenklich, soweit sie der Sicherung
der Einhaltung verfassungsimmanenter Schranken dienen.

Die grundsatzlichen mal3stdblichen Anforderungen an Verbote, beschrdnkende Verfugun-
gen oder Auflésungen sind in materieller Hinsicht gleich, einerlei, ob die MalRnahme vor
oder nach Beginn der Versammlung erfolgt. Deshalb wird insoweit darauf verzichtet, zwi-
schen Verfugungen vor und nach Versammlungsbeginn zu unterscheiden.

Versammlungen, die insgesamt unfriedlich verlaufen, genie3en den Schutz der Versamm-
lungsfreiheit Gberhaupt nicht. Gleiches gilt fur einzelne unfriedliche Teilnehmende einer
Versammlung. Soweit der Grundrechtsschutz entfallt, sind versammlungsgesetzliche Be-
schrankungen zum Schutz von Rechtsgutern nicht an Artikel 8 GG zu messen.

8 22 Absatz 1 Nummer 1 erméchtigt zu Beschrankungen und Verboten bei VVorliegen einer
unmittelbaren Gefahr eines unfriedlichen Verlaufs einer Versammlung. Der Begriff der
Unfriedlichkeit ist mit dem des Artikels 8 Absatz 1 GG identisch (zu ihm s. BVerfGE 73,
206 [248]; 87, 399 [406]). Allerdings begniigt § 22 Absatz 1 Nummer 1 sich mit einer nach
den zur Zeit des Erlasses der Verfligung erkennbaren Umsténden bestehenden unmittelba-
ren Gefahr der Unfriedlichkeit. Bestehen solche Anhaltspunkte einer Gefahr, reicht dies,
um den verfassungsrechtlich fundierten Schutzauftrag zu aktivieren, ungeachtet der KI&-
rung, ob eine solche Gefahrenprognose auch schon Unfriedlichkeit in dem Sinn indiziert,
dass der Grundrechtsschutz als solcher entfallt. Der verfassungsrechtliche Auftrag, unfried-
liche Versammlungen auszuschliel3en, lasst sich nur wirksam erfiillen, wenn hoheitliche
MalRnahmen schon bei VVorliegen einer unmittelbaren Gefahr ergriffen werden kénnen.

Die in Absatz 1 Nummern 2 und 3 aufgefiihrten Gefahrentatbestande ermoéglichen den
Schutz verfassungsunmittelbar geschiitzter Rechtsguter. Leben und Gesundheit von Perso-
nen (Absatz 1 Nummer 2) gehdren zu diesen Rechtsgitern. Auf deren Schutz gerichtete
Verbote oder Beschrdnkungen sind verfassungsrechtlich unbedenklich, soweit tatsachliche
Anhaltspunkte eine unmittelbare Gefahr fur die Schutzgditer begrinden.

Die Gefahr der Begehung von bestimmten Straftaten, deren Abwehr nicht schon von Num-
mern 1 und 2 erfasst ist, berticksichtigt Absatz 1 Nummer 3. Ein Bedarf zu Eingriffen in
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die Freiheit der Versammlung in geschlossenen Rdumen besteht bei besonders gravieren-
den AuBerungsdelikten; vorausgesetzt ist auch hier, dass durch die Strafnormen verfas-
sungsunmittelbar geschutzte Rechtsgiter geschiitzt werden. Davon ist im Regelfall auszu-
gehen, wenn in einer der Versammlung zurechenbaren Weise AuRerungen erfolgen, die
ein Verbrechen oder ein von Amts wegen zu verfolgendes Vergehen darstellen. Eingriffe
zur Unterbindung solcher AuBerungen sind gemaR Artikel 5 Absatz 2 GG verfassungsge-
maR; sie dirfen auch im Rahmen von Versammlungen ergriffen werden. Sind im Rahmen
des Schutzes durch solche Strafbestimmungen im Einzelfall ausnahmsweise keine kolli-
dierenden verfassungsunmittelbar geschiitzten Rechtsgliter betroffen, ist dies bei der ver-
fassungsgeleiteten Anwendung der Vorschrift zu berlicksichtigen.

Voraussetzung fur alle Erméchtigungen nach Absatz 1 ist eine Sachlage, die im konkreten
Fall bei ungehindertem Geschehensablauf mit hoher Wahrscheinlichkeit zu einem Schaden
fur die der Versammlungsfreiheit entgegenstehenden rechtlich geschitzten Interessen
fuhrt. VVorausgesetzt ist das Vorliegen Gefahr begriindender Tatsachen. Ein bloRer Ver-
dacht oder allgemeine VVermutungen reichen nicht aus.

Von der in manchen Gesetzen oder Entwaurfen fur den Fall einer ,,Stérung des 6ffentlichen
Friedens* vorgesehenen Mdglichkeit der Beschrankung von Versammlungen in geschlos-
senen Rdumen wird abgesehen. Das Tatbestandsmerkmal der Stérung des 6ffentlichen
Friedens ist nicht mit dem Begriff der Unfriedlichkeit einer Versammlung identisch. Es
sichert auch nicht, dass nur Gefahren flr verfassungsunmittelbar geschiitzte Rechtsguter
die Beschrankungsmoglichkeit eréffnen.

Zur Gefahrenabwehr kénnen Beschrankungen oder Versammlungsverbote erfolgen oder
die Versammlung kann — nach ihrem Beginn — aufgeltst werden. § 22 Absatz 1 sieht da-
fiir — wie 8 14 Absatz 1 — eine Ermdachtigung der Behorde vor. Wie auch in § 14 wird auf
den friher tUblichen, aber dogmatisch irrefiihrenden Begriff der ,,Auflage* verzichtet. Zur
naheren Begriindung sei auf die Ausflihrungen zu § 14 verwiesen. Bei der Entscheidung
uber die Art der zu ergreifenden MalRnahmen ist insbesondere der VerhaltnismaRigkeits-
grundsatz zu beachten. Dem tragt Absatz 2 Rechnung. Beschrankungen sind regelmaRig
mildere Mittel als VVerbote oder Auflésungen.

Gehen unmittelbare Gefahren von Dritten aus, mussen gemal Absatz 3 Malinahmen der
Gefahrenabwehr gegen diese gerichtet werden (vgl. BVerfGE 69, 325 [360 f.]) Dieser im
Polizei- und Ordnungsrecht allgemein geltende Grundsatz wird in Absatz 3 Satz 1 aus-
dricklich hervorgehoben. Lasst sich die Gefahr aber durch Malinahmen gegen die Storer
nicht abwehren, darf ausnahmsweise als ,,letztes Mittel* (ultima ratio) und unter Beachtung
des VerhéltnismaRigkeitsgrundsatzes gegen die Versammlung oder einzelne ihrer Teilneh-
menden vorgegangen werden, auch wenn von ihnen keine Gefahr nach Absatz 1 ausgeht.
Die Normierung entspricht der in 8 14 Absatz 4, ist allerdings inhaltlich enger, da eine
unmittelbare Gefahr fur die 6ffentliche Sicherheit tatbestandlich nicht ausreicht, sondern
stattdessen die tatbestandlichen Voraussetzungen von Absatz 1 vorliegen mussen. Eine
dem § 14 Absatz 4 Satz 3 entsprechende Vorschrift, die besonders strenge Anforderungen
an ein Verbot oder eine Auflosung einer Versammlung im Notstandsfall stellt, ist bei Ver-
sammlungen in geschlossenen Raumen angesichts der hohen Eingriffsschwelle des § 22
Absatz 1 entbehrlich. Im Ubrigen wird auf die Ausfithrungen zu § 14 Absatz 4 verwiesen.
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Absatz 4 sieht — ebenso wie § 14 Absatz 5 — im Interesse der Ermoglichung effektiven
Rechtsschutzes, insbesondere des Eilrechtsschutzes, vor, dass beschrénkende Verfligungen
oder Verbote unverziglich bekanntzugeben sind, sobald ihre VVoraussetzungen festgestellt
sind. Zur ndheren Begrindung wird auf die Ausfiihrungen zu § 14 verwiesen. Flr die nach
Versammlungsbeginn ergehenden beschrankenden Verfugungen sowie fur die Auflésung
einer Versammlung sieht die Norm — ebenso wie § 14 Absatz 5 Satz 2 — eine besondere
verfahrensrechtliche Anforderung vor, ndmlich die fir alle Anwesenden wahrnehmbare
Mitteilung des Grundes der Verfiigung. Diese Angabe soll zur Versachlichung der Lage
beitragen und Rechtssicherheit schaffen. Auch insofern sei auf die Ausfiihrungen zu § 14
verwiesen.

Hinsichtlich der Absétze 5 und 6 wird auf die Begriindung zu § 14 Absatz 6 und 7 verwie-
sen.

Zu § 23 (Hausrecht):

Die Versammlungsleitung erhélt durch § 23 spezialgesetzlich flr die Dauer der Versamm-
lung das Hausrecht auch gegenuber anderen Personen als den Teilnehmenden, um einen
ordnungsgeméRen Ablauf der Veranstaltung zu gewéhrleisten.

Zu 8 24 (Durchsuchung und Identitatsfeststellung):

Die Vorschrift kniipft an 8 17 an und nimmt diese Regelung — unter Beachtung der erhth-
ten Eingriffsschwelle — entsprechend fiir Versammlungen im geschlossenen Raum auf.
Durch den Verweis auf die in 8 22 Absatz 1 qualifizierten Gefahren wird dem besonderen
verfassungsrechtlichen Schutz von Versammlungen in geschlossenen Rdumen Rechnung
getragen. Im Ubrigen wird auf die Ausfiihrungen zu § 17 verwiesen.

Zu 8 25 (Bild- und Tontragerubertragungen und -aufzeichnungen):

Die Vorschrift sieht eine Befugnis zu Bild- und Tonaufnahmen sowie entsprechenden Auf-
zeichnungen bei 6ffentlichen Versammlungen in geschlossenen Rdumen vor. Als Eingriff
in das vorbehaltlos geschiitzte Recht, sich in geschlossenen Raumen zu versammeln, bedarf
die Befugnis des § 25 einer Rechtfertigung durch kollidierendes Verfassungsrecht, soweit
sie nicht lediglich die Grenzen des Schutzbereichs der Versammlungsfreiheit konkretisiert.
Die Regelung kniipft daher an die Eingriffsschwelle des § 22 Absatz 1 an, der die verfas-
sungsimmanenten Schranken der Versammlungsfreiheit fur den Beschrdnkungs- und Ver-
botstatbestand ausgestaltet.

Angesichts der Ubers_;:haubarkeit von Versammlungen in geschlossenen Rdumen wurde
auf eine Befugnis zu Ubersichtsaufnahmen verzichtet. In Féllen einer konkreten Gefahr ist
die eingerdaumte Befugnis hingegen ausreichend.

Die Befugnis des § 25 dient der Abwehr von Gefahren nach § 22 Absatz 1 im Zusammen-
hang mit einer Versammlung in einem geschlossenen Raum. Die Befugnis erlaubt keine
Malnahmen der vorbeugenden Verbrechensbekdmpfung. Lediglich soweit dies Absatz 2
Satz 2 erlaubt, durfen zunédchst zur Abwehr konkreter Gefahren erhobene Daten zu anderen
Zwecken verwendet werden. Als weitere Verwendungsmoglichkeiten werden die Verfol-
gung von Straftaten und die kiinftige Gefahrenabwehr vorgesehen. Beide Vorschriften zur
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Zweckanderung knlpfen hinsichtlich der Schwere der im Raum stehenden Straftaten an
8 22 Absatz 1 Nummer 3 an, um dem datenschutzrechtlichen Grundsatz zu gentigen, dass
die Verwertungsschwellen grundsétzlich den Erhebungsschwellen zu entsprechen haben
(B. Pieroth/B. Schlink/M. Kniesel, Polizei- und Ordnungsrecht, 5. Aufl. 2008, 8 15 Rn. 12
ff.). Die Mitteilungspflicht soll die Rechtsschutzmdglichkeiten der Betroffenen sichern, die
Loschungsregelung einen ausreichenden Datenschutz gewéhrleisten und die Dokumenta-
tionspflicht die interne und externe Uberpriifoarkeit der MaRnahmen erleichtern.

Absatz 1 regelt den primdren Zweck der Bild- und Tonaufnahmen und entsprechenden
Aufzeichnungen. Die Befugnis dient der Abwehr von Gefahren, die von Versammlungs-
teilnehmenden oder anderen Personen ausgehen. Zur Abwehr von Gefahren kdnnen Auf-
nahmen dadurch beitragen, dass von ihnen eine abschreckende Wirkung ausgeht, indem
sie das Verfolgungsrisiko fur Straftater und Straftaterinnen erhohen, und dadurch, dass sie
in Einzelfallen die Durchfiihrung und Koordination von weitergehenden Gefahrenabwehr-
maRnahmen erleichtern. Aus Grunden der verfassungsrechtlichen Rechtfertigung wird in
Absatz 1 nicht jede Art von Gefahren in Bezug genommen, sondern nur die in § 22 Ab-
satz 1 ndher beschriebenen. Eine Absenkung der Eingriffsschwelle nimmt die Regelung
nicht vor. Jedenfalls im Rahmen der VerhaltnismaRigkeit des Eingriffs — wenn nicht schon
bei den Anforderungen an die Gefahr — ist jedoch der Umstand zu berticksichtigen, dass
fur Eingriffe mit geringerer Eingriffsintensitat nicht dieselbe Eintrittswahrscheinlichkeit
verlangt wird, wie etwa bei Verbots- oder Aufldsungsverfligungen (vgl. zum Zusammen-
hang von Eingriffsintensitat und Eintrittswahrscheinlichkeit BVerfGE 100, 313 [392]; 115,
320 [360 f.]).

Die Regelung erwahnt Aufnahmen und Aufzeichnungen. Da es sich bei beiden Mal3nah-
men um Grundrechtseingriffe handelt, gelten bei Versammlungen in geschlossenen Rau-
men grundsatzlich dieselben Rechtfertigungsanforderungen, weshalb Aufnahmen und
Aufzeichnungen in Absatz 1 an dieselben VVoraussetzungen geknlpft werden. Im Rahmen
der VerhaltnismaRigkeit der Malinahme hat jedoch die blofRe Aufnahme Vorrang vor der
Aufzeichnung, wenn der Zweck der MaRnahme bereits durch eine Aufnahme erreicht wer-
den kann.

Im Ubrigen wird hinsichtlich der Absitze 3 bis 5 auf die Ausfiihrungen zu § 18 Absitze 4
bis 6 verwiesen.

Zu 8 26 (Straftaten):

Der Katalog der Straftaten wird gegeniiber dem bisherigen geltenden Versammlungsgesetz
des Bundes deutlich reduziert, um eine ibermaRige Kriminalisierung des Verhaltens in o-
der im Umfeld von Versammlungen zu verhindern. Insgesamt beschréankt sich der Straftat-
katalog insbesondere auf gewalttadtige Handlungen sowie Taten mit erhéhtem Gefdhr-
dungspotential, wie dem Einsatz von Waffen oder Gegenstdnden im Sinne von § 9 Ab-
satz 1 Nummer 2.

Hinsichtlich des VerstolRes gegen das praventive Stérungsverbot (8§ 8) wird bei der Sankti-
onierung zwischen gewalttatigen Stérungen und sonstigen erheblichen Stérungen differen-
ziert. Nur die Vornahme oder Androhung von Gewalttétigkeiten zur Verhinderung einer
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nicht verbotenen Versammlung wird in Absatz 1 als Straftat erfasst. Damit wird der Straf-
barkeitsvorwurf bewusst auf die besonders schwere Verletzung des Stérungsverbotes in
Form der Begehung von Gewalttatigkeiten beschrankt.

Absatz 2 Nummer 1 Satz 1 sanktioniert den Verstol3 gegen das Waffenverbot nach § 9 Ab-
satz 1 Nummer 1. Durch die ergdnzende Aufnahme einer Subsidiaritatsklausel in Absatz 2
Nummer 1 wird einer Ungleichbehandlung bei der Strafzumessung entgegengewirkt, die
dadurch entsteht, dass gemaR Artikel 3 Absatz 1 Nummer 1 Einfiihrungsgesetz zum Straf-
gesetzbuch (EGStGB) Landesrecht nur eine HOchstfreiheitsstrafe von zwei Jahren vorse-
hen kann. Die Strafbarkeit ist somit davon abhangig, dass die Tat nicht bereits nach § 52
Absatz 3 Nummer 9 Waffengesetz (WaffG) bestraft wird. Dies ist beispielsweise bei nicht-
offentlichen Versammlungen der Fall, da § 52 Absatz 3 Nummer 9 WaffG i.V.m. § 42
WaffG nur 6ffentliche Veranstaltungen erfasst. Absatz 2 Nummer 1 Satz 2 stellt den Ein-
satz bewaffneter Ordnerinnen und Ordner unter Strafe. Dabei erstreckt sich der Anwen-
dungsbereich auch auf nichtéffentliche Versammlungen.

Absatz 2 Nummer 2 stellt das gewalttatige VVorgehen gegen die Versammlungsleitung oder
Ordnerinnen und Ordner unter Strafe. Auch nichtoffentliche Versammlungen sind vom
Anwendungsbereich erfasst. Geschutzt sind die Versammlungsleitung und Ordnerinnen
und Ordner jedoch nur in der rechtméfi3igen Ausubung ihrer gesetzlichen Befugnisse.

In Absatz 2 Nummer 3 wird bestimmt, dass ein Verstol} gegen das Vermummungs- und
Schutzausrustungsverbot als Straftat geahndet wird. Voraussetzung fur eine Sanktions-
maoglichkeit ist, dass der Téater bzw. die Téterin gegen eine zuvor erlassene entsprechende
Anordnung nach 8 19 Absatz 2 verstoRRen hat.

Auch eine Strafbarkeit hinsichtlich des Einsatzes von gefahrlichen Werkzeugen im Sinne
von 8 9 Absatz 1 Nummer 2 setzt den VerstoRR gegen eine vorherige behdrdliche Anord-
nung voraus. Dies wird in Absatz 2 Nummer 4 geregelt.

Zu 8 27 (Ordnungswidrigkeiten):

Nach dieser Vorschrift knnen bestimmte VerstoRe gegen Bestimmungen dieses Gesetzes
als Ordnungswidrigkeit geahndet werden. Viele Straftatbestande sind im Vergleich zum
Bundesversammlungsgesetz nun lediglich als Ordnungswidrigkeit erfasst. Dies fiihrt nicht
nur zu einer erweiterten Entkriminalisierung, sondern starkt auch die Handlungsfreiheit der
Polizei, da hier das Opportunitatsprinzip an die Stelle des strafprozessualen Legalitatsprin-
zips tritt. Die Reihenfolge der Ordnungswidrigkeiten orientiert sich systematisch nach der
Reihenfolge der ihnen zugrunde liegenden gesetzlichen Pflichten.

Absatz 1 Nummer 1 knlipft an den bisherigen § 26 Nummer 2 VersG an. Anders als die
entsprechende Vorschrift im Versammlungsgesetz des Bundes wird die Verletzung der An-
zeigepflicht jedoch nunmehr als Ordnungswidrigkeit eingeordnet, was dem geringeren Un-
rechtsgehalt im Vergleich zu anderen Straftaten entspricht. Weiterhin kann auch die we-
sentlich andere Durchfiihrung der Versammlung, als in der Anzeige angegeben, sanktio-
niert werden. Die wesentlich andere Durchfiihrung war bislang als Straftat eingeordnet und
ist jetzt als Ordnungswidrigkeit erfasst. Nur erhebliche Abweichungen fallen unter den
Tatbestand.
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Absatz 1 Nummer 2 nimmt den Regelungsgehalt des § 23 VersG auf und sanktioniert die
Aufforderung zur Teilnahme an vollziehbar verbotenen oder aufgeldsten Versammlungen.
Dabei wird auch ausdricklich der Aufruf tiber das Internet erfasst. Das Aufrufverbot war
bislang als Straftat erfasst und wird zur Ordnungswidrigkeit herabgestuft.

Absatz 1 Nummer 3 sanktioniert die Verursachung erheblicher Stérungen mit der Absicht,
nicht verbotene Versammlungen oder Aufzlige zu verhindern oder sonst ihre Durchfiihrung
zu vereiteln und knupft somit an das Storungsverbot aus 8 8 an. Als einschréankende tatbe-
standliche VVoraussetzung kommt hinzu, dass eine Sanktionierung erheblichen Stérverhal-
tens eine vorherige von der Behérde rechtméaRige ,,Anordnung, dies zu unterlassen* vo-
raussetzt.

Absatz 1 Nummer 4 greift den Regelungsgehalt von 8 25 Nummer 2 VersG auf und sank-
tioniert das Zuwiderhandeln der Versammlungsleitung oder der Veranstalterin oder des
Veranstalters gegen vollziehbare beschrankende Verfligungen, Verbote oder Auflésungen.
Der VerstoR gegen nach Versammlungsbeginn erlassene Beschrdnkungen ist nun aus-
dricklich als Ordnungswidrigkeit erfasst. Gleichgestellt sind Beschliisse im gerichtlichen
Eilverfahren. Die Vorschrift beschrénkt sich im Gegensatz zur bisherigen Regelung auf
eine BuRgeldbewehrung des VerstoRes. Uber das Versammlungsgesetz des Bundes hinaus
erstreckt sich die Anwendbarkeit nicht nur auf die Versammlungsleitung, sondern auch auf
die Veranstalterin oder den Veranstalter. Auch erstreckt sich der Sanktionstatbestand auf
Versammlungen im geschlossenen Raum.

Absatz 1 Nummer 5 richtet sich an die Teilnehmerinnen und Teilnehmer und ist im Ubri-
gen inhaltsgleich mit Nummer 4 und ordnet — in dieser Variante nun im Einklang mit der
bisherigen Regelung des § 29 Absatz 1 Nummer 3 VersG — den Verstol? als Ordnungswid-
rigkeit ein. Da nunmehr auch der VerstoR gegen ein Verbot und eine Auflosung erfasst ist,
erfasst die Norm auch den Tatbestand der Teilnahme an einer vollziehbar verbotenen Ver-
sammlung (bisher § 29 Absatz 1 Nummer 1 sowie § 29a VersG). Uber die bundesgesetzli-
che Regelung hinaus ist auch der Verstol3 gegen nach Versammlungsbeginn erlassene Be-
schrankungen tatbestandlich erfasst.

Absatz 1 Nummer 6 ordnet Versto3e gegen das Uniformverbot nach § 9 Absatz 2 als Ord-
nungswidrigkeit ein. Voraussetzung fur eine Sanktionsmdglichkeit ist, dass die Taterin o-
der der Tater gegen eine zuvor erlassene entsprechende Anordnung nach 8 9 Absatz 3 ver-
stoRen hat.

Absatz 1 Nummer 7 entspricht der bundesrechtlichen Sanktionsnorm des § 29 Nummer 5
VersG, die ein pflichtwidriges Verweilen ausgeschlossener Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer mit einem Bul3geld ahndet. Da in § 16 Absatz 1 eine erweiternde Regelung in der Form
getroffen wurde, dass auch eine behdrdliche Teilnahmeuntersagung im Vorfeld normiert
ist, ist auch der Verstol3 gegen eine solche Untersagungsverfligung buRgeldbewehrt.

Absatz 1 Nummer 8 entspricht der bisherigen Regelung des § 29 Nummer 2 VersG und hat
aufgrund der Nummern 4 und 5 lediglich klarstellende Funktion.

Absatz 2 enthdlt eine an der Schwere der Verstél3e orientierte Abstufung der Hohe der
GeldbuRe.
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Zu 8 28 (Einziehung):

Die Vorschrift entspricht inhaltlich 8 30 VersG. Sie soll die Einziehung sichergestellter
Gegensténde (z.B. Waffen, Schutzausrustungen und Uniformen) ermdéglichen, auch wenn
diese nicht Tatwerkzeuge gemall § 74 Absatz 1 StGB sind. Stehen sichergestellte Gegen-
stdnde im Eigentum eines Dritten, so erlaubt Satz 2 ihre Einziehung unter den Vorausset-
zungen des 8 74a StGB bzw. § 23 des Gesetzes Uber Ordnungswidrigkeiten. Die Einzie-
hung hat zur Folge, dass das Eigentum an diesen Gegenstédnden auf den Staat tibergeht.

Zu 8 29 (Kosten):

Die Vorschrift trifft eine abschlielende, den allgemeinen Vorschriften vorgehende Rege-
lung fur die Erhebung von Kosten (Geblhren und Auslagen) durch die zustandige Ver-
sammlungsbehorde. Danach sind Amtshandlungen nach diesem Gesetz kostenfrei.

Mit der Gewaéhrleistung der Versammlungsfreiheit als Recht birgerschaftlicher Selbstbe-
stimmung ist es grundsétzlich nicht vereinbar, wenn aus der Wahrnehmung dieses Rechts
Kostenpflichten entstehen. Malinahmen der Versammlungsbehérde und der Polizei, die le-
diglich die Durchfuhrbarkeit einer Versammlung sichern sollen, liegen in der freiheitlich-
rechtsstaatlichen Demokratie im Interesse der Allgemeinheit (vgl. BVerfGE 5, 85 [204 f.]).
Ihre Kosten durfen daher nicht dem Veranstaltenden oder den Teilnehmenden der Ver-
sammlung auferlegt werden. Eine Ausnahme kann gerechtfertigt sein, wenn die Durchfuih-
rung einer Versammlung Gefahren verursacht, zu deren Abwehr Amtshandlungen erfor-
derlich werden. Das berechtigte Anliegen der Gefahrenabwehr darf aber keinesfalls dazu
fuhren, dass die Aussicht auf solche Belastungen die Burgerinnen und Blrger davon abhilt,
ihr Grundrecht der Versammlungsfreiheit auszuiiben.

Die in § 29 vorgesehene Kostenfreiheit samtlicher nach diesem Gesetz vorgenommener
Amtshandlungen tragt darum zum einen dem versammlungstypischen Regelfall Rechnung,
in dem es an einem Rechtsgrund fir die Kostenerhebung fehlt oder die Kosten nicht ein-
deutig einem Veranlasser oder einer Veranlasserin zuzurechnen sind. Die Kostenfreiheit
soll daruiber hinaus dem Risiko einschiichternder Wirkungen vorbeugen. Dass dadurch Ein-
nahmen flr den Staat in Situationen entfallen kénnen, in denen eine Kostenpflicht begriind-
bar ware, ist hinzunehmen, weil es sich um Ausnahmefalle handelt, bei denen zudem meist
der Prifungs-Vollzugsaufwand aulRer Verhéltnis zu den Kosten stehen wird, die geltend
gemacht werden konnten.

Im Einzelnen ist verfassungsrechtlich zu berlcksichtigen, dass nach der Rechtsprechung
des Bundesverfassungsgerichts fiir versammlungsrechtliche Malinahmen nur dann Kosten
erhoben werden dirfen, wenn sie der Abwehr einer konkreten Gefahr dienen. In Anbetracht
der Erlaubnisfreiheit (Artikel 8 Absatz 1 GG) und der damit grundrechtlich garantierten
Autonomie von Versammlungen ist demgegenuber die gesetzlich vorgeschriebene An-
zeige einer Versammlung ebenso von Kostenanforderungen frei zu stellen wie eine behérd-
liche Regelung von Vorkehrungen und Mitteln (von Veranstaltenden oder Teilnehmen-
den), die in einem funktionalen Zusammenhang mit der Durchfiihrung der (nicht verbote-
nen) Versammlung stehen. Ferner dirfen nach der Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts insbesondere keine Kosten erhoben werden fir bloRe Hinweise auf die
Rechtslage oder flr sonstige Verfugungen, die nicht der Abwehr einer konkreten, unmit-
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telbaren Gefahr dienen (Verhaltensanweisungen, die Vorkehrungen flr abstrakt geféhrli-
che Tatbestande vorsehen oder im Sinn vorsorgender Malinahmen auch ohne Vorliegen
einer konkreten Gefahr den reibungslosen Ablauf einer Versammlung gewahrleisten sol-
len, BVerfG [K], 1 BvR 943/02 v. 25. 10. 2007, NVwZ 2008, 414). Danach scheidet eine
Kostenerhebung vor allem auch dann aus, wenn eine versammlungsrechtliche MaRnahme
nicht die Abwehr von Gefahren bezweckt, die von der Versammlung ausgehen, sondern
dem Interessenausgleich dient, insbes. etwa mit Ricksicht auf zum selben Termin am sel-
ben Ort geplante andere Versammlungen oder auf die Fortbewegungsfreiheit der Verkehrs-
teilnehmer getroffen wird (vgl. BVerfGE 69, 315 [353]).

Dadurch reduziert sich der Anwendungsbereich einer méglichen versammlungsrechtlichen
Kostenpflicht auf eine praktisch irrelevante Zahl von hypothetischen Féllen. Als Kosten-
schuldner von Amtshandlungen nach dem Versammlungsrecht kommt aus Grinden der
Zurechenbarkeit ohnehin allenfalls der Veranstaltende in Betracht, da sich Gefahrensitua-
tionen nie einzelnen Teilnehmenden zurechnen lassen. Regelmé&Rig werden Beschran-
kungs- oder Verbotsgrinde aber auch einem Veranstaltenden nicht eindeutig und aus-
schliel3lich zuzurechnen sein: Beschrankungen werden ohnehin in der Regel nicht zur Ge-
fahrenabwehr im engeren Sinn, sondern in Folge einer Abwagung zwischen verschiedenen
Nutzungsinteressen ausgesprochen. Sie finden ihre Rechtfertigung im Ausgleich grund-
satzlich gleichberechtigter Nutzungsinteressen (BVerfGE 69, 315 [349 f., 353]), so dass
die Verantwortlichkeit fir die Beeintrachtigung gesetzlich anerkannter Rechtsguter und
damit die Kostenpflichtigkeit von vornherein nicht einseitig zugewiesen werden kann. In
der versammlungsbehordlichen Praxis gilt dies aber ebenso fiir den Normalfall des Ver-
bots, in dem sich nicht eine — verfassungsrechtlichen Anforderungen gentigende — klar um-
grenzte Gefahrverantwortlichkeit eines Veranstaltenden feststellen lassen wird. Fir die
verbleibenden, duferst seltenen Falle, in denen die Gefahrverantwortlichkeit, die ein Ver-
sammlungsverbot tragt, eindeutig zugeordnet werden kann, steht der von der Verwaltung
zu betreibende Prifungs- und Begriindungsaufwand auRer Verhdltnis zu den Kosten, die
geltend gemacht werden konnten. In der Konsequenz werden Amtshandlungen nach die-
sem Gesetz kostenfrei gestellt. Unberlhrt bleibt damit die Mdoglichkeit, fur (Vollstre-
ckungs-)Malinahmen der Polizei (insbes. nach Auflésung einer Versammlung oder nach
Ausschluss eines Teilnehmenden) Kosten gemaR den allgemeinen Bestimmungen zu erhe-
ben.

Zu 8 30 (Datenverarbeitung):

8 30 statuiert die notwendigen gesetzlichen Grundlagen zur Datenverarbeitung durch die
jeweils zustandige Behorde.

Zu 8 31 (Zustandigkeitsregelungen):

8§ 31 ordnet an, dass die Polizei Berlin sachlich und ortlich zustandig flr die Durchfiihrung
dieses Gesetzes ist.

Zu 8 32 (Einschrankung von Grundrechten):
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Die Vorschrift kommt — wie 8 20 des VersG — dem Zitiergebot des Artikels 19 Absatz 1
Satz 2 des Grundgesetzes nach. Danach muss ein Gesetz dasjenige Grundrecht unter An-
gabe seines Artikels benennen, das durch dieses Gesetz oder aufgrund dieses Gesetzes ein-
geschrénkt wird. Die Legislative soll sich tiber die Auswirkungen ihrer Regelungen fur die
betroffenen Grundrechte im Klaren sein und die Grundrechtseinschrankung kenntlich ma-
chen (Warn- und Besinnungsfunktion).

Das Grundrecht auf Versammlungsfreiheit wird durch Artikel 26 VvB und Artikel 8 GG
geschutzt und steht im Hinblick auf Versammlungen unter freiem Himmel nach Artikel 8
Absatz 2 GG unter einem ausdriicklichen Gesetzesvorbehalt. Das Zitiergebot findet An-
wendung auf Grundrechte, die aufgrund ausdriicklicher Ermachtigung von der Legislative
eingeschrankt werden durfen (vgl. BVerfGE 64, 72 [79 f.]), also auch auf die Freiheit der
Versammlungen unter freiem Himmel.

Zu Artikel 2:
Zul.:

Das Gesetz Gber Aufnahmen und Aufzeichnungen von Bild und Ton bei Versammlungen
unter freiem Himmel und Aufziigen vom 23. April 2013 (GVBI. 2013, 103) tritt auBer
Kraft, weil der Regelungsgehalt in die vorliegende Neukodifikation integriert wurde.

Zu 2.

Das Gesetz uber die Befriedung des Tagungsortes des Abgeordnetenhauses von Berlin
(Berliner Bannmeilengesetz) vom 17. Mdrz 1983 (GVBI. S. 482), zuletzt gedndert durch
Gesetz vom 16. Februar 1998 (GVBI. S. 18), tritt aul3er Kraft, weil der Regelungsgehalt in
die vorliegende Neukodifikation integriert wurde.

Zu 3.:

Das Gesetz zum Schutz von Gedenkstétten, die an die Opfer der menschenunwirdigen
Behandlung unter der nationalsozialistischen Gewalt- und Willkirherrschaft erinnern (Ge-
denkstéttenschutzgesetz), vom 25. Mai 2006 (GVBI. S. 456) tritt aul3er Kraft, weil der Re-
gelungsgehalt in die vorliegende Neukodifikation integriert wurde.

Zu Artikel 3:

Der Artikel regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.

Berlin, d. 02. Juni 2020

Saleh Zimmermann Kohlmeier
und die ubrigen Mitglieder der Fraktion
der SPD



Abgeordnetenhaus von Berlin Seite 60 Drucksache 18/2764
18. Wahlperiode

Bluhm Wolf Schlusselburg  Helm
und die tbrigen Mitglieder der Fraktion
Die Linke

Kapek Gebel Lux
und die ubrigen Mitglieder der Fraktion
Bindnis 90/Die Griinen



	§ 6
	Versammlungsleitung
	Rechte der Versammlungsleitung

	§ 19
	Vermummungs- und Schutzausrüstungsverbot


